So viel Neuanfang war nie: Das TAB in der 18. Wahlperiode. TAB-Brief Nr. 43 by TAB
SCHWERPUNKT: > So viel Neuanfang war nie:
DAS TAB IN DER   Das TAB in der 18. Wahlperiode  3
18. WAHLPERIODE
 > TA beim Deutschen Bundestag:
  Neujustierung und bevorstehende Aufgaben  4
 > Dialogprozesse und Diskursanalysen  10
 > Horizon-Scanning: Ein strukturierter Blick ins Ungewisse  14
 > Aspekte der Nachhaltigkeit systematisch in den Blick nehmen 19
TA-PROJEKTE > Postdienste und moderne Informations- und
  Kommunikationstechnologien  23
 > Climate Engineering  25
 > Inwertsetzung von Biodiversität:
  Wissenschaftliche Grundlagen und politische Perspektiven 27
 > Die Zukunft des Stromnetzes:
  Weichenstellungen für die Energiewende  29
 > Chancen und Kriterien eines Nachhaltigkeitssiegels
  für Verbraucher  31
 > Medikamentenentwicklung für Afrika:
  Projektgenese im Deutschen Bundestag  33
 > Synthetische Biologie: Ein Schlüsselbegriff künftiger
  Anwendungen der Biotechnologie  35
TA INTERNATIONAL > Neuigkeiten von EPTA und PACITA  37
 > Science and Technology Options Assessment (STOA)
  des Europäischen Parlaments  39
 > Die schwedische parlamentarische Bewertungs- und
  Forschungsabteilung  42





ARBEITSBEREICHE UND AKTUELLE THEMEN
















Moderne Stromnetze als Schlüsselelement einer nachhaltigen Dr. Reinhard Grünwald
Energieversorgung Dr. Claudio Caviezel
Synthetische Biologie Dr. Arnold Sauter
Geoengineering Dr. Claudio Caviezel
 Dr. Christoph Revermann
Chancen und Kriterien eines Nachhaltigkeitssiegels für Verbraucher  Dr. Christoph Revermann
 Maik Poetzsch
Medikamente für Afrika – Dr. Katrin Gerlinger
Maßnahmen zur Verbesserung der gesundheitlichen Situation  Dr. Christoph Kehl
Inwertsetzung von Biodiversität  Dr. Christoph Kehl
 Dr. Arnold Sauter
MONITORING
Nachhaltige Energieversorgung – Lastfolgefähigkeit deutscher Kernkraftwerke Dr. Reinhard Grünwald
 Dr. Claudio Caviezel
INNOVATIONSREPORT
Weiße Biotechnologie Dr. Arnold Sauter
3















4Synthetische Biologie, Climate Engi-
neering, Onlinegentests, 3-D-Drucker –
der wissenschaftlich-technische Fort-
schritt stürmt voran. Um politisch wir-
kungsvoll und nachhaltig gestalten zu 
können, bedarf es der vorausschau-
enden Beobachtung und Analyse die-
ses Fortschritts und seiner Folgen für 
Gesellschaft, Wirtschaft und Politik –
keine leichte Aufgabe angesichts einer 
kaum noch überschaubaren Zahl von 
Informationsquellen und -kanälen.
Der Bundestag hat sich hierfür eine 
besondere wissenschaftlichen Bera-
tungseinrichtung geschaffen: das Büro 
für Technikfolgen-Abschätzung beim 
Deutschen Bundestag (TAB). Wie aber 
funktioniert das TAB? Was ist Tech-
nikfolgenabschätzung (TA) überhaupt? 
Womit und wie kann sie das Parlament 
bei seiner Arbeit unterstützen? Diese 
Fragen möchten wir jeweils zu Beginn 
einer neuen Wahlperiode insbesonde-
re mit Blick auf die neuen Abgeordne-
ten des Deutschen Bundestages in einer 
besonderen Ausgabe unseres Newslet-
ters beantworten.
Vor vier Jahren geschah dies »teils im 
Rückblick, teils als Status-quo-Be-
schreibung«, so hieß es im Vorwort 
zum TAB-Brief Nr. 36. Die damali-
ge Beschreibung der Arbeitsweise, der 
Blick auf 20 Jahre TAB, auf Themen-
komplexe und beispielhafte Projekte –
all das bietet auch heute noch einen gu-
ten Überblick über bislang Geleistetes 
und kann daher allen Interessierten zur 
Lektüre empfohlen werden. Und dazu 
natürlich auch die weiteren Ausgaben 
unseres Newsletters auf www.tab-
beim-bundestag.de, der über alle wich-
tigen Ergebnisse und Ereignisse der 
TA beim Deutschen Bundestag in der 
17. Wahlperiode in kurzer Form be-
richtet hat.
In den vergangenen vier Jahren gab es 
mehrere besondere Anlässe, Veranstal-
tungen und Weichenstellungen für das 
TAB. Hervorzuheben sind das 20-jäh-
rige Jubiläum 2010, das feierlich im 
Deutschen Bundestag begangen wur-
de (TAB-Brief Nr. 38), sowie die inter-
nationale Konferenz der europäischen 
parlamentarischen TA-Einrichtungen, 
die den Abschluss der deutschen EP-
TA-Präsidentschaft im Jahr 2011 bilde-
te und ebenfalls eine große Resonanz 
und viel Lob einbrachte (TAB-Brie-
fe Nr. 39 und 40; zu EPTA siehe die 
Rubrik »TA International«, S. 37 in 
diesem TAB-Brief). Prägend für die 
Jahre 2012 und 2013 waren dann ins-
besondere die Neuausschreibung und 
-vergabe des TAB-Betriebs für den 
Zeitraum von September 2013 bis 
August 2018, die erfreulicherweise 
in eine Wiederbeauftragung des Ins-
tituts für Technikfolgenabschätzung 
und Systemanalyse (ITAS) des Karls-
ruher Instituts für Technologie (KIT) 
mündeten, aber gleichzeitig eine Rei-
he von Änderungen und Neujustie-
rungen brachte.
Zum einen ergaben sich daraus gleich 
drei neue Kooperationspartner des 
KIT/ITAS beim Betrieb des TAB. Zum 
anderen wurden gemeinsam mit den 
für das TAB zuständigen Abgeordneten 
aller Fraktionen – der »ständigen Be-
richterstattergruppe für TA« des Aus-
schusses für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung – unter Lei-
tung der langjährigen Ausschussvorsit-
zenden Ulla Burchardt die Zielsetzun-
gen und Aufgabenbereiche der TA beim 
Deutschen Bundestag intensiv beraten 
und in mehrerer Hinsicht erweitert und 
neu akzentuiert: In Zukunft wird das 
»TAB-Kerngeschäft« – TA-Projekte, 
Monitoring und Innovationsreports –
stärker auf das Leitbild »Nachhaltige 
Entwicklung« ausgerichtet; der Bereich 
Technologievorausschau soll durch ein 
kontinuierliches Horizon-Scanning ge-
stärkt werden; und der Erfahrungs- und 
Meinungsaustausch mit gesellschaft-
lichen Akteuren soll durch systema-
tische Diskursanalysen und Dialog-
verfahren einen größeren Stellenwert 
erhalten.
Die vielfältigen Neuerungen und be-
vorstehenden Aufgaben prägen daher 
den Inhalt dieser TAB-Brief-Ausgabe 
zu Beginn der 18. Legislaturperiode. 
Nach einem kurzen Überblick zu unse-
rem Verständnis, den Zielen, Prozessen 
und Herausforderungen der TA beim 
Deutschen Bundestag bildet die Vor-
stellung der neuen Kooperationspart-
ner – das Institut für Zukunftsstudien 
und Technologiebewertung gGmbH 
(IZT), Berlin, das Helmholtz-Institut 
für Umweltforschung GmbH (UFZ) 
in Leipzig sowie die VDI/VDE In-
novation + Technik GmbH, Berlin –
mit ihren spezifischen Perspektiven, 
Kompetenzen und Arbeitsweisen, mit 
denen sie die TA beim Deutschen Bun-
destag bereichern werden, den Schwer-
punkt dieses TAB-Briefs. Der zweite 
Teil umfasst dann Kurzdarstellungen 
zu den Projekten Geoengineering, In-
wertsetzung von Biodiversität, Medi-
kamente für Afrika, Nachhaltigkeits-
siegel, Postdienste, Stromnetze und 
Synthetische Biologie. Sie zeigen die 
thematische Vielfalt der TA beim Deut-
schen Bundestag und sollen neugierig 
machen auf die ausführlichen Berich-
te, die in den kommenden Wochen und 
Monaten vorgelegt werden.
So viel Neuanfang war nie – was aber 
bleibt, ist die besondere Verantwortung 
der wissenschaftlichen Arbeit für den 
Deutschen Bundestag. In diesem Sinne 
ist das neue Mandat des TAB für die 
kommenden Jahre Ansporn und Ver-
pfichtung zugleich, dieser Verantwor-
tung gerecht zu werden.
SO VIEL NEUANFANG WAR NIE:
DAS TAB IN DER 18. WAHLPERIODE
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4 Technikfolgenabschätzung (TA) dient dazu, Wechselwirkungen von wissenschaft-
lich-technischen Entwicklungen, gesellschaftlichen Prozessen aller Art – kultu-
rell, ökonomisch, sozial, politisch – und der natürlichen Umwelt vorausschauend 
zu erfassen und mit Blick auf zukünftige Potenziale und Herausforderungen zu 
analysieren. Je nach Adressat bzw. Auftraggeber kann TA eher der neutralen Wis-
sensbereitstellung dienen, die öffentliche Debatte anregen oder aber vorrangig 
auf die Erarbeitung konkreter Handlungsoptionen für Politik, Verwaltung oder 
für die Wirtschaft abzielen.
Die jeweilige Zielstellung hat Rück-
wirkung auf den Gesamtprozess und 
seine Ausrichtung; dies fängt bei der 
Themenstellung an und prägt die Wahl 
der Untersuchungsmethoden ebenso 
wie die Art der Ergebnisaufbereitung 
und Kommunikation. Prinzipiell kön-
nen eine technologiebasierte (wie bei-
spielsweise in einem TA-Projekt zur 
Nanotechnologie; TAB-Arbeitsbericht 
Nr. 92) und eine problem(lösungs)
basierte Perspektive (Was kann die 
Forschung zu Lösung des Welter-
nährungsproblems beitragen? TAB-
Arbeitsbericht Nr. 142) unterschieden 
werden. Charakteristisch für TA ist 
ihr transdiziplinärer Charakter. Trans-
disziplinarität steht für den Anspruch, 
vielfältige disziplinäre und interdiszi-
plinäre wissenschaftliche Expertise mit 
Kenntnissen, Positionen und Kompe-
tenzen nichtakademischer Fachleute 
und Interessenvertreter aus allen Be-
reichen der Gesellschaft (Industrie, 
Verbände, Nichtregierungsorganisa-
tionen, Betroffenengruppen) zusam-
menzubringen, um eine umfassende 
Wissensbasis für die Entwicklung von 
realitätstauglichen Innovations- und 
Problemlösungsstrategien zu erlangen.
Anders, als es der Begriff nahelegt, be-
fasst sich Technikfolgenabschätzung 
häufig gar nicht so sehr mit einzelnen 
Technologien oder Techniklinien, son-
dern stellt vielmehr eher eine Art Wis-
senschafts- oder Forschungsfolgenab-
schätzung dar. Dies trifft insbesondere 
dann zu, wenn es um Vor- und Früh-
stadien der Technologieentwicklung 
geht, bei denen die Grundlagenfor-
schung dominiert und über Anwen-
dungen wie auch mögliche Risiken 
noch große Unsicherheit herrscht – 
so z.B. in laufenden Projekten zum 
Climate Engineering (S. 25) und zur 
Synthetischen Biologie (S. 35). Hinzu 
kommt, dass viele Trends der techni-
schen Entwicklung der letzten Jahre, 
v.a. im Bereich der Informations- und 
Kommunikationstechnologien, dazu 
führen, dass technische Innovationen 
immer untrennbarer mit sozialen In-
novationen einhergehen (unüberseh-
bar im Feld der sozialen Medien, aber 
auch bei Veränderungen der indus-
triellen Produktion durch »sharing 
economy«, »open innovation« und 
3-D-Druck etc.).
ZWEI GRUNDPFEILER DES TAB:
UNABHÄNGIGKEIT UND STABI-
LE WISSENSCHAFTLICHE BASIS
Gerade mit Blick auf den Prozess der 
Politikberatung des Parlaments ist 
es notwendig, dass die durchführen-
de TA-Institution so frei wie möglich 
von eigenen Interessen in dem unter-
suchten Technologie- oder Problemfeld 
ist, um unvoreingenommen das gesam-
te Spektrum gesellschaftsverträglicher 
TA BEIM DEUTSCHEN BUNDESTAG:
NEUJUSTIERUNG UND BEVORSTEHENDE AUFGABEN
§ 56A TECHNIKFOLGENANALYSEN
1. Dem Ausschuss für Forschung, Technologie und Technikfolgenabschät-
zung obliegt es, Technikfolgenanalysen zu veranlassen und für den Deut-
schen Bundestag aufzubereiten und auszuwerten. Er kann mit der wissen-
schaftlichen Durchführung von Technikfolgenanalysen Institutionen au-
ßerhalb des Deutschen Bundestages beauftragen.
2. Der Ausschuss für Forschung, Technologie und Technikfolgenabschät-
zung hat Grundsätze über die Erstellung von Technikfolgenanalysen auf-
zustellen und diese Grundsätze zum Ausgangspunkt seiner Entscheidung 
im Einzelfall zu machen.
Quelle: Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages
BERICHTERSTATTERGRUPPE FÜR TA
IN DER 18. LEGISLATURPERIODE
> Patricia Lips, MdB, CDU/CSU
(Ausschussvorsitzende)
> Dr. Philipp Lengsfeld, MdB, 
CDU/CSU
> René Röspel, MdB, SPD
> Ralph Lenkert, MdB, Die Linke
> Harald Ebner, MdB,
Bündnis 90/Die Grünen
Handlungsoptionen aufzeigen zu kön-
nen. Dass inhaltliche und institutio-
nelle Neutralität auch gegenüber den 
Interessen der auftragnehmenden For-
schungseinrichtung ein wesentlicher 
Grundpfeiler der Beratungsleistung ist, 
drückt sich unter anderem in der expli-
ziten Klausel aus, dass die Leitung und 
die Mitarbeiter des TAB bei der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben für den Bun-
destag keinerlei fachlichen Weisungen 
ihres eigentlichen Arbeitsgebers, des 
KIT, unterliegen.
Die institutionelle Konstruktion 
des TAB wurde im Einsetzungsbe-
schluss 1989 folgendermaßen umris-
sen (Bundestagsdrucksache 11/5489): 
»Mit der wissenschaftlichen Durch-
führung von Technikfolgenanalysen 
wird eine Institution außerhalb des 
Parlaments beauftragt, deren recht-
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liche Form, wissenschaftliche Kom-
petenz und interdisziplinäre Struk-
tur sich als geeignet ausweist, diese 
Aufgabe in hoher Selbständigkeit 
und eigener Verantwortung wahrzu-
nehmen.« Ganz bewusst hat sich der 
Bundestag also dafür entschieden, mit 
dem Betrieb des TAB eine ausgewiese-
ne wissenschaftliche Forschungsein-
richtung zu beauftragen – anders als 
eine Reihe anderer europäischer Par-
lamente, die TA-Kapazitäten entwe-
der »inhouse« etabliert (beispielswei-
se in Frankreich oder Großbritannien) 
oder aber TA-Institutionen gegründet 
haben, die vorrangig als Organisa-
toren und Vermittler wissenschaftli-
cher Beratung durch Dritte fungieren 
(wie in Dänemark, Norwegen oder der 
Schweiz) (Rubrik »TA International«, 
S. 39). Bei letzteren bildet dann häufig 
die Anregung des öffentlichen Diskur-
ses über neue Technologien und deren 
Potenziale einen wichtigen Arbeits-
bereich – ein Aspekt von TA, der für 
das TAB in der Vergangenheit nicht 
im Vordergrund stand, dessen Bedeu-
tung aber im Zuge der jüngsten Neu-
ausrichtung der TA beim Deutschen 




Zeitgleich mit dem 20-jährigen Jubi-
läum des TAB 2010 wurde der zweite 
Erfahrungsbericht der Berichterstat-
tergruppe für TA im Namen des Aus-
schusses für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (ABFTA) 
vorgelegt (Bundestagsdrucksache 
17/3010). Darin wurde betont, dass 
es in der zweiten Dekade gelungen war, 
durch vermehrte Anstrengungen des 
Ausschusses, insbesondere der Bericht-
erstattergruppe für TA, gemeinsam mit 
dem TAB durch öffentliche Präsenta-
tionen von Ergebnissen (u.a. der Pro-
jekte zu Nanotechnologie, Biometrie, 
individualisierter Medizin und Gen-
doping) unter Einbezug von Experten, 
gesellschaftlichen Gruppen und gezielt 
eingeladenen Vertretern der Presse die 
Sichtbarkeit der TA deutlich zu erhö-
hen. Eine noch intensivere öffentlich-
keitsbezogene Kommunikation der Er-
gebnisse parlamentarischer TA sowie 
die Erprobung alternativer Veranstal-
tungsformate seien geeignet, die akti-
ve Rolle des Deutschen Bundestages bei 
der Bearbeitung hochrelevanter Quer-
schnitts- und Zukunftsfragen und ihrer 
Kommunikation in die Öffentlichkeit 
weiter zu stärken (Bundestagsdruck-
sache 17/3010, S. 41).
Dementsprechend wurde bereits 2010 
bei der Überarbeitung der Grundsätze 
der Technikfolgenabschätzung gemäß 
§ 56a der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages als ein Ziel der TA 
beim Deutschen Bundestag neu und 
explizit definiert, ein Dialogforum für 
Gesellschaft und Politik zur Diskus-
sion und Beurteilung wissenschaftlich-
technischer Entwicklungen zu bilden 
(siehe Kasten links).
AUFGABEN DER BERICHTERSTATTERINNEN UND BERICHTERSTATTER FÜR TA
> Prüfung von Untersuchungsanträgen aus den Fachausschüssen, Vorberei-
tung des Ausschussbeschlusses, Berichterstattung im Ausschuss
> Beschluss über die Vorschläge des TAB zur Vergabe externer Gutachten
> Prüfung von Zwischen- und Abschlussberichten zu TA-Vorhaben und Be-
richterstattung im Ausschuss zur Abnahme der Berichte
> Überwachung thematischer, zeitlicher und finanzieller Vorgaben für die 
TAB-Aktivitäten
> Abstimmung mit Antragstellern zu TA-Vorhaben bezüglich der Inhalte und 
des Zeitrahmens, Kommunikation mit den Fachausschüssen, an die TA-
Berichte vom Plenum zur Beratung und Beschlussempfehlung überwiesen 
wurden
> Rückkopplung mit Arbeitsgruppen und -kreisen der Fraktionen und den 
Fachberichterstattern
> Teilnahme an vom TAB organisierten Workshops und Fachgesprächen
Quelle: Bundestagsdrucksache 17/3010, S. 12 f.
ZIELSETZUNG DER TECHNIKFOLGENABSCHÄTZUNG (TA)
BEIM DEUTSCHEN BUNDESTAG 
Die TA beim Deutschen Bundestag zielt darauf ab,
> die Potentiale und Auswirkungen wissenschaftlich-technischer Entwick-
lungen umfassend und vorausschauend zu analysieren und die damit ver-
bundenen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und ökologischen Chancen 
auszuloten,
> die Rahmenbedingungen für die Realisierung wissenschaftlich-technischer 
Entwicklungen zu untersuchen,
> ein Dialogforum für Gesellschaft und Politik zur Diskussion und Beurtei-
lung wissenschaftlich-technischer Entwicklungen zu bilden
> und auf dieser Grundlage Handlungsbedarf und Handlungsmöglichkei-
ten des Parlaments aufzuzeigen.
Quelle: Grundsätze der Technikfolgenabschätzung gemäß § 56a der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages (im Folgenden: Grundsätze der TA)
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4 analyse soll aber auch der vorausschau-
ende Blick auf die wissenschaftlich-tech-
nischen Entwicklungen nicht vernach-
lässigt, sondern vielmehr durch ein 
sogenanntes Horizon-Scanning verste-
tigt werden (Kasten). Wie die Darstel-
lung des neuen Kooperationspartners 
VDI/VDE-IT (S. 14) verdeutlicht, liegt 
der Hauptnutzen in der Sensibilisierung 
für eventuell wichtige Entwicklungen, 
die sich unauffällig, in frühen Phasen 
und somit über weite Strecken unent-
deckt manifestieren.
Diese Zielsetzung ist nun im Zuge 
der Neubeauftragung weiter gestärkt 
worden. Zu dem in den Grundsätzen 
der TA im Jahr 2013 neu aufgenom-
menen Arbeitsbereich Diskursanaly-
se und Dialog mit gesellschaftlichen 
Akteuren (Kasten) soll insbesonde-
re der neue Kooperationspartner IZT 
Beiträge leisten (S. 10). 
Dabei geht es um eine systematische 
Nutzung von Beteiligungsverfahren so-
wohl für die Generierung von Erkennt-
nissen für TAB-Projekte (Input) als auch 
für die Weiterverbreitung und Debat-
te von deren Ergebnissen (Output). Die 
Resonanz der öffentlichen Veranstal-
tungen in der vergangenen Legislatur-
periode, insbesondere zu den Themen 
Welternährung (2010), Stromausfall 
(2011) sowie Zugang zur Informations-
gesellschaft (2013), hat das große Inte-
resse an der Arbeit des TAB auch über 
den Bundestag hinaus gezeigt.
BEVORSTEHENDE AUFGABEN 
FÜR TAB UND BUNDESTAG
Welche Art von Ergebnissen bei ty-
pischen TA-Projekten herauskommen 
kann und welchen Wert diese für Parla-
ment, Wissenschaft und Öffentlichkeit 
DISKURSANALYSE UND DIALOG MIT
GESELLSCHAFTLICHEN AKTEUREN
Die Förderung des öffentlichen Dia-
logs und der gesellschaftlichen Mei-
nungsbildung ist ein wichtiger Teil 
der TA im Deutschen Bundestag. 
Einem systematischen Erfahrungs- 
und Meinungsaustausch mit ge-
sellschaftlichen Akteuren kommt 
besondere Bedeutung bei der The-
menfindung und -strukturierung 
sowie bei der öffentlichen Diskus-
sion der Ergebnisse zu. Mithilfe 
von partizipativen Diskursanalysen 
werden Einstellungen und Debatten 
repräsentativer Akteure hinsichtlich 
zukünftiger Nachfrage- und Hand-
lungserfordernisse untersucht, um 
gesellschaftliche Bedarfe und Posi-
tionen in TA-Untersuchungen syste-
matisch berücksichtigen zu können.
Quelle: Grundsätze der TA
HORIZON-SCANNING
Mittels Horizon-Scanning werden 
wissenschaftlich-technische Trends 
in frühen Entwicklungsstadien be-
obachtet und in den Kontext gesell-
schaftlicher Debatten eingeordnet, 
um Innovationssignale möglichst 
früh erfassen und ihre Relevanz be-
urteilen zu können. Zumeist erfolgt 
eine Fokussierung auf jeweils durch 
die Berichterstatter zu bestimmen-
de Themenfelder, die wissenschaft-
liche und technologische Trends 
und/oder bestimmte gesellschaft-
liche Bedarfsfelder abbilden. In 
gewissem Umfang wird das Hori-
zon-Scanning auch themenoffen 
erfolgen.
Quelle: Grundsätze der TA
TA-PROJEKTE
In TA-Projekten werden mit einem 
breiten Untersuchungsansatz kom-
plexe Themen der Wissenschafts- 
und Technikentwicklung analysiert, 
die auch einen ausgeprägten Quer-
schnittscharakter haben können 
und langfristig von gesellschaftli-
cher Bedeutung sind. Das Leitbild 
einer umfassenden nachhaltigen 
Entwicklung bildet eine zentrale 
Orientierung für die Analyse und 
Abschätzung wissenschaftlich-tech-
nologischer, ökonomischer und so-
zialer Zukunftspotenziale sowie da-
mit verbundener Forschungs- und 
Handlungsoptionen.
MONITORING
Relevante Teilaspekte des Wandels 
von Wissenschaft, Technik und Ge-
sellschaft (z.B. Stand von Forschung 
und Entwicklung, Regulierung, in-
ternationale Vergleiche) und dessen 





der mit besonderer Dynamik des 
Innovationsgeschehens in wissen-
schaftlich-technischer und sozia-
ler Hinsicht, die ein großes ökono-
misches und Anwendungspotenzial 
erwarten lassen und darüber den 
Strukturwandel von Wirtschaft, 
Wissenschaft und Gesellschaft be-
sonders stark beeinflussen können.
Quelle: Grundsätze der TA
Die Einbindung und Aufgabenstellung 
des dritten neuen Partners, des UFZ 
(S. 19), steht in Verbindung mit der 
zukünftig noch expliziteren Grund-
ausrichtung von Technikfolgenanaly-
sen für das Parlament auf Fragen der 
Nachhaltigkeit, die schon bislang in 
vielen TAB-Projekten eine wichtige 
Rolle gespielt haben. Die Kompeten-
zen der Departements Ökonomie so-
wie Umwelt- und Planungsrecht des 
UFZ werden insbesondere das Kern-
geschäft des TAB unterstützen: die 
Durchführung von TA-Projekten und 
Monitorings und die Erarbeitung von 
Innovationsreports.
Angesichts dieser Stärkung der pro-
blem- und bedarfsorientierten Diskurs-
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4haben können, dazu geben die Kurz-
darstellungen zu den aktuellen Projek-
ten im zweiten Teil des TAB-Briefs ei-
nen Eindruck (ab S. 23). Im Folgenden 
werfen wir nun einen Blick auf die be-
vorstehenden Aufgaben für das TAB 
und den Bundestag in der aktuellen 
Vertrags- und Wahlperiode und ord-
nen diese den Prozessschritten, die zu 
einem typischen TA(B)-Projekt gehö-
ren, zu:
> Themenfindung und -auswahl
> Untersuchungskonzeption
> Projektdurchführung
> Berichtserstellung und Ergebnis-
präsentation
> Verbreitung und Folgeaktivitäten
THEMENFINDUNG UND -AUSWAHL 
DURCH DEN BUNDESTAG
Es mag selbstverständlich erschei-
nen, aber wegen der im wörtlichen 
Sinn fundamentalen Bedeutung für 
den TA-Prozess soll es hier betont 
werden: Die Basis einer erfolgreichen 
wissenschaftlichen Politikberatung ist 
die adäquate Themenfindung. Anders 
als bei vielen, auch parlamentarischen 
TA-Einrichtungen werden die Themen 
für das TAB nicht durch ein weiteres 
Expertengremium gesucht, sondern es 
ist der Deutsche Bundestag selbst, aus 
dessen Kreis die Projektideen stam-
men. Das Vorschlagsrecht liegt bei den 
Ausschüssen und Fraktionen, die Aus-
wahl und Beauftragung erfolgt durch 
den ABFTA nach Beratung der stän-
digen Berichterstattergruppe für TA 
(Kasten auf S. 4) mit dem TAB. Hier-
durch sind das Primat der Politik und 
die gesellschaftliche Relevanz gewähr-
leistet. Eine markante Besonderheit 
der TA beim Deutschen Bundestag ist 
außerdem, dass die Beschlüsse der Be-
richterstattergruppe im Konsens ge-
fasst werden müssen. Diese strikte 
Ausrichtung der Beratungsleistung am 
Bedarf und dem gemeinsamen Inter-
esse aller Fraktionen des Bundestages 
stellt gewissermaßen das Fundament 
der seit 24 Jahren stabilen TAB-Kon-
struktion dar.
Das TAB hat seit 1990 rund 150 The-
men bearbeitet und dazu Berichte, 
Hintergrund- und Diskussionspapiere 
vorgelegt. Das Themenspektrum war 
dementsprechend groß, aber es konn-
ten bei Weitem nicht alle Vorschlä-
ge aus den Ausschüssen und Fraktio-
nen, die mit zunehmender Bekanntheit 
der TA beim Deutschen Bundestag im 
Lauf der Zeit immer zahlreicher ein-
gingen, aufgegriffen werden.
Die Themenfindungs- und -auswahl-
runde zu Beginn der letzten Legislatur-
periode bildete in dieser Hinsicht den 
bisherigen Höhepunkt: Nahezu 70 Vor-
schläge lagen im Frühjahr 2010 vor, 
und nach einem aufwendigen Verfah-
ren der inhaltlichen und konzeptionel-
len Kommentierung durch das TAB so-
wie anschließender Auswahl durch den 
ABFTA wurden seitdem 17 Projekte in 
Angriff genommen. Dabei wurden in 
vielen Fällen mehrere Themenvorschlä-
ge in eine gemeinsame Untersuchung 
zusammengeführt.
Angesichts dieser gewachsenen Nach-
frage soll mithilfe der neuen Koopera-
tionspartner in der jetzigen Wahlpe-
riode versucht werden, eine stärkere 
Differenzierung der Projektumfänge 
und -zuschnitte zu erreichen: Mittels 
Horizon-Scanning und Diskursana-
lyse sollte es möglich sein, geeigne-
te technologische Entwicklungen und 
gesellschaftliche Debatten in kompak-
teren Untersuchungen abzubilden, so-
dass die ausführlichen TA-Analysen 
von ausgewählten Themen in Zukunft 
sowohl methodisch als auch kommu-
nikativ noch vielfältiger als bisher ge-
staltet werden können. Denn insbe-
sondere die gewünschte Stärkung des 
Dialogs mit gesellschaftlichen Ak-
teuren im Rahmen von TA-Projekten 
ist ohne den Einsatz entsprechender 
zeitlicher und personeller Ressourcen 
nicht seriös zu gewährleisten.
UNTERSUCHUNGSKONZEPTION VON 
TA-PROJEKTEN
Für »typische«, umfassende TA-Pro-
jekte oder auch Innovationsreports, die 
sich mit den Perspektiven neuer tech-
nologischer Entwicklungen befassen, 
gibt es ein »typisches Set« von infrage-
kommenden Untersuchungspunkten:
> Stand von Wissenschaft und Tech-




> Wettbewerbs- und Standortfragen 
(falls dazu Aussagen möglich sind)
> Herausforderungen/Risiken in den 
Bereichen Umwelt, Gesundheit, 
Rechtsgüter (insbesondere geisti-
ges Eigentum)
> Fragen der Regulierung, Ethik, ge-
sellschaftliche Diskurse
Auf der Grundlage einer Analyse dieser 
Untersuchungspunkte kann und soll 
dann typischerweise versucht werden, 
Handlungsoptionen in den jeweils ver-
bundenen Politikbereichen (Forschung, 
Wirtschaft, Gesundheit, Verbraucher-
schutz, Umwelt etc.) abzuleiten. Gera-
de bei sehr umfassenden und facet-
tenreichen Themen, wie z.B. den Nut-
zungsperspektiven nachwachsender 
Rohstoffe oder den Potenzialen der Ge-
nomforschung in der Medizin, kann es 
nötig sein, in Absprache mit den Initia-
toren den Untersuchungszuschnitt von 
vornherein passend einzugrenzen und 
am spezifischen Interesse des jeweili-
gen Ausschusses auszurichten.
Die Ausarbeitung des neuen Ar-
beitsprogramms stellt in der kom-
menden Zeit eine zentrale Aufgabe 
der Berichterstattergruppe für TA 
in enger Abstimmung mit dem TAB 
dar. Dabei sollten die Kompeten-
zen der neuen Kooperationspartner 
genutzt werden, thematisch geeig-
nete, vielfältige Projektkonzepte zu 
entwickeln.
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4 sind. Alle abgenommenen Berichte wer-
den in begrenzter Zahl gedruckt sowie
als PDF-Versionen unter www.tab-
beim-bundestag.de veröffentlicht; aus-
gewählte Berichte erscheinen auch in 
einer Buchreihe des Verlags edition 
sigma (Rubrik »Neue Veröffentlichun-
gen«, S. 44).
Angeregt durch die Erweiterung der 
Aufgabenbereiche und die geplante 
Ausdifferenzierung der Analysefor-
mate wird in Zukunft ein neuer TAB-
Publikationstyp (auf Deutsch und 
Englisch) erscheinen – »TAB-Fokus« 
genannt. Diese in der Regel vierseiti-
gen Kurzinformationen sollen zu allen 
Abschlussberichten von TA-Analysen 
und fallweise z.B. anlässlich öffentli-
cher Veranstaltungen oder sonstiger 
besonderer Ereignisse erscheinen. Der 
Zweck dieses neuen Formats ist eine 
zusätzliche, deutlich knappere und hof-
fentlich besonders ansprechende Kom-
munikation der TA(B)-Ergebnisse. Die 
ersten Ausgaben des TAB-Fokus wer-
den in Kürze auf der Webseite des TAB 
angeboten. 
Die Weiterentwicklung und Verbes-
serung des 2008 umfassend neu ge-
stalteten Internetangebots des TAB 
ist eine kontinuierliche Aufgabe, z.B. 
mit Blick auf neue Formate für unter-
schiedliche Lesegeräte wie E-Book-
Reader. Aber auch Fragen der Präsenz 
in sozialen Netzwerken sind zu disku-
tieren – und werden keineswegs leicht 
zu beantworten sein, weil zwei Grund-
bedingungen beachtet werden müssen: 
Zum einen können und wollen wir an-
gesichts der Aufgabenstellung des TAB 
keine Abstriche an der wissenschaft-
lichen und argumentativen Solidität 
unserer Ergebnisse einschließlich ei-
nes angemessenen Grades an Komple-
xität zulassen. Und zum anderen ist 
eine vielfältige Darstellung und Kom-
munikation zwar fraglos wünschens-
wert, macht aber (enorm) viel Arbeit, 
wenn sie denn erhellend und befriedi-
gend geleistet werden soll.
In vielen Fällen liegen zumindest zu 
Teilbereichen von Themenstellungen 
bereits fundierte (TA-)Studien vor, die 
als Informationsquelle genutzt werden 
können und ggf. nur noch aktualisiert 
oder ergänzt werden sollen. Bei der 
Untersuchungskonzeption muss daher 
zunächst geklärt werden, zu welchen 
Fragen externe Expertise nötig ist und 
wie diese eingebunden werden soll. 
Eine wichtige Möglichkeit ist die Ver-
gabe von Gutachten an externe Fach-
leute; darüber hinaus werden von den 
TAB-Mitarbeitern vielfältige Formen 
der Informationsbeschaffung durch ei-
gene Literaturrecherchen, Expertenbe-
fragungen und die Durchführung von 
Workshops genutzt. Die Kapazitäten 
und Kompetenzen der neuen Koope-
rationspartner, z.B. im Bereich der 
Kommunikation mit Stakeholdern, 
aber auch die Erfahrung beim Zu-
griff auf Literatur- oder Patentdaten-
banken, werden hier in Zukunft eben-
falls von vornherein mit berücksichtigt 
werden.
in der Vergangenheit beschränkten 
sich die in Auftrag gegebenen Gutach-
ten in den meisten Fällen nicht auf die 
Auswertung vorliegender Literatur, 
vielmehr wurden z.B. Bevölkerungs-
befragungen durchgeführt, Fokus-
gruppen eingerichtet oder Akteurs- 
und Szenarioworkshops veranstaltet.
Entsprechend der beschlossenen Neu-
ausrichtung wird die Analyse gesell-
schaftlicher Diskurse einen noch hö-
heren Stellenwert als bislang erhalten, 
und insbesondere die Nachhaltigkeits-
debatten in den verschiedenen ge-
sellschaftlichen Gruppierungen und 
Gremien werden einen wichtigen Orien-
tierungspunkt bilden (S. 19). Die vorge-
sehene stärkere Nutzung partizipativer 
Methoden der Informationsgewinnung 
u.a. über das Stakeholderpanel des IZT 
(S. 10) ist aufwendig und erfordert den 
Einsatz angemessener Ressourcen und 
Kapazitäten sowie ein großes Engage-
ment aller Beteiligten.
Den Austausch mit den initiierenden 
Ausschüssen bereits in der Konzep-
tionsphase, aber auch im weiteren 
Projektverlauf systematischer und 
vielfältiger als bislang zu gestalten, 
ist ein wichtiges Vorhaben in der neu-
en Arbeitsperiode des TAB, um die 
Beratungsleistung noch bedarfs- und 
zielgerichteter erbringen zu können.
Die sorgfältige Vergabe und Auswer-
tung wissenschaftlicher Gutachten 
bleibt ein wesentliches Standbein der 
umfassenden TA-Analysen. Die spe-
zifischen Methoden und Kapazitä-
ten der neuen Kooperationspartner 
bilden hierzu künftig eine wertvol-
le Erweiterung.
PROJEKTDURCHFÜHRUNG
Das Projektteam des TAB sondiert, zu 
welchen Teilfragen Gutachten notwen-
dig erscheinen. Diese werden auf Vor-
schlag des TAB vom Bundestag verge-
ben, aber vom TAB fachlich betreut. 
Die Kooperation mit den Gutachtern 
schon bei der Absprache der Konzep-
tion, bei der Diskussion von Zwi-
schenergebnissen und dann vor allem 
im Zuge der Fertigstellung der endgül-
tigen Fassungen ist häufig ein sehr ar-
beitsaufwendiger Prozess des inten-
siven inhaltlichen Austauschs. Schon 
BERICHTSERSTELLUNG UND 
ERGEBNISPRÄSENTATION
Nach der Phase der Informationsbe-
schaffung über eigene Recherchen, ex-
terne Gutachten, Projektworkshops 
etc. stellt die Erarbeitung von inhalt-
lich und formal ausgereiften, wissen-
schaftlich fundierten Abschlussberich-
ten das eigentliche »Kerngeschäft« der 
TAB-Mitarbeiter dar. Die Anerken-
nung der hohen Qualität der TAB-Be-
richte drückt sich unter anderem darin 
aus, dass nahezu alle auf Beschluss des 
ABFTA als Bundestagsdrucksache er-
schienen und in den parlamentarischen 
Beratungsgang eingespeist worden
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Die interessantesten Themen, die 
gründlichsten Analysen und die an-
sprechendsten Darstellungen nützen 
nichts, so lange die Ergebnisse nicht 
»unters Volk« gebracht werden. Im Fall 
des TAB heißt dies: zunächst einmal 
zu den Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages, den Volksvertretern, und 
durch diese dann hinaus »in die wei-
te Welt«, d.h. in wichtige parlamenta-
rische Debatten und sonstige interes-
sierte Kreise. Die eingangs erwähnten 
öffentlichen Präsentationen in Form 
von Fachgesprächen oder erweiterten 
Ausschusssitzungen wurden von allen 
Beteiligten als gelungene Formate der 
erfolgreichen Verbreitung beurteilt.
Nach der anfänglichen Themenfin-
dung und Projektkonzeption ist die-
se abschließende Phase von TAB-Pro-
jekten besonders stark geprägt von 
der intensiven Kooperation und Kom-
munikation zwischen den Mitarbei-
tern des TAB, des ABFTA und der 
Berichterstattergruppe für TA. Im 
Zuge der Neubeauftragung hat der 
ABFTA auch hier den Wunsch geäu-
ßert, im Sinn der stärkeren Diskurs- 
und Dialogorientierung die gemeinsa-
men Anstrengungen in Zukunft wei-
ter zu intensivieren.
renz zum Thema »Hope-, Hype- und 
Fear-Technologien« im Bundestag mit 
einer Reihe von Besuchern aus den 
USA, aus Südamerika, Asien und Aust-
ralien und generell hervorragender Re-
sonanz (TAB-Briefe Nr. 39 und 40). 
Die wachsende Bedeutung einer glo-
balen Perspektive hat sich auch bei der 
Überarbeitung der Grundsätze der TA 
niedergeschlagen, in denen es nun pro-
grammatisch heißt: »Die Teilnahme 
und Zusammenarbeit im ›European 
Parliamentary Technology Assessment 
Network‹ (EPTA) bildet die Basis für 
eine Stärkung der internationalen par-
lamentarischen TA auch über Euro-
pa hinaus.«
Die Konzeption und Erprobung neu-
er Präsentations- und Diskussionsfor-
mate für Ergebnisse der TA-Analysen 
beim Deutschen Bundestag ist – 
neben den bewährten Formen erwei-
AUSBLICK:
PARLAMENTARISCHE TA WIRD 
(NOCH) INTERNATIONALER
Dieser einleitende Überblick zeigt, wie 
viele Möglichkeiten und Herausforde-
rungen die kommenden Jahre für die 
Unternehmung TA beim Deutschen 
Bundestag bereithalten. Mit Engage-
ment, Konzentration und Gelassenheit 
werden wir uns bemühen, dem Parla-
ment weiterhin ein verlässlicher, fle-
xibler und bereichernder Partner zu 
sein für die kooperative, fraktionen- 
und ausschussübergreifende diskur-
sive Verständigung über zukünftige 
Entwicklungen und Wechselwirkun-
gen von Wissenschaft und Technik, 
Umwelt, Gesellschaft und Politik.
Hierzu gehört, dass sich nicht nur 
Wissenschaft, Forschung und Innova-
tion in einem weltweiten Wettbewerb 
entwickeln, sondern dass auch die Su-
che nach den Antworten auf die gro-
ßen Herausforderungen der Mensch-
heit, die »grand challenges«, auf allen 
Ebenen erfolgen muss, von der lokalen 
bis zur globalen. Im Sinn einer mög-
lichst umsichtigen Analyse und zum 
Zweck eines umfassenden Austauschs 
haben sich europäische parlamenta-
rische TA-Einrichtungen im 1990 ge-
gründeten European Parliamentary 
Technology Assessment Network 
(EPTA) zusammengeschlossen (Rub-
rik »TA International«, S. 37). 
Das Engagement der bisherigen Aus-
schussvorsitzenden und der Bericht-
erstattergruppe für TA im Jahr der 
deutschen EPTA-Präsidentschaft 2011 
ermöglichte die erfolgreiche Durchfüh-











Scanning sowie zu den neuen For-
men der Diskursanalyse und des 
Dialogs mit gesellschaftlichen Ak-
teuren werden in der kommenden 
Zeit in Abstimmung mit der Bericht-
erstattergruppe für TA entwickelt 
werden. Wie bei dem neuen Publi-
kationstyp »TAB-Fokus« soll ein be-
sonderer Wert auf eine konzentrier-
te Darstellung gelegt werden.
terter Ausschusssitzungen und öf-
fentlicher Fachgespräche – eine wich-
tige, zeitlich und personell nicht zu 
unterschätzende gemeinsame Her-
ausforderung für alle Beteiligten.
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4 Der Erfahrungs- und Meinungsaustausch zwischen Öffentlichkeit, politischen Ent-
scheidungsträgern und wissenschaftlichen Experten soll in der Arbeit des TAB mehr 
Raum einnehmen. Dieser Aufgabe widmet sich das IZT – Institut für Zukunftsstu-
dien und Technologiebewertung im Rahmen der Konsortialpartnerschaft des TAB.
Das IZT ist eine unabhängige und ge-
meinnützige Forschungseinrichtung 
mit Sitz in Berlin. Das Institut erstellt 
seit mehr als 30 Jahren Zukunftsstu-
dien, in denen Lösungsansätze und 
Handlungsoptionen für Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft aufgezeigt wer-
den. Die prospektiv und in der Regel 
partizipativ ausgerichteten Forschungs-
arbeiten zeigen wahrscheinliche und 
wünschenswerte Zukunftsentwick-
lungen und Handlungsoptionen auf 
und stellen sie öffentlich zur Diskus-
sion. Dabei bilden die Perspektiven 
der Nachhaltigkeit und Befähigung 
wichtige Zielorientierungen für eine 
zukunftsorientierte Gestaltung von 
Technik, Wirtschaft, Politik und Ge-
sellschaft. Das IZT zeigt Chancen und 
Risiken neuer Technologien im Hin-
blick auf den notwendigen Struktur-
wandel auf und erarbeitet langfristig 
zukunftsfähige Handlungskonzepte.
Der Schwerpunkt der IZT-Arbeiten im 
Konsortium des TAB soll auf der gesell-
schaftlichen Bedarfsanalyse im Rahmen 
neu zu etablierender kontinuierlicher 
Dialog- und Diskursprozesse liegen. 
Ziel ist zunächst die Früherkennung 
von Potenzialen und Ambivalenzen mit 
Blick auf Technologien und ihre Folgen 
sowie die Reflexion und Entwicklung 
von Handlungsoptionen für die Arbeit 
des Deutschen Bundestages. Darüber 
hinaus sollen die Beteiligungsmöglich-
keiten der Öffentlichkeit an Prozessen 
der Technikfolgenabschätzung (TA) so-
wie die Öffentlichkeitswirksamkeit der 
TA-Aktivitäten des Deutschen Bundes-
tages gestärkt werden. Insgesamt will 
das IZT im Rahmen der TAB-Arbeiten 
TA-Themen in einen größeren gesell-
schaftlichen Zusammenhang einbetten 
und so Beiträge zur Querschnittsaufga-
be »Gesellschaftliche Anforderungen an 
die Technologieentwicklung – Partizipa-
tive TA, Technikbewertung und Tech-
nikgestaltung« leisten.
PARTIZIPATION UND TA
Von der sozialwissenschaftlichen Tech-
nikforschung werden Entwicklung, 
Anwendung und Verbreitung von Tech-
nologien jeweils »als sozialer Prozess« 
verstanden (Weingart 1989). Damit 
erhalten auch die Untersuchung mög-
licher Folgen und Nebenwirkungen 
neuer Technologien und die Gestal-
tung eines verantwortbaren Rahmens 
des wissenschaftlichen Fortschritts 
im Kontext einer TA einen prozessua-
len Charakter: Eine partizipative Öff-
nung von TA ist bislang insbesonde-
re im Zusammenhang mit öffentlich 
stark umstrittenen Technologien wie 
der Gentechnologie, aber auch bei Um-
weltkonflikten erfolgt. 
Partizipation bezeichnet die »aktive Be-
teiligung der Bürgerinnen und Bürger 
bei der Erledigung der gemeinsamen 
(politischen) Angelegenheiten« (Schu-
bert/Klein 2011, S. 223). Häufig wird 
Partizipation als höchste und komple-
xeste Stufe im Dreiklang »Informa-
tion, Kommunikation, Partizipation« 
gesehen. Information und Kommuni-
kation sind dementsprechend zentra-
le Voraussetzungen für Partizipation. 
Typisches Ziel von Partizipationspro-
zessen bzw. -verfahren ist die Früher-
kennung von (Projekt-)Elementen, bei 
denen Chancen und Gefahren umstrit-
ten sein können und diverse Hoffnun-
gen und Sorgen bei unterschiedlichen 
Interessengruppen bestehen: Wer ge-
hört zu den »Gewinnern«, wer zu den 
»Verlieren« von Veränderungsprozes-
sen? Wie kann das Wissen über mögli-
che oder wahrscheinliche Technikfolgen 
in den Bewertungsprozess von technolo-
gischen Entwicklungen einbezogen wer-
den (Grunwald 2003)? Wie können die 
unterschiedlichen Problemsichten, Wis-
sensbestände, Interessen und Interpreta-
tionen komplexer politischer Lagen von 
Betroffenen und Interessensgruppen er-
tragreich in TA-Untersuchungen inte-
griert werden (Hennen 1999)?
Abels und Bora (2013, S. 103) fassen 
unter partizipativer TA diejenigen Ins-
trumente und Methoden zusammen, 
die »auf eine Beteiligung von Laien und/
oder InteressenvertreterInnen (Stakehol-
der) an TA-Prozessen abzielen«. Durch
einen Prozess, der die relevanten Inte-
ressengruppen einbezieht, können un-
terschiedliche Wahrnehmungen (und 
deren Hintergründe) ermittelt, Kon-
flikt- und Konsenslinien identifiziert 
sowie gesellschaftlicher Pluralität 
Rechnung getragen werden (Härtel/
Embacher 2011). Darauf aufbauend 
können Lösungen erarbeitet werden, 
die die Sichtweisen unterschiedlicher 
Interessengruppen berücksichtigen. 
Dabei geht es nicht darum, neue Struk-
turen als Alternative oder in Konkur-
renz zum demokratisch legitimierten 
parlamentarischen System zu etablie-
ren, sondern darum, Stakeholder stär-
ker und früher in Entscheidungsprozes-
se einzubinden und so die Wissens- und 
Wertebasis für Entscheidungen zu ver-
breitern und zu vertiefen (vgl. u.a. aca-
tech 2011; Simonis 2013). Partizipa-
tive TA ist somit darauf ausgerichtet, 
die vielfältigen Standpunkte und Pro-
blemsichten der unterschiedlichen Ak-
teure bei öffentlichen Technikkontro-
versen strukturiert in die politischen 
Entscheidungsprozesse einzuspeisen.
Als typische Qualitätsmerkmale von 
Beteiligungsverfahren werden insbe-
sondere die Transparenz des Prozesses 
(einschließlich der personellen und fi-
nanziellen Ressourcen und Finanzie-
rungsquellen) und die Nutzung bzw. 
DIALOGPROZESSE UND DISKURSANALYSEN
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4Panels sind eine weitverbreitete Metho-
de, um mit Stakeholdern direkt in Kon-
takt zu treten. Das Format des Stake-
holderpanels wird bisher v.a. von gro-
ßen Unternehmen angewandt, um Mit-
arbeiter oder gesellschaftliche Akteure 
des Unternehmensumfeldes wie Kun-
den, Investoren oder Nichtregierungs-
organisationen in Entscheidungspro-
zesse einzubeziehen. Stakeholderpanels 
werden in diesem Zusammenhang bei-
spielsweise eingesetzt, um die Aktivi-
täten eines Unternehmens im Bereich 
Corporate Social Responsibility oder 
Nachhaltigkeit von Vertreterinnen und 
Vertretern gesellschaftlicher Gruppen 
(z.B. Gewerkschaften, Umwelt- und 
Verbraucherverbände, Kirche, Ent-
wicklungshilfeverbände) exemplarisch 
begleiten und kommentieren zu lassen. 
Diese Stakeholderpanels umfassen in 
der Regel nur sehr wenige Teilnehmen-
de, die sich mehrmals im Jahr treffen 
und im direkten Dialog die Entschei-
dungen und Aktivitäten des Unterneh-
mens kommentieren.
ZIELE UND KONZEPT
Das übergreifende Ziel des Stake-
holderpanels TA ist es, die Sichtwei-
se unterschiedlicher gesellschaftlicher 
Gruppen auf neue Technologien, Tech-
nikentwicklung und -gestaltung in die 
Arbeit des TAB einzubringen. Gesell-
schaftliche Konflikte und Potenziale im 
Kontext der Entwicklung und Verbrei-
tung von Technologien sollen frühzei-
tig erkannt werden, um Gestaltungsop-
tionen identifizieren zu können.
Im Zentrum des Stakeholderpanels TA 
stehen Onlinebefragungen zu gesell-
schaftlich relevanten Themen, die im 
Rahmen von TAB-Projekten behandelt 
werden. Die quantitativen Onlinebefra-
gungen sollen durch ausgewählte qua-
litative Methoden und diskursive Ele-
mente (z.B. Fokusgruppen, Votings im 
Internet, offene Weblogs) ergänzt wer-
den. Der Begriff »quantitativ« steht 
hier für eine standardisierte Befragung 
Umsetzung der erzielten Ergebnisse her-
vorgehoben. Wie gehen die Adressaten 
des Partizipationsprozesses mit den Er-
gebnissen um, in welcher Form werden 
sie publiziert? Für Partizipations- und 
Technikfolgenabschätzungsprozesse 
steht ein Spektrum verschiedener Be-
teiligungsformate (Präsenzveranstaltun-
gen wie »runde Tische« und Bürger-
konferenzen oder technologiegestützte 
Formate wie Onlinedialoge, Online-
Delphi, Stakeholderpanel im Internet 
etc.) zur Verfügung. In vielen Fällen ist 
es sinnvoll, qualitative und quantita-
tive Methoden zu kombinieren. Diese 
Beteiligungsformate und Herangehens-
weisen müssen jeweils vor dem Hin-
tergrund der spezifischen TA-Prozesse 
auf ihre Passgenauigkeit und typischen 
Merkmale hin ausgewählt und ange-
passt werden.
Das IZT wendet in seinen TA-Vorha-
ben eine breite Palette partizipativer 
Verfahren sowohl auf der Grundlage 
qualitativer wie quantitativer Metho-
den an. Diese und weitere Verfahren 
sollen in den kommenden Jahren kon-
sequent auch im Rahmen der TAB-Ar-
beiten eingesetzt werden.
Im Zentrum der Arbeiten des IZT im 
Rahmen der Konsortialpartnerschaft 
des TAB steht der Aufbau eines so-
genannten »Stakeholderpanels TA«. 
Das übergreifende Ziel ist, eine stär-
kere partizipative Ausrichtung und 
einen webbasierten Erfahrungs- und 
Meinungsaustausch mit Stakeholdern, 
die von bestimmten Technikentwick-
lungen betroffen sind oder betroffen 
sein könnten, in die Themenstrukturie-




In der deutschsprachigen Literatur zu 
Konsultations- und Beteiligungsver-
fahren wird der Begriff »Stakehol-
der« unterschiedlich übersetzt, am 
häufigsten werden die Begriffe »Inte-
ressengruppen« und »gesellschaftliche 
Akteure« genutzt. Unter dem Begriff 
»Stakeholder« werden hier interes-
sierte Personen oder gesellschaftliche 
Gruppen verstanden, die ein wie auch 
immer geartetes Interesse an Technik-
entwicklung oder -nutzung vertreten. 




sationen, Verbände, Bürgerinitiativen 
und kommunale, regionale oder natio-
nale Behörden. Der Regelfall ist, dass 
»Stakeholder« in irgendeiner Form 
organisiert sind, ihre Interessen ar-
tikulieren können und in die entspre-
chenden Meinungsbildungsprozesse 
einbringen (Grunwald 2010, S. 130; 
Krems 2011). 
Ein Panel ist eine Wiederholungsbefra-
gung einer ausgewählten Gruppe von 
Teilnehmenden. Paneluntersuchungen 
im engeren Sinne messen dieselben Va-
riablen bei denselben (repräsentativen) 
Teilnehmenden zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten. Eine Paneluntersuchung 
zeigt, wie viele Teilnehmende und wel-
che Gruppen ihre Position im Zeit-
verlauf ändern und in welcher Weise. 
In der Sozial- und Marktforschung 
wird der Begriff Panel darüber hinaus 
auch als Teilnehmerpool verstanden, 
der wiederholt für inhaltlich unter-
schiedliche Fragestellungen herange-
zogen wird. Häufig gibt es bei sol-
chen Panels (z.B. beim GESIS-Panel; 
www.gesis.org) einen kurzen Kern-
teil, der regelmäßig abgefragt wird, 
und einen Zusatzteil, der in größe-
rem Umfang wechselnde Themen be-
handelt. In der Praxis haben sich im 
Laufe der Zeit verschiedene Arten von 
Panels herausgebildet, so z.B. das So-
zio-oekonomische Panel (SOEP; www.



















4 bei einer größeren Stichprobe, die mit-
hilfe von statistischen Verfahren aus-
gewertet wird.
Das Stakeholderpanel TA soll für die 
parlamentarische TA einen kontinu-
ierlichen Zugang zu gesellschaftlichen 
Stakeholdergruppen bieten. Ein solches 
Panel ermöglicht es dem TAB, systema-
tisch und bedarfsorientiert und gegebe-
nenfalls auch kurzfristig Erfahrungen 
und Einschätzungen unterschiedlicher 
Stakeholder zu verschiedenen TA-The-
men und -prozessen einzuholen. Das 
Panel kann zu Themen in Planung be-
findlicher, aktuell laufender oder abge-
schlossener TA-Projekte in Anspruch 
genommen werden.
PANELMITGLIEDER
Das Stakeholderpanel TA soll mit ei-
nem festen Kreis registrierter Mitglie-
der aus verschiedenen gesellschaftli-
chen Gruppen aufgebaut werden. Die 
Mitglieder sollen aus den gesellschafts-
relevanten Bereichen Wissenschaft, 
Politik/Administration, Wirtschaft, 
Bürger und Verbraucher, Medien, Zivil-
gesellschaft und Umwelt schrittwei-
se über die kommenden Jahre rekru-
tiert werden. Derzeit wird – auch vor 
dem Hintergrund statistischer Auswer-
tungsmöglichkeiten der Befragungen – 
ein Teilnehmerpool von etwa 700 Mit-
gliedern angestrebt. 
Die Mitglieder sollen insgesamt eine 
möglichst umfassende gesellschaftliche 
Perspektive auf die Befragungsthemen 
abbilden. Die Panelmitglieder werden 
auf der Grundlage von Basisinformatio-
nen (z.B. Zugehörigkeit zu einer Stake-
holdergruppe, Zugehörigkeit zu einer 
Organisation/einem Unternehmen, Po-
sition innerhalb der Organisation/des 
Unternehmens, Technologiekompetenz 
etc.) angefragt.
Der Kreis der Panelmitglieder wird 
kontinuierlich gepflegt und ggf. struk-
turell angepasst. Eine zentrale Heraus-
forderung beim Aufbau von Panels be-
steht darin, möglichst ausgewiesene 
Teilnehmer zu gewinnen und diese 
auch langfristig zu binden. Es muss 
daher überlegt und kommuniziert wer-
den, welche Anreize für eine Mitarbeit 
geboten werden können. Ein Nutzen 
liegt darin, dass die Panelbefragun-
gen den verschiedenen gesellschaftli-
chen Stakeholdern eine Möglichkeit 
bieten, ihre Einschätzungen bezüglich 
technologischer Entwicklungen, deren 
Potenziale und Risiken im Rahmen 
von TAB-Projekten – und somit auch 
in den parlamentarischen Beratungs-
prozess – einzubringen. Ein weiterer 
Nutzen besteht darin, dass die Panel-
mitglieder zusammenfassende Ergeb-
nisse der Befragungen erhalten. Mit 
solchen responsiven Verfahren wer-
den zugleich Diskurse und Dialoge 
ermöglicht.
INHALTE
In den Onlinebefragungen des Stake-
holderpanels TA werden mithilfe von 
standardisierten bzw. halbstandardi-
sierten Befragungsblöcken Einschät-
zungen, Sichtweisen und Bewertungen 
der verschiedenen Stakeholder im Hin-
blick auf die zu untersuchenden The-
men erfasst. Dazu zählen Fragen zu 
sozialen Perspektiven (Akzeptabilität 
und Akzeptanz, Nutzen und Lasten 
etc.), technologischen und ökonomi-
schen Perspektiven bis hin zu gesell-
schaftsorientierten Forschungs- und 
Entwicklungsbedarfen. 
Die Befragungen können sowohl zu 
Beginn eines TAB-Projekts durchge-
führt werden (um einen Beitrag zur 
Strukturierung und Schwerpunktset-
zung für die Untersuchung in einem 
Themenfeld zu leisten) als auch for-
schungsbegleitend in der Phase der 
Wissensgenerierung sowie nach Ab-
schluss eines Projekts. In der Phase der 
Wissensgenerierung kann das Stake-
holderpanel TA gesellschaftliches 
Wissen beispielsweise zu Fragen der 
Bewertung von Risiken und Chancen 
aus Sicht unterschiedlicher Stakehol-
der ergänzen. Nach Projektabschluss 
kann durch das Panel ermittelt wer-
den, wie TAB-Projekte bei unter-
schiedlichen gesellschaftlichen Stake-
holdern wahrgenommen und wie die 




















   beteiligung
> Synthetische 








= aus dem Mitgliederpool des Panels werden Teilnehmer für die quantitativen 
Onlinebefragungen sowie für die qualitativen und diskursiven Formate gewonnen.
ABB. STAKEHOLDERPANEL TA
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4Krems, B. (2011): Stakeholder/An-
spruchsgruppe(n)/Interessengruppe(n). 
Beitrag im Online-Verwaltungslexikon 
olev.de, Version 2.72. http://olev.de/s/
stakeholder.htm (21.1.2014)
Schubert, K., Klein, M. (2011): Das Poli-
tiklexikon. Bonn
Simonis, G. (Hg.) (2013): Konzepte 
und Verfahren der Technikfolgenab-
schätzung. Wiesbaden
Weingart, P. (1989): Technik als sozia-
ler Prozess. Frankfurt am Main
rezipiert und genutzt werden. Eine 
erste Anwendungsmöglichkeit für das 
Stakeholderpanel TA wird die TAB-
Vorstudie zu den »Möglichkeiten ei-
ner Onlinebürgerbeteiligung an der 
parlamentarischen Arbeit« sein.
Das Stakeholderpanel TA zielt somit 
auf die Generierung von Erkenntnissen, 
ob und inwieweit sich die Einschätzun-
gen zu den sozialen, technologischen 
und ökonomischen Perspektiven von 
Technologien bei verschiedenen gesell-
schaftlichen Gruppen unterscheiden 
und wie sich diese Einschätzungen im 
Zeitverlauf verändern. Daraus können 
Hinweise gewonnen werden, welche 
Aspekte für die weitere öffentliche De-
batte bzw. politische Handlungsaus-
richtung besonders relevant sind.
ERGÄNZUNG DURCH QUALITATIVE UND 
DISKURSIVE VERFAHREN
Die internetgestützten Erhebungen im 
Rahmen des Stakeholderpanels TA sol-
len durch ausgewählte qualitative, dia-
logorientierte und diskursive Verfah-
ren ergänzt werden, um ein möglichst 
umfassendes Bild der Positionen, In-
teressen, Einschätzungen und Frage-
stellungen der Stakeholder zu erhalten. 
Welche der im Kompetenzspektrum 
des IZT verfügbaren Methoden für die 
Bearbeitung der Fragestellungen in den 
verschiedenen TAB-Projekten sinnvoll 
sind, wird dabei jeweils im konkreten 
Fall entschieden. Infrage kommen bei-
spielsweise Fokusgruppen, Zukunfts-
foren oder offene Weblogs.
ERKENNTNISSE 
Die Erkenntnisse, die aus dem Stake-
holderpanel TA gezogen werden kön-
nen, werden regelmäßig an die Bericht-
erstattergruppe TA des Ausschusses 
für Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung übermittelt. Für 
die zugehörigen Berichte werden vom 
TAB-Konsortium neue Format- und 
Publikationsvorschläge erarbeitet.
Insgesamt zielen die Aktivitäten des 
IZT im neuen TAB-Konsortium dar-
auf ab, die Anwendung partizipativer 
TA-Methoden systematisch in TA-Pro-
zesse zu integrieren. Das spezifische 
Wissen der gesellschaftlichen Stake-
holder soll für die Arbeiten des Bun-
destages nutzbar gemacht werden, um 
die Erfassung von Chancen und Risi-
ken der gesellschaftlichen Technisie-
rungs- und Transformationsprozesse 
zu verbessern, aber auch, um innova-
tive Handlungsmöglichkeiten zu eruie-
ren. Partizipation in diesem Sinne soll 
also im Rahmen der TAB-Aktivitäten 
dazu beitragen, die Repräsentanz mög-
lichst vieler Problemsichten, Einschät-
zungen und Interessen zu stärken. 
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4 Im Unterschied zur Erfassung und Beschreibung von sogenannten »Megatrends« – 
also offensichtlich dominanten, die Zukunft einer Gesellschaft längerfristig, nach-
haltig und stark prägenden Entwicklungen – verfolgt Horizon-Scanning die Absicht, 
diffus-schwache Hinweise auf sich erst unscharf abzeichnende Trends zu identifizie-
ren, um diese hinsichtlich ihrer gesellschaftlichen Relevanz und möglicher positiver 
wie negativer Folgen durchleuchten zu können. Auf diese Weise sollen Bedingun-
gen und Grundlagen für neue Entwicklungen ans Tageslicht treten, die anderen-
falls unbemerkt im »Hintergrundrauschen« verschwinden würden. Die Hauptab-
sicht liegt somit in der Sensibilisierung für wahrscheinlich wichtige Entwicklungen, 
die sich in frühen Phasen zunächst unauffällig und somit über weite Strecken un-
entdeckt manifestieren.
VOM FOKUS AUF MEGATRENDS 
ZUR THEMENÖFFNUNG IM 
HORIZON-SCANNING
Als vor rund 30 Jahren der Terminus 
»Megatrend« aus der Taufe gehoben 
wurde, bedeutete dies einen deutlichen 
Schub für die strategische Planung in 
Unternehmen, Organisationen und Re-
gierungen, da nun gleichsam universel-
le »Leitplanken in die Zukunft« vorla-
gen, an denen sich zukünftige Prozesse 
und Entscheidungen orientieren konn-
ten. Aus den ursprünglich von John 
Naisbitt (1982) formulierten 10 Mega-
trends (Kasten 1) sind nach heutiger 
Lesart rund 20 geworden (Kasten 2) – 
die bekanntesten sind Globalisierung, 
demografischer Wandel, Urbanisierung, 
Migration, Klimawandel und Umwelt-
belastung (www.z-punkt.de/mega-
trends-update.html). Wenngleich gera-
de in jüngerer Vergangenheit mehrfach 
der Versuch unternommen wurde, ver-
schiedene (vermeintliche) weitere/neue 
Megatrends zu postulieren und damit 
die Zahl deutlich zu erhöhen, um auch 
kleinere Tendenzen erfassen zu kön-
nen, handelt es sich im Kern recht kon-
sistent um übergreifende, in globalem 
Maßstab sich vollziehende und für vie-
le Jahre oder gar Jahrzehnte prägende 
Entwicklungen. Prinzipiell sind Mega-
trends aufgrund ihrer grundsätzlichen 
Orientierung von einem hohen Maß an 
Unschärfe gekennzeichnet, die in Ein-
zelfragen viel Raum für Interpretatio-
nen und Widersprüche bietet. Inso-
fern lassen sich aus Megatrends selten 
konkrete Aussagen mit Blick auf ak-
tuelle und sich rasch abzeichnende Er-
eignisse und somit Handlungsoptio-
nen ableiten.
Längst erscheinen die Herausforderun-
gen einiger Megatrends als selbstver-
ständliche Leitbilder politischen Han-
delns. So dokumentieren verschiedene 
Enquete-Kommissionen etwa zum de-
mografischen Wandel oder zum Klima-
wandel die parlamentarische Auseinan-
dersetzung mit diesen Themen (ebenso 
wie die Arbeiten des TAB u.a. zu Bionik, 
Converging Technologies oder Internet 
und Demokratie). Ebenfalls finden sie 
sich in der gegenwärtigen (Forschungs-)
Politik wieder, beispielsweise als »gesell-
schaftliche Bedarfsfelder bzw. Heraus-
forderungen« sowohl in der »Hightech-
Strategie 2020« der Bundesregierung als 
auch im europäischen Forschungsrah-
menprogramm »Horizon 2020«. Diesen 
und anderen Forschungsagenden einer 
ähnlichen nationalen bzw. internatio-
nalen Größenordnung ist gemein, dass 
sie ähnlich den Megatrends an im Re-
gelfall »langen Wellen« einer Entwick-
lung ausgerichtet werden.
Die Beschreibung zukünftiger Ent-
wicklungen und die Belastbarkeit der 
zugrundegelegten Informationen und 
Annahmen spielen eine herausragen-
de Rolle für die Konzipierung strategi-
scher Maßnahmen. Dabei hat sich die 
Vorausschau insbesondere in den letzten 
15 Jahren erkennbar weiterentwickelt – 
von einem harten »Forecast« als biswei-
len linearer Extrapolation der Vergan-
genheit/Gegenwart zu einem weicheren 
»Foresight« in Form eines Beschreibens 
möglicher Zukünfte (Warnke/Gransche 
2012). Fast alle europäischen Staaten 
führen heute entsprechende Prozesse 
durch, besonders prominent ist Groß-
britannien (www.bis.gov.uk/foresight). 
In Deutschland ist das BMBF mit sei-
nen zahlreichen Vorausschauaktivitä-
ten wie »Technologien für das 21. Jahr-
hundert«, den an das japanische Vorbild 
HORIZON-SCANNING:
EIN STRUKTURIERTER BLICK INS UNGEWISSE
MEGATRENDS (1)
Die zehn ursprünglichen, von Naisbitt (1982) ermittelten Megatrends lauten:
> From an Industrial Society to an Information Society
(von der Industrie- zur Informationsgesellschaft)
> From Forced Technology to High Tech/High Touch
(von niedriger zu höherer Technologie)
> From National Economy to World Economy (von der Volkswirtschaft
zur Weltwirtschaft; globalisierte Wirtschaft)
> From Short Term to Long Term (von kurz- zu langfristig)
> From Centralization to Decentralization (von zentral nach dezentral)
> From Institutional Help to Self-Help
(von der institutionalisierten zur Selbsthilfe)
> From Representative Democracy to Participatory Democracy
(von der repräsentativen zur partizipativen Demokratie)
> From Hierarchies to Networking (von Hierarchien zu Allianzen)
> From North to South (von Norden nach Süden)
> From Either/Or to Multiple Option
(von Entweder-oder zu multiplen Optionen)
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angelehnten und teilweise komparativ 
durchgeführten Delphi-Studien, dem 
stark partizipativ ausgerichteten »Futur-
Prozess« und dem aktuell stattfinden-
den »BMBF-Foresight-Prozess« (gegen-
wärtig wird der zweite Zyklus durch-
laufen) der zentrale Akteur zum Thema 
Foresight auf Regierungsebene.
Dem Horizon-Scanning kommt eine 
zu anderen Instrumenten der Voraus-
schau zukünftiger Entwicklungen kom-
plementäre Aufgabe zu. Während die-
se eher längerfristige und sich deutlich 
abzeichnende Entwicklungen aufgrei-
fen, nimmt das Horizon-Scanning auch 
kurz- bis mittelfristige Entwicklungen 
in den Blick, die sich noch nicht deutlich 
abzeichnen. Das Instrument erweitert 
somit den thematischen Suchraum bzw. 
»Radarschirm« und stellt Mechanismen 
bereit, um schwache bzw. diffuse Sig-
nale im Sinne von gerade entstehenden, 
sogenannten emergenten Trends quali-
tativ zu erfassen und so weit wie mög-
lich quantitativ zu strukturieren. Diese 
Form der Informationsbeschaffung und 
-einordnung zielt darauf ab, den Hand-
lungsspielraum für politische Entschei-
dungen zu erhöhen und frühzeitige Ein-
griffs- bzw. Steuerungsmöglichkeiten 
zu eröffnen. Dabei sollte das Scanning-
schema unter anderem »Grenzquellen« 
– sogenannte »Minority-Reports« – ein-
schließen, um auch solche Trends und 
Signale aufzunehmen, die sich außer-
halb der etablierten Themen der jewei-
ligen »scientific communities« bewegen. 
Mit solch einer Ausrichtung eröffnet 
sich die Chance, ein breites themati-
sches Spektrum zu erfassen, zu struk-
turieren und zu gewichten.
ZWEI BEISPIELE FÜR DIE INSTITUTIONELLE 
EINBETTUNG VON HORIZON-SCANNING
Der Einsatz von Horizon-Scanning-
Verfahren hat in Vorausschauprozes-
sen seit einigen Jahren einen festen 
Platz. Häufig sind die Ergebnisse natio-
naler Scanningprogramme öffentlich 
zugänglich, daneben haben sich kom-
merzielle Anbieter etabliert, u.a. »Shap-
ing Tomorrow« in Großbritannien. 
Das seit dem Jahr 2004 in Großbritan-
nien existierende und ressortübergrei-
fende Horizon Scanning Centre (HSC) 
hat die Aufgabe, Strategie- und Priori-
tätensetzungsprozesse zu stützen. Ne-
ben der immanenten Vorausschaufunk-
tion kommt dem HSC somit zusätzlich 
die Rolle eines ressortübergreifenden 
Koordinierungsinstruments zu, wel-
ches die Fähigkeiten der Regierung 
stärken soll, sich auf wahrscheinliche 
zukünftige Entwicklungen vorzuberei-
ten. Neben dem HSC bestehen weite-
re eigenständige Scanningprogramme 
vieler Ministerien, z.B. des Verteidi-
gungs-, des Umwelt-, des Gesund-
heits- und Wirtschaftsministeriums 
(Habegger 2009, S. 13 ff.). Das direkt 
dem Premierminister unterstellte HSC 
hat zur Unterstützung der Horizon-
Scanning-Programme in den Ministe-
rien ein Toolkit »Exploring the Future: 
Tools for Strategic Thinking« (http://
hsctoolkit.bis.gov.uk) entwickelt. Zu-
dem betreibt das HSC das Scanning-
tool »The Sigma Scan« für das Govern-
ment Office of Science.
Laut Alun Rhydderch vom HSC ist 
ein wesentliches Merkmal der Arbeit, 
dass der Beschreibung von sogenann-
ten »Scan Issues« ein ressourceninten-
siver Identifizierungsprozess vorge-
schaltet ist. Im Fall des »Sigma Scan« 
werden zunächst Brainstormings mit 
unterschiedlichen Forschungsgruppen, 
wie z.B. des Institutes of the Future in 
den USA (www.iftf.org) und der IPSOS 
MORI Research Unit (www.ipsos-mori.
com), durchgeführt. Im Brainstorming 
gefundene Themen werden dann auf Ba-
sis einer im Foresight-Bereich typischen 
STEEP-Klassifizierung (social, techno-
logical, economic, ecological, political 
factors) kategorisiert. Anschließend er-
folgt die Inhaltsanalyse von ca. 2.000 
bis 3.000 Dokumenten. Als Ergebnis 
einer solchen arbeitsintensiven Doku-
mentenanalyse, die sich vor allem dar-
auf konzentriert, Indizien zu sammeln, 
MEGATRENDS (2)
Untersuchungen jüngeren Datums (z.B. unter www.z-punkt.de/megatrends-
update.html) kommen zu einer umfassenderen, oft jedoch auch wieder auf 
die ursprünglichen Megatrends verweisenden Sammlung:
> Demografischer Wandel
> Neue Stufe der Individualisierung
> Soziale und kulturelle Disparitäten
> Umgestaltung der Gesundheitssysteme
> Wandel der Geschlechterrollen
> Neue Mobilitätsmuster
> Digitale Kultur
> Lernen von der Natur
> Ubiquitäre Intelligenz




> Wandel der Arbeitswelt
> Neue Konsummuster
> Umbrüche bei Energie und Ressourcen
> Klimawandel und Umweltbelastung
> Urbanisierung
> Neue politische Weltordnung
> Globale Risikogesellschaft
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4 Technology Review, Nature, Science, 
New Scientist, Research Policy, Wired), 
Konferenzbände, graue Literatur (z.B. 
telepolis, Heise), Publikationen von For-
schungseinrichtungen und Thinktanks 
(z.B. Leopoldina Nationale Akademie 
der Wissenschaften, acatech, OECD, 
JRC-IPTS, Max Planck Gesellschaft, 
Helmholtz-Gesellschaft), Forschungs-
nachrichten von großen Förderorga-
nisationen (z.B. Deutsche Forschungs-
gemeinschaft, Volkswagen-Stiftung, 
EU-Kommission, National Science 
Foundation), etablierte Tagespresse und 
populärwissenschaftliche Zeitschriften 
(z.B. Die Zeit, Frankfurter Allgemeine 
Zeitung, GEO, Bild der Wissenschaft), 
spezifische Datenbanken, eigene Abfra-
gen, Expertengespräche etc. aus. Da nur 
in Ausnahmefällen damit zu rechnen 
ist, dass wirklich völlig neue Entwick-
die für und gegen die Wichtigkeit eines 
im Brainstorming identifizierten The-
mas sprechen, resultiert eine Vielzahl 
validierter Themen. In einer weiteren 
Schleife werden diese mit unterschied-
lichen Gruppen auch aus dem Regie-
rungsumfeld diskutiert. Die Themen-
anzahl reduziert sich auf diese Weise 
erneut. Anschließend  erfolgt ein Dis-
kussionsprozess mit Experten aus den 
Bereichen Wissenschaft und Technolo-
gie, Wirtschaft und Risikokapital so-
wie mit Wirtschaftsjournalisten. Diese 
Personen werden in der Regel zu mehre-
ren Workshops eingeladen. Der Diskus-
sionsprozess wird mit einer Wiki-Um-
gebung begleitet, in der die Experten 
über Entwicklungen debattieren kön-
nen, die in ihrem Tätigkeitsbereich zu-
künftig mit hoher Wahrscheinlichkeit 
eintreten werden. Aus diesem Prozess 
mit mehreren Validierungsschleifen re-
sultierten letztlich 100 Themen für »The 
Sigma Scan« zur weiteren Beobachtung 
und Verfolgung (Rhydderch o.J.).
In Singapur, einem weiteren Land mit 
intensiver Erfahrung mit Horizon-Scan-
ning, wurde 2004 ein solches Programm 
ursprünglich für das Verteidigungsres-
sort entwickelt und im weiteren Ver-
lauf auf andere Themenbereiche aus-
geweitet. Singapur arbeitet im Rahmen 
des Programms »Risk Assessment and 
Horizon Scanning« (www.rahs.org.sg) 
eng mit Behörden aus anderen Ländern 
zusammen. Dies betrifft z.B. den Aus-
tausch von Quellen oder Auswertungen 
zu bestimmten Trends und »Emerging
Issues«. Operative Unterstützung erfolgt 
durch einen privaten Dienstleister (Ha-
begger 2009, S. 17 ff.).
HORIZON-SCANNING IM TAB: 
SOFTWAREGESTÜTZT UND 
EXPERTENBASIERT
Im Rahmen des Horizon-Scannings 
durchleuchtet und wertet die VDI/
VDE-IT verschiedene Quellen wie etwa 
renommierte Fachzeitschriften (z.B.
lungen entstehen und somit identifiziert 
werden können, liegt der Schwerpunkt 
der Untersuchung darauf, aus vielen sin-
gulären und scheinbar ungeordneten 
Entwicklungen übergreifende Tenden-
zen herauszufiltern. Hierzu werden die 
Quellen unter Nutzung des Programms 
»Atlas.ti« softwaregestützt analysiert 
und ausgewertet.
Eine Besonderheit der von der VDI/
VDE-IT entwickelten Vorgehenswei-
se für das Horizon-Scanning im TAB 
stellt die systematische Einbeziehung 
eines softwaregestützten Prozesses 
dar, der die expertenbasierte vor- und 
nachgelagerte Eingrenzung des jewei-
ligen themenbezogenen Suchradius so-
wie die Einschätzungen hinsichtlich ei-
ner weiteren Zuspitzung und Tragweite 
der ermittelten Signale erweitert. Die 
DAS CODIERUNGSSCHEMA DES HORIZON-SCANNINGS: DIE »CODIERUNGSKASKADE«
Vom Überblick ...
A) übergeordnete Themenfelder (Technikcluster, Trends, thematischer  
Suchraum)
> z.B. Mensch-Technik-Kooperationen
B) Bereiche der jeweiligen Themenfelder
> z.B. soziale Robotik, »Ambient Intelligence«, intelligente Prothesen
C) Charakterisierung und Einordnung der Quelle
> z.B. Fachliteratur, populärwissenschaftliche Darstellungen, Experten-
statement, »Minority Report«
D) Datum der Quelle
… zur Detailsicht
E) zentrale Aspekte der jeweiligen Bereiche
> z.B. Hirnmapping, bidirektionales Bio-Technik-Interface
F) Zuordnung der identifizierten Aspekte zu einer der vier Kategorien einer 
robusten und universell anwendbaren Roadmappingmatrix (Kind et al. 
2011; Abb.):
a) sozioökonomische Einflussfaktoren (z.B. demografischer Wandel, 
Haftungsrecht)
b) »Enabling Technologies« (z.B. bildgebende Verfahren, verteilte künst-
liche Intelligenz, »Affective Computing«)
c) Entwicklung von Produkten und Dienstleistungen (z.B. biofunktiona-
le Implantate, bidirektionales Bio-Technik-Interface)
d) wirtschaftliche und gesellschaftliche Auswirkungen (z.B. Mensch-Tech-
nik-Teams, Mensch-Maschine-Kultur)
G) prospektive Einordnung der Entfaltung von Wirksamkeit hinsichtlich der 
jeweils zugeordneten Kategorie
> Angabe von Zeitfenstern, z. B. in ein bis fünf Jahren, in 5 bis 10 Jahren
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4Zielsetzung der in den kommenden Ab-
schnitten erläuterten Vorgehensweise 
ist es, Themenkonvergenzen zu identi-
fizieren, die sich aus ganz unterschied-
lichen Quellen und Kontexten speisen, 
dabei aber ein hohes, mit gleichsam 
»bloßem Auge« nicht erkennbares Maß 
an Ähnlichkeit zeigen. Das Verfahren 
ist in der Lage, Hinweise auf sich früh-
zeitig ausbildende Muster zu liefern, die 
in weiteren Prozessen durch gezielte 
Recherchen und Informationen über-
prüft werden können, ohne dass ihre 
Vielschichtigkeit oder Widersprüch-
lichkeit dabei verloren geht.
DAS CODIERUNGSSCHEMA: SYSTEMATI-
SCHE KATEGORISIERUNG UND ANALYSE
Mithilfe einer einheitlichen, auf die Zie-
le des Horizon-Scannings abgestimmten 
Systematik bezüglich der Vergabe von 
Codes (Schlagworte) können verschie-
dene Quellen und die darin vorhande-
nen Informationen im Hinblick auf ihre 
Relevanz bewertet, spezifiziert und mit-
einander in Beziehung gesetzt werden. 
Die Vorgehensweise bei der Bearbeitung 
der Dokumente durch die Vergabe von 
Codes wird von der Grundannahme ge-
leitet, dass durch die Aggregation von 
wiederholt gemeinsam auftretenden As-
pekten Muster konvergierender Trends 
sichtbar werden. Das Codierungssche-
ma entspricht infolgedessen einer »Co-
dierungskaskade«. Hierbei werden die 
Codes von sehr allgemeinen Merkma-
len (A bis D) bis hin zu immer konkre-
ter werdenden Aspekten (E bis G) über-
einandergelegt (Kasten 3).
Die Auswertung erfolgt analog zur 
systematisierenden, codebasierten Be-
arbeitung der Dokumente. Hierbei 
werden zunächst auf den oberen, »all-
gemeinen« Ebenen sogenannte Co-Oc-
currence-Analysen durchgeführt und 
der jeweilige C-Index berechnet. Der C-
Index gibt – vereinfacht ausgedrückt –
an, wie häufig zwei Codes gemeinsam 
auftreten. Bei hohen C-Indexwerten 
werden die jeweiligen Zusammenhänge 
auf der nächstunteren Ebene der Kon-
kretion ausgewertet.
Die Codierungsebenen A bis D wer-
den immer für das gesamte Dokument 
vergeben (Abb.), wohingegen die Co-
dierungsebenen E bis G (soweit mög-
lich als Kaskade) einzelnen Passagen 
innerhalb der untersuchten Doku-
mente vergeben werden. Die E-Ebene 
ist hierbei der Dreh- und Angelpunkt 
innerhalb dieses Schemas. Auf dieser 
Ebene werden die themenspezifischen 
Aspekte identifiziert und durch entspre-
chende Schlagworte (Codes) markiert. 
Zu jedem E-Code sollte, wann immer 
möglich, auch ein dazu passender F- 
und G-Code vergeben werden. Eben-
so sind übereinanderliegende E-Codes 
anzustreben, da das hier vorgeschla-
gene Horizon-Scanning-System dar-
auf ausgelegt ist, hauptsächlich auf der 
Grundlage von Co-Occurrence Hinwei-
se zu finden für sich formierende, wich-
tiger werdende Entwicklungen. Diese 
stehen in den untersuchten Dokumen-
ten, die sich weitestgehend zentralen 
Zukunftsthemen widmen, nicht im Vor-
dergrund, zeigen sich aber in bestimm-
ten Zusammenhängen wiederkehrend 
und beständig. In der Abbildung werden 
exemplarisch das Schema der Codierun-
gen und dazu in Relation gesetzte Kate-
gorien dargestellt. Im Zentrum steht die 
Roadmappingmatrix, die maßgeblich 
auf der Grundlage der Auswertungs-
ergebnisse der E-Ebene mit Inhalt ge-
füllt wird. Die diffusen Signale werden 
gemeinsam mit bekannten Einflussfak-
toren exemplarisch als Schlagworte dar-
gestellt, auf die die roten Pfeile zeigen. 
Das heißt, diese resultieren aus einer 
Akkumulation der thematischen Ebe-
nen A und B sowie der kleinteiligeren 
inhaltlichen Ebene E (aus der die roten 
Pfeile entspringen) und einer Zuordnung 
zu den Kategorien der Roadmapping-
matrix (Ebene F) in Kombination mit 
einer zeitlichen Prognose.
SOFTWARE- UND EXPERTENBASIERTE 
AUSWERTUNG
Mit der hier beschriebenen Vorge-
hensweise zur Ermittlung diffuser und 
schwacher Signale ist es möglich, aus 
einer Fülle von Informationen durch 
konsequente Systematisierung und 
Kombination/Rekombination von »In-
formationssplittern« in Technik- sowie 
in gesellschaftlichen Feldern emergente 
Trends abzubilden, miteinander in Be-
ziehung zu setzen und so die Relevanz 
thematischer Häufungen zu ermitteln. 
Die Bezüge und inhaltlichen Verweise 
ebenso wie die definitorische Setzung 










































tischer Verfahren liegt, da der Output 
(C-Index) maßgeblich auf der Grundla-
ge von Mehrfachcodierung (Stichwort: 
Codierungskaskade) generiert wird.
Die Eingliederung unerwarteter Be-
funde in konsistente größere Zusam-
menhänge und allgemeinere Kontex-
te ist freilich weiterhin eine Aufgabe, 
die den am Prozess beteiligten Exper-
ten obliegt. Dabei ist es nicht unwahr-
scheinlich, dass widersprüchliche oder 
gar sich ausschließende Entwicklungen 
bzw. Trends konstatiert werden. So-
fern diese gleichermaßen evident und 
in sich schlüssig sind, werden sie nicht 
aufgelöst, sondern gelten als miteinan-
der konkurrierende mögliche Varianten 
verschiedener Zukunftspfade.
Die erzielten Ergebnisse sind für die 
Politikberatung sowohl aus Sicht einer 
prospektiven Technikbewertung als 
auch einer proaktiven Technikgestaltung 
wertvoll und nutzbar: Einerseits vermag 
das skizzierte Vorgehen diffus-schwache 
Hinweise auf aufkeimende und an Be-
deutung gewinnende Trends derart zu 
verdichten, dass diese in ihrer möglichen 
Relevanz zum Vorschein kommen, ande-
rerseits treten ermöglichende Faktoren 
für die Etablierung neuer Technologien/
Felder ans Tageslicht, die anderenfalls 
unbemerkt im »Hintergrundrauschen« 
verschwinden würden. Der Nutzen liegt 
somit in der Sensibilisierung für vermut-
lich wichtige Entwicklungen, die sich 
unauffällig und in frühen Phasen un-
entdeckt manifestieren.
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4Technikfolgenabschätzung (TA) analysiert und bewertet in umfassender und syste-
matischer Weise insbesondere auch die langfristigen Auswirkungen einer Technolo-
gie oder Technik auf Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft. Eine solche vorausschau-
ende Folgenbewertung erfordert ein normatives Leitbild, also eine Zielvorstellung, 
bezüglich derer die Folgen beurteilt werden sollen. Als weithin akzeptiertes Leit-
bild hat sich in den vergangenen Jahren die Nachhaltigkeit etabliert.
Nachhaltigkeit ist vom Anspruch her 
langfristig, global und integrativ, das 
heißt, sie bezieht sich auf eine große 
Bandbreite von Folgewirkungen. Im 
politischen Diskurs wird dies oft aus-
gedrückt durch die berühmten »drei 
Säulen« – Wirtschaft, Gesellschaft und 
natürliche Umwelt –, die zu berücksich-
tigen sind. Nun gehört das »In-den-
Blick-nehmen« der Langzeitwirkungen 
einer Technologie auf Wirtschaft, Ge-
sellschaft und auch Umwelt schon im-
mer zum Kern der am TAB betriebenen 
TA. Im neuen Konsortium soll jedoch 
die Betrachtung von Auswirkungen auf 
die natürliche Umwelt eine noch stär-
kere und systematischere Berücksichti-
gung erhalten. Diese Aspekte im Sinne 
einer möglichst vollständigen Analyse 
und Bewertung beizusteuern, wird die 
Aufgabe des Konsortialpartners Helm-
holtz-Zentrum für Umweltforschung – 
UFZ in Leipzig sein.
WAS IST ÜBERHAUPT 
NACHHALTIGKEIT?
Nachhaltigkeit ist in aller Munde. Aber 
was genau ist damit gemeint? Diese 
Frage ist kaum allgemeingültig zu be-
antworten. Der Begriff wird sehr un-
terschiedlich verwendet. So kann man 
in der Prominenz des Nachhaltigkeits-
begriffs einerseits einen Erfolg der Um-
weltpolitik sehen, denn umweltpoli-
tischen Belangen wird damit neben 
sozialen und wirtschaftlichen offen-
bar eine zentrale Bedeutung beigemes-
sen. Andererseits ist ein inflationärer 
und beliebiger Gebrauch und damit 
eine gewisse »Konturlosigkeit« des Be-
griffs zu konstatieren.
Im Kern handelt es sich bei Nachhaltig-
keit zunächst um eine allgemeine Ge-
rechtigkeitsanforderung. Gemeint ist 
Gerechtigkeit der Lebenschancen in-
nerhalb der Gesamtheit der lebenden 
Menschen, z.B. zwischen den westli-
chen Industrieländern und den Ent-
wicklungsländern. Aber es geht auch –
und das ist besonders anspruchsvoll –
um die Gerechtigkeit der Lebenschan-
cen zwischen verschiedenen Generatio-
nen – den heutigen und den zukünfti-
gen. So ist eine (gesellschaftliche, wirt-
schaftliche, soziale) Entwicklung im 
sehr einflussreichen Verständnis der 
Brundlandt-Kommission dann »nach-
haltig«, wenn sie »die Bedürfnisse der 
Gegenwart befriedigt, ohne zu riskie-
ren, daß zukünftige Generationen ihre 
eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen 
können« (Hauff 1987, S. 42). Das ist 
sehr abstrakt und hilft bei konkreten 
Fragen oft nur wenig weiter. Nachhal-
tigkeit muss deshalb je nach genauer 
Frage- bzw. Problemstellung konkre-
tisiert und operationalisiert werden.
DIE OPERATIONALISIERUNG VON 
NACHHALTIGKEIT
Operationalisierung bedeutet, die ab-
strakte Norm der grundsätzlichen Ge-
rechtigkeitsanforderung in konkrete 
und empirisch überprüfbare Nach-
haltigkeitsziele zu übersetzen, den 
Zielerreichungsgrad mittels Indikato-
ren messbar zu machen und schließ-
lich Managementregeln zu formulie-
ren, die als »normative Faustregeln« 
in einer konkreten Entscheidungs-
situation Nachhaltigkeit befördern 
können (Klauer 1999).
Nun gibt es eine Vielzahl von Konzep-
ten zur Operationalisierung von Nach-
haltigkeit. Einige, wie z.B. das soge-
nannte HGF-Konzept (Kopfmüller et 
al. 2001), lassen sich generisch auf viele 
Problemfelder anwenden. Dieses Kon-
zept hat den Anspruch, ein theoretisch 
fundiertes und gleichzeitig anwen-
dungsnahes Vorgehen zu definieren, 
mit dem in Bezug auf unterschiedliche 
Gegenstände einer Nachhaltigkeitsbe-
wertung Orientierungswissen für Ent-
scheidungsträger erarbeitet bzw. be-
reitgestellt werden kann. Ausgehend 
von den allgemeinen Zielen der Siche-
rung der menschlichen Existenz, der 
Erhaltung des gesellschaftlichen Pro-
duktivpotenzials und der Bewahrung 
der Entwicklungs- und Handlungs-
möglichkeiten werden dazu Regeln 
und Leitlinien sowie Indikatoren for-
muliert. Es zeichnet das HGF-Konzept 
aus, dass in ihm substanzielle Regeln –
z.B. »Schutz der menschlichen Ge-
sundheit« – mit instrumentellen Re-
geln – beispielsweise »Erhaltung der 
Steuerungsfähigkeit einer Gesellschaft« 
– kombiniert werden. Auf diese Wei-
se kann auch auf neu auftretende Pro-
blemstellungen rechtzeitig und ange-
messen reagiert werden.
EBENEN UND GEGENSTÄNDE DER 
NACHHALTIGKEITSBEWERTUNG
Soll im Rahmen der Technikfolgenab-
schätzung eine Nachhaltigkeitsbewer-
tung vorgenommen werden, so stellt 
sich zunächst die Frage nach dem Ge-
genstand und dem Vergleichsmaßstab, 
also was genau womit verglichen wer-
den soll. Auf einer sehr allgemeinen 
Ebene ist es denkbar, verschiedene ge-
sellschaftliche Technologieszenarien 
zu formulieren und sie dann unterein-
ander oder mit dem Status quo zu ver-
gleichen – z.B. Szenarien der Stromver-
sorgung aus erneuerbaren Energiequel-
len mit dem gegenwärtigen Zustand 
einer noch stark auf fossilen Energie-
trägern beruhenden Energieversor-
gung. Ein solcher Vergleich bietet einer-
seits eine grobe Orientierung, welcher 
Weg nachhaltiger ist und eingeschlagen 
werden soll. Er bleibt aber andererseits 
notwendigerweise ungenau und auch 
ASPEKTE DER NACHHALTIGKEIT SYSTEMATISCH
IN DEN BLICK NEHMEN
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UFZ-FORSCHUNGSBEISPIEL 1: DER TEEB-ANSATZ
»The Economics of Ecosystem and Biodiversity« (TEEB) ist ein Projekt der Ver-
einten Nationen, das am UFZ wissenschaftlich koordiniert wurde. Das Ziel 
bestand darin, den Wert der Natur und ihrer Dienstleistungen für den Men-
schen (Ökosystemleistungen) weltweit anhand ausgewählter Beispiele zu illus-
trieren. Für die Bewertung von Ökosystemleistungen wurde dabei auf die Ein-
teilung in Versorgungsleistungen, Regulierungsleistungen, kulturelle Leistungen 
und unterstützende Basisleistungen zurückgegriffen. Den Kern der Bewertung 
bildete ein dreistufiges Verfahren bestehend aus (a) der Identifikation von Öko-
systemleistungen, (b) ihrer quantitativen oder qualitativen Erfassung mittels ge-
eigneter Indikatoren, sowie (c) ihrer ökonomischen Bewertung und anschließen-
den Inwertsetzung. Durch dieses Verfahren sollen zum einen die Leistungen der 
Natur sichtbar gemacht werden. Zum anderen sollen Beispiele aufgezeigt werden, 
wo und unter welchen Bedingungen eine solche Inwertsetzung von Naturleis-
tungen erfolgreich zu veränderten Entscheidungen über die Nutzung der Natur-
ressourcen beitragen konnte. In methodischer Hinsicht werden Reichweite und 
Grenzen der ökonomischen Bewertung sowie das Verhältnis der ökonomischen 
Bewertung zu anderen nichtökonomischen Bewertungsansätzen ausgeleuchtet.
Der TEEB-Ansatz trägt insofern zur Nachhaltigkeitsbewertung und damit zur 
Arbeit des TAB bei, als die Bewertung von Naturgütern, wie beispielsweise 
Biodiversität, immer wieder eine zentrale, aber gleichzeitig noch nicht befrie-
digend gelöste Herausforderung in politischen Abwägungssituationen darstellt. 
dern auch während der Nutzungspha-
se und der Abfallentsorgung betrachtet 
werden. Damit sind die vor- und nach-
geschalteten Produktions- und Entsor-
gungsprozesse ebenfalls Gegenstand 
der Untersuchung. Zu den betrachteten 
Auswirkungen auf die natürliche Um-
welt zählen u.a. sämtliche Rohstoffent-
nahmen und Emissionen (z.B. Abfälle, 
Klimagase). Eine besondere Untergrup-
pe von Verfahren zur LCA ist die Öko-
bilanzierung. Durch eine spezifische 
Normung (ISO 14040 und 14044) 
stellen Ökobilanzen gegenüber ande-
ren LCAs eine besonders verlässliche, 
gleichzeitig aber auch sehr aufwendi-
ge Form der Nachhaltigkeitsbewertung 
einzelner Produkte dar.
BEWERTUNG EINZELNER ASPEKTE DER 
NACHHALTIGKEIT
Zu einer umfassenden Nachhaltig-
keitsbewertung gehören zwei grund-
legende Schritte – die Analyse und Be-
wertung von einzelnen Aspekten, die 
relevant für Nachhaltigkeit sind, so-
zu einem gewissen Teil spekulativ, da 
in den Szenarien viele Annahmen über 
zukünftige Entwicklungen getroffen 
werden müssen, die höchstens plausi-
bilisiert werden können.
Auf einer mittleren Abstraktionsebe-
ne kann man innerhalb eines Techno-
logiebereichs, zum Beispiel unter den 
erneuerbaren Energien, verschiedene 
Technologiestränge miteinander ver-
gleichen, wie Photovoltaik mit Wind-
kraft (onshore/offshore) oder mit der 
Energieerzeugung aus nachwachsen-
den Rohstoffen. Auf einer noch de-
taillierteren Ebene können auch ein-
zelne Technologien innerhalb der 
Technologiestränge miteinander ver-
glichen werden, etwa unterschiedli-
che Windturbinen oder Verfahren zur 
Stromerzeugung aus nachwachsenden 
Rohstoffen. Je enger eingegrenzt der 
Gegenstand einer Nachhaltigkeitsbe-
trachtung ist, desto genauer und dif-
fenzierter sind die zu erwartenden 
Ergebnisse. Gleichzeitig besteht die 
Gefahr, dass die Ganzheitlichkeit der 
Betrachtung verloren geht.
Ähnliches gilt auch für die Frage nach 
den jeweils betrachteten Auswirkun-
gen. Auch hier erfordert Nachhaltig-
keit als Konzept eine umfassende Un-
tersuchung – also das Einbeziehen einer 
Vielzahl von sozialen und ökonomi-
schen Auswirkungen sowie von solchen 
auf natürliche Ökosysteme. Dem stehen 
in der Praxis jedoch immer wieder Pro-
bleme mangelnder Datenverfügbarkeit, 
Unsicherheiten über zukünftige (vor 
allem Langfrist-)Entwicklungen und 
allgemein begrenzte Mittel gegenüber. 
Eine weitverbreitete Gruppe von sys-
tematischen Verfahren zur Bewertung 
von einzelnen Produkten stellt die soge-
nannte Lebenszyklusanalyse (»life cycle 
analysis«, LCA) dar. Das verbindende 
Element verschiedener Verfahren der 
LCA liegt darin, dass zu einer solchen 
Analyse nicht nur die (Umwelt-)Wir-
kungen während der Produktion, son-
wie deren Integration in ein Gesamt-
bild. Für die Betrachtung einzelner 
Auswirkungen existieren bereits vie-
le unterschiedliche Verfahren. Gerade 
im Hinblick auf Naturgüter ist die Be-
wertung von menschlichen Eingriffen 
jedoch mit vielen methodischen Her-
ausforderungen verbunden und daher 
weiterhin ein wichtiger Forschungsge-
genstand. In den Kästen werden zwei 
Beispiele aus der UFZ-Forschung kurz 
dargestellt.
TRADE-OFFS ZWISCHEN ZIELEN DER 
NACHHALTIGKEIT
Sobald Analysen und Einschätzungen 
für einzelne Aspekte einer Nachhaltig-
keitsuntersuchung vorliegen, stellt sich 
das Problem, wie sie zu einer Gesamt-
bewertung aggregiert werden können. 
Diese wird dann notwendig, wenn eine 
bestimmte technologische Richtung 
eingeschlagen oder für/gegen ein be-
stimmtes Projekt entschieden werden 
soll. Diese Aufgabe ist in ihrem Kern 
eine gesellschaftliche bzw. politische. 
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4kommen, aber Dimensionen und As-
pekte der Nachhaltigkeit aufzeigen, 
sodass sowohl Entscheidungsträger als 
auch interessierte Bürger in die Lage 
versetzt werden, fundierte Einschät-
zungen zu treffen.
DIE SPEZIFISCHEN AUFGABEN 
DES UFZ IM TAB-KONSORTIUM
Das Helmholtz-Zentrum für Umwelt-
forschung – UFZ kooperiert in der 
TAB-Periode 2013 bis 2018 mit dem 
KIT, dem IZT und dem VDI/VDE-
IT beim Betrieb des Büros für Tech-
nikfolgen-Abschätzung beim Deut-
schen Bundestag. Die Kooperation 
wird schwerpunktmäßig durch die bei-
den UFZ-Departments »Ökonomie« 
sowie »Umwelt- und Planungsrecht« 
wahrgenommen. 
Das Department Ökonomie des UFZ 
bearbeitet als Teil des Fachbereichs So-
zialwissenschaften und in interdiszi-
plinären Verbünden aktuelle Probleme 
in den Bereichen Wasser, (Bio-)Ener-
gie, Naturschutz und Biodiversität so-
wie zum Klimawandel. Dabei werden 
Fragen der ökonomischen Umwelt- 
und Nachhaltigkeitsbewertung, der 
Ausgestaltung von Institutionen und 
Entscheidungsprozessen im Rahmen 
von Governanceprozessen sowie der 
Instrumentierung von Umwelt- und 
Ressourcenpolitik analysiert. Zudem 
entwickelt das Department Methoden 
der ökonomisch-ökologischen Model-
lierung von Umweltsystemen weiter.
Das Department Umwelt- und Pla-
nungsrecht bündelt die rechtswissen-
schaftliche Expertise am UFZ und 
befasst sich mit der juristischen Be-
arbeitung von Umweltproblemen, 
vorzugsweise im Rahmen interdis-
ziplinärer und integrierter Projekte. 
Schwerpunkte der Forschungstätig-
keit sind die Rechtsbereiche Biodiversi-
tätsschutz sowie Land- und Forstwirt-
schaft, raumbezogenes Planungsrecht, 
Gewässerschutzrecht, Stoffrecht, Recht 
UFZ-FORSCHUNGSBEISPIEL 2: DER SPECIES-AT-RISK-INDEX 
Der »Species-at-risk-Index« (SPEAR-Index) ist ein Bioindikatorsystem für 
Schadstoffe in Gewässern, welches am UFZ entwickelt wurde (Beketov et 
al. 2009). Die Belastung mit toxischen Stoffen beeinflusst die Artenzusam-
mensetzung eines Gewässers erheblich. Bestimmte Arten reagieren aufgrund 
ihrer biologischen Merkmale, so z.B. ihrer Physiologie, ihres Lebenszyklus 
oder ihres Verhaltens, besonders sensitiv auf Schadstoffe. Diese sensitiven 
Arten im Gewässer dienen im SPEAR-Konzept als Indikator für die Belas-
tung des Gewässers, da sich diese in schadstoffbelasteten Gewässern nicht 
entsprechend entwickeln können. Im Unterschied zu anderen Methoden be-
wertet der SPEAR-Index nicht das Vorkommen von Arten an sich, sondern 
berücksichtigt die Beeinträchtigungen der sensitiven Arten anhand biologi-
scher Merkmale. Daher kann der SPEAR-Index existierende Bewertungsme-
thoden, welche vor allem im Rahmen der Umsetzung der EU-Wasserrahmen-
richtlinie verwendet werden, in Bezug auf die Einschätzung der ökologischen 
Effekte von Schadstoffen ergänzen.
Derzeit gibt es verschiedene SPEAR-Indizes, welche die Effekte spezifischer 
Belastungen erkennen und quantifizieren, u.a. SPEARpesticide für Effekte von 
Pestiziden, SPEARorganic für Effekte organischer Schadstoffe und SPEARsa-
linity für Salzbelastungen. Das SPEAR-Indikatorsystem wurde in mehreren 
europäischen Regionen bereits erfolgreich getestet. Integrative Bewertungs-
verfahren, wie beispielsweise der SPEAR-Ansatz, können im Rahmen der TA 
eine wichtige Rolle spielen, da sie eine wirkungs- und risikoorientierte Nach-
haltigkeitsbewertung von Stoffen in der natürlichen Umwelt ermöglichen.
Denn was – technisch gesprochen –
als »Aggregation« bzw. »Integration«
verschiedener Bewertungsdimensio-
nen erscheint, ist im Wesentlichen eine 
Abwägung verschiedener Zieldimen-
sionen von Nachhaltigkeit. Eine sol-
che Abwägung sollte in einem demo-
kratisch verfassten Staat im Rahmen 
gesellschaftlicher und politischer Pro-
zesse stattfinden, bei denen die Betrof-
fenen in angemessener Weise betei-
ligt oder zumindest angehört werden. 
Es gehört daher zu gelingender Nach-
haltigkeit, entsprechende prozedurale 
Rahmenbedingungen für diese Abwä-
gungsprozesse dauerhaft zu schaffen. 
Das bereits zitierte HGF-Konzept inte-
grativer Nachhaltigkeit (Kopfmüller et 
al. 2001) trägt dem Rechnung, indem 
es neben substanziellen (also sachbe-
zogenen) auch instrumentelle Regeln 
der Nachhaltigkeit umfasst.
Die Wissenschaft kann für man-
che spezifischen Abwägungsprozes-
se sehr wohl bestimmte Werkzeuge 
zur Verfügung stellen, z.B. Verfah-
ren multikriterieller Analyse, bei der 
die unterschiedlichen Zieldimensionen 
numerisch gewichtet werden und dann 
eine formale Optimierung durchge-
führt wird. Eine zweite zentrale Auf-
gabe der Wissenschaft besteht darin, 
systemische Randbedingungen und 
Sachzusammenhänge aufzuzeigen. 
Beispielsweise lassen sich bestimm-
te Dimensionen von Nachhaltigkeit 
nicht beliebig kombinieren, sondern 
es bestehen (negative) Wechselwirkun-
gen, sogenannte Trade-offs, wie z.B. 
zwischen Gewässerschutz und inten-
siver Landwirtschaft zur Erzeugung 
von Biokraftstoffen. Die Wissenschaft 
kann aber nicht die Werteentschei-
dungen darüber treffen, was bei be-
stehenden Trade-offs letztlich als ge-
sellschaftlich wichtiger erachtet wird. 
Nachhaltigkeitsbewertung im Rah-
men einer TA kann daher nicht zu 
einem abschließenden Gesamturteil 
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4 des Klimaschutzes und der Klima-
anpassung sowie Grundlagen des Um-
weltrechts. Die Forschung des Depart-
ments zielt insbesondere auf Verwert-
barkeit für praktisches Entscheiden in 
Politik, Verwaltung und Justiz.
Innerhalb des Konsortiums wird das 
UFZ zwei Aufgaben wahrnehmen: 
Zum einen werden im Bereich Ökono-
mie und Recht Fachbeiträge zu den lau-
fenden TA-Studien beigesteuert. Zum 
anderen wird das UFZ in enger Ab-
stimmung mit dem TAB ausgewählte 
TA-Projekte bzw. Teilprojekte betreu-
en, die sich besonders auf Fragestellun-






bei werden durch das UFZ in Bezug auf 
diese Projekte ähnliche koordinierende 
und strukturierende Aufgaben wahr-
genommen, wie sie am TAB in Berlin 
typischerweise angesiedelt sind.
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TA-PROJEKT: POSTDIENSTE UND MODERNE INFORMATIONS- UND KOMMUNIKATIONSTECHNOLOGIEN 
Das weltweite Briefaufkommen erreichte im Jahr 2001 mit 434 Mrd. Briefen sei-
nen bisherigen Höchstwert, zehn Jahre später war es um 16 % auf 364 Mrd. ge-
sunken. Auch in der EU sind die Briefmengen seit 2006 deutlich zurückgegangen. 
Wird sich dieser Trend fortsetzen? Wie stark hängt er mit den sich ausbreitenden 
elektronischen Kommunikationsmedien zusammen? Was bedeutet dies für die Poli-
tik, die durch Artikel 87f des Grundgesetzes auf eine Gewährleistungspflicht für 
flächendeckend angemessene und ausreichende Postdienstleistungen verpflichtet 
ist? Lässt sich der Postuniversaldienst in seiner jetzigen Ausgestaltung bei einem 
weiter sinkenden Briefaufkommen noch aufrechterhalten? Das sind Fragen, die der 
Deutsche Bundestag bei der Auftragsvergabe für diese TA-Untersuchung gestellt 
hat und auf die der nun vorliegende TAB-Arbeitsbericht Nr. 156 Antworten gibt.
MODELLRECHNUNG 2020
FÜR DEUTSCHLAND
Für die positive Entwicklung der Brief-
mengen in Deutschland noch bis etwa 
Mitte der 2000er Jahre spielten Zu-
wächse bei der adressierten Direkt-
werbung eine Rolle, die durch den zu-
nehmenden Wettbewerb und damit 
zusammenhängende Preissenkungen 
der Deutschen Post für Geschäftskun-
den begünstigt wurden. Seit 2007 ge-
hen jedoch auch in Deutschland die 
Briefumsätze kontinuierlich zurück. 
Die Briefmengen haben sich allerdings 
entgegen dem internationalen Trend 
2010 und 2011 etwas stabilisiert. Ob 
die Stabilisierung längerfristig anhält, 
darf jedoch bezweifelt werden.
In einer von WIK-Consult im Jahre 
2012 erstellten Modellrechnung der 
Briefmengenentwicklung in Deutsch-
land von 2010 bis 2020 wurde der 
Briefmarkt in fünf Segmente unter-
teilt. Die Anteile dieser Briefsegmente
am gesamten Sendungsaufkommen im 
Jahr 2010 waren wie folgt:
> 7,2 % private Briefpost an beliebi-
ge Adressaten, 14,0 % geschäftliche 
Briefsendungen an Unternehmen,
> 32,6 % geschäftliche Briefsendun-
gen an private Kunden,
> 35,5 % adressierte Werbesendun-
gen (»inhaltsgleiche Sendungen«) 
sowie
> 10,7 % Pressesendungen (abon-
nierte Zeitungen und Zeit-
schriften sowie Mitglieder- und 
Werbezeitschriften).
In die Modellrechnung gingen u.a. 
Abschätzungen über die zukünftige 
Bevölkerungsentwicklung, das Wirt-
schaftswachstum, die Substitutions-
raten von Briefen durch elektronische 
Kommunikation und die Preisentwick-
lung für Briefporti ein. In keinem der 
untersuchten Briefsegmente kommt 
es zu einer positiven Mengenentwick-
lung. Die geringsten Verluste werden 
im Bereich der Werbesendungen er-
wartet, die größten für geschäftliche 
Briefpost an Unternehmen. 
Die erwartete jährliche Veränderungs-
rate zwischen 2010 und 2020 für die 
gesamte nationale Briefpost liegt zwi-
schen -1,4 und -3,4 %. Das bedeutet in 
der Minimalvariante eine weniger dra-
matische Mengenreduktion um ins-
gesamt 13 % über zehn Jahre, in der 
Maximalvariante eine beachtliche Re-
duktion um 29 %. In absoluten Zah-
len (bei 17,4 Mrd. Sendungen im Jahr 
2010) wären dies im Jahr 2020 etwa 
2,3 bzw. 5,0 Mrd. Sendungen weniger.
BEDEUTUNG FÜR 
PRIVATPERSONEN
Wie spiegeln sich die Veränderungen 
des Postmarktes im kommunikativen 
Verhalten der Bevölkerung und in ih-
ren Einstellungen wider? Diese Frage 
wurde im Frühjahr 2012 im Rahmen 
einer repräsentativen Bevölkerungs-
befragung untersucht. Einige zentrale 
Ergebnisse dieser Befragung (die Per-
spektive ist immer auf die Privatper-
son bezogen) lauten wie folgt:
> Bemerkenswert ist die mit 40 % 
sehr hohe Zahl derjenigen, die 
praktisch keine oder kaum noch 
Briefe verschickten.
> Personen, die das Internet nutzen, 
versandten mehr Briefe als diejenigen 
ohne Internetnutzung. Erklärt wer-
den kann dies damit, dass Internet-
nutzer eher gehobenen Bildungs- und 
Einkommensschichten zugehören, 
die generell mehr Briefe versenden.
> 65 % der Befragten versandten ihre 
schriftliche Korrespondenz an an-
dere Privatpersonen elektronisch, 
z.B. als E-Mail. Hier hat also schon 
eine maßgebliche Substitution des 
physischen Briefes stattgefunden.
> Bei der schriftlichen Korrespondenz 
mit Unternehmen oder Behörden 
kam allerdings noch überwiegend 
der herkömmliche Brief zum Ein-
satz (an Unternehmen zu 60 %, an 
Behörden zu 84 %).
> Befragt nach dem bevorzugten 
Empfang von Unternehmenspost, 
gaben 78 % der befragten Privat-
personen an, die postalische Zu-
stellung zu bevorzugen.
> Eine eindeutige Identifikation von 
Absender und Empfänger, Vertrau-
lichkeit und eine sichere und dau-
erhafte Dokumentablage wurden 
fast von jedem der Befragten als 
besonders wichtig angesehen.
> Allerdings konnten sich 65 % nicht 
vorstellen, »sichere« elektronische 
Kommunikationssysteme wie den 
E-Postbrief der Deutschen Post oder 
die von anderen Kommunikations-
unternehmen angebotene De-Mail 
zu nutzen.
> Unter den abgefragten Merkmalen 
eines Postuniversaldienstes stach die 
Hauszustellung von Briefen mit ei-
ner hohen Zustimmungsrate beson-
ders hervor (74 % »sehr wichtig«). 


















TA-PROJEKT: POSTDIENSTE UND MODERNE INFORMATIONS- UND KOMMUNIKATIONSTECHNOLOGIEN 
> Die Zustellung an sechs Tagen wur-
de im Vergleich dazu deutlich weni-
ger bevorzugt (25 % »sehr wichtig«).
MÖGLICHE ANPASSUNGEN DES 
UNIVERSALDIENSTES
Für die Politik ergibt sich eine Reihe 
abgestufter Möglichkeiten, den Post-
universaldienst und seine Finanzierung 
an reduzierte Briefmengen im Rah-
men der Vorgaben der derzeit gültigen 
EU-Postrichtlinie (2008/06/EG) anzu-
passen. Ein nationaler Gestaltungs-
spielraum eröffnet sich etwa bei den 
Anforderungen an die Zahl stationä-
rer Einrichtungen (Poststellen, Brief-
kästen) oder an die Brieflaufzeiten. 
Die EU-Postrichtlinie erlaubt entspre-
chende Absenkungen. Zulässig wäre 
auch eine Reduzierung der Zustellta-
ge von derzeit sechs auf fünf Tage, wie 
es bereits in 18 europäischen Ländern 
der Fall ist. Wollte man aber die voll-
ständige, landesweite Flächenabde-
ckung bei der Zustellung von Briefen 
und die Hauszustellung infrage stel-
len oder die Anzahl der Zustelltage 
auf weniger als fünf Tage absenken, 
erforderte dies eine Änderung der EU-
Postrichtlinie, was deutlich aufwendi-
ger und mit einem langwierigen politi-
schen Prozess verbunden wäre.
Es lohnt sich allerdings schon jetzt, 
über den Rahmen der derzeitigen eu-
ropäischen und nationalen Universal-
dienstregulierung hinaus zu denken. 
Diese Diskussion sollte auf die Eröff-
nung neuer Perspektiven für den Post-
universaldienst unter Einbeziehung 
der elektronischen Kommunikations-
medien fokussieren. In der Fachdis-
kussion findet man diesbezüglich zwei 
interessante Vorschläge: 
> die Erweiterung des Postuniversal-
dienstes um den sicheren E-Brief 
und 
> einen einheitlichen Universaldienst 
für Post und Telekommunikation.
Während die bisherigen Regelungen in 
erster Linie auf die Versender ausge-
richtet waren, stehen beim Vorschlag 
der Erweiterung des Postuniversal-
dienstes um den sicheren E-Brief die 
Bedürfnisse bzw. Präferenzen der End-
kunden stärker im Vordergrund. Im 
Mittelpunkt eines solchen neu zu kon-
zipierenden Universaldienstes könnte 
die Gewährleistung der Wahlfreiheit 
zwischen herkömmlichem und elek-
tronischem Brief stehen. Dabei müss-
te garantiert werden, dass sowohl Ver-
sender als auch Empfänger das Mit-
teilungsmedium frei wählen können. 
Die bereits vorhandenen Dienste für 
Hybridpost demonstrieren, dass dies 
möglich ist. Würde diese Wahlfreiheit 
garantiert, bestünde auch keine Gefahr 
des Ausschlusses bestimmter Bevölke-
rungsgruppen aus der Briefkommuni-
kation, weil sie z.B. über keinen Inter-
netzugang verfügen. 
Beim zweiten Vorschlag – einheitlicher 
Universaldienst für Post und Telekom-
munikation – werden zwei Basisver-
bindungen für die gesamte Palette der 
Distanzkommunikation vorausgesetzt 
(eine Regulierung im Sinne des Univer-
saldienstes für Sendungen und Signa-
le würde diesbezüglich Mindeststan-
dards – gleiche Versorgungsstandards 
für alle Gebiete – erlassen): 
> physische Verbindungen für Sen-
dungen aller Art von überall her 
überall hin und
> digitale Verbindungen für Signale 
von überall her überall hin.
Der Vorschlag für den einheitlichen 
Universaldienst nimmt Bezug auf eine 
allgemeine Diskussion, die Regulierung 
im Medienbereich möglichst technolo-
gieneutral auszugestalten. Dies ist vom 
Prinzip her ein sinnvolles Konzept, um 
die Regulierung von einem ständigen 
Zwang zur Anpassung an sich immer 
schneller vollziehende, technische In-
novationszyklen zu befreien. Eine pra-
xistaugliche Umsetzung einer technolo-
gieneutralen Regulierung ist schwierig, 
setzt sie doch einen mehr oder weni-
ger radikalen Bruch (da die bisherige
Regelung nicht technologieneutral ist) 
mit dem bisherigen Regulierungsre-
gime voraus. Zu überlegen wäre, ob 
in regionalen Modellversuchen Varian-
ten flexibler Zustellarrangements – 
mit physischen Verbindungen für Sen-
dungen und digitalen Verbindungen 
für Signale – unter einem einheitlichen 
Universaldienstregime erprobt und eva-
luiert werden sollten. 
Insgesamt ergibt sich eine breite Pa-
lette von Handlungsoptionen, wie auf 
die Mengenreduktion im Briefsektor 
und eine damit drohende Aushöhlung 
des Universaldienstes reagiert werden 
könnte. Handlungserfordernisse beste-
hen gegenwärtig in erster Linie bei den 
Postunternehmen, die ihre Geschäfts-
strategien anpassen müssen. Mittelfris-
tig ist dann die Politik gefragt, zumal 
sie auf nationaler Ebene im Rahmen 
der europäischen Universaldienstvor-
gaben über einen erheblichen Gestal-
tungsspielraum verfügen kann. Da 
nicht mit kurzfristigen Briefmengenein-
brüchen, sondern eher mit mittelfris-
tigen Mengenabsenkungen zu rechnen 
ist, bleibt Zeit, notwendige Anpassun-
gen gründlich vorzubereiten und unter 
Einbezug von Wissenschaft und Öf-
fentlichkeit mit den Beteiligten auf brei-
























Ungeachtet des weltweit stark ausgeprägten Problembewusstseins für die Risi-
ken des Klimawandels zeigen die internationalen Klimaschutzbemühungen zur 
Reduktion der globalen Treibhausgasemissionen weiterhin keine (messbare) sub-
stanzielle Wirkung. So stieg auch 2013 (wie die Jahre zuvor) die atmosphärische 
CO2-Konzentration auf einen neuen Rekordwert. Ebenso deuten Ereignisse wie 
der Austritt Kanadas aus dem Kyoto-Protokoll oder die jüngsten Ankündigun-
gen aus Japan oder Australien, ihre vormals ambitionierten Klimaschutzziele und 
-politiken teilweise aufgeben zu wollen, darauf hin, dass der Klimaschutz auf der 
politischen Agenda einiger Länder zunehmend an Priorität einbüßt. Angesichts 
dieser Entwicklungen und der offenkundigen Schwierigkeiten der internationa-
len Klimadiplomatie, sich auf globale Emissionsreduktionsziele festzulegen und 
diese auch konsequent umzusetzen, werden in jüngster Zeit alternative Verfah-
ren angedacht, um dem Klimawandel oder zumindest dessen Folgen auch ohne 
eine massive Reduktion der anthropogenen Treibhausgasemissionen zu begeg-
nen. Hierbei handelt es sich um gezielte Eingriffe in das Klimasystem durch Tech-
nikeinsatz zumeist in großem Maßstab, die früher häufig als »Geoengineering« 
bezeichnet wurden, während sich mittlerweile der Begriff »Climate Engineering« 
weitgehend durchgesetzt hat.
Zur Eindämmung des Klimawandels 
und seiner Folgen stehen seit Langem 
zwei Optionen im Fokus der interna-
tionalen wissenschaftlichen und poli-
tischen Diskussion. Zum einen sind 
dies Strategien zur Reduktion der an-
thropogenen Treibhausgasemissionen 
(Mitigation). In deren Zentrum stehen 
Maßnahmen zur Energieeinsparung, 
der Umstieg von kohlenstoffinten-
siven (z.B. Braunkohle) auf kohlen-
stoffarme (z.B. Erdgas) Energieträger, 
die verstärkte Nutzung von (nahezu) 
CO2-freien, in der Regel regenerativen 
Energiequellen sowie die Eindämmung 
klimaschädigender land- bzw. forst-
wirtschaftlicher Praktiken wie etwa die 
Abholzung tropischer Wälder. Zum an-
deren stehen Anpassungsmaßnahmen 
(Adaptation) an bereits eingetretene 
oder erwartete Klimaveränderungen 
im Blickpunkt. Die möglichen Maß-
nahmen umfassen beispielsweise den 
Bau von Infrastrukturen zum Hoch-
wasserschutz, der Landbewirtschaf-
tung bis hin zum letzten Ausweg, der 
Umsiedlung von Bewohnern in sichere-
re bzw. fruchtbarere Gegenden. 
Um der globalen Erderwärmung ent-
gegenzuwirken, gäbe es – zumindest in 
der Theorie – weitere Handlungsoptio-
nen, die im Gegensatz zur Emissions-
reduktion erst nach der Treibhausgas-
emission in die Atmosphäre zum Einsatz 
kämen. Dazu gehören die Maßnahmen 
des »Climate Engineering« (CE), die 
sich grundsätzlich bzw. systematisch in 
zwei Technologieansätze bzw. Strategien 
unterscheiden lassen. Die sogenannten 
Carbon-Dioxide-Removal-Technologien 
(CDR-Technologien) zielen darauf ab, 
bereits emittiertes CO2 wieder aus der 
Atmosphäre zu entfernen, also eine der 
Hauptursachen des anthropogenen Kli-
mawandels zu beseitigen. Dazu soll das 
CO2 entweder durch technische Maß-
nahmen direkt aus der Luft gefiltert und 
in chemischen Produkten gebunden oder 
verstärkt von der terrestrischen oder ma-
rinen Biosphäre aufgenommen werden. 
Letzteres könnte beispielsweise durch 
eine großflächige Düngung der Ozea-
ne mit Nährstoffen wie Eisen gesche-
hen, um dadurch das Wachstum von 
Meeresalgen anzuregen. Das in ihrer 
Biomasse gebundene CO2 würde, so die 
Hoffnung, durch die in die Tiefsee ab-
sinkenden Meeresorganismen für vie-
le Jahrhunderte in den Ozeanen gebun-
den bleiben. 
Die Maßnahmen des zweiten An-
satzes, die sogenannten Radiation-
Management-Technologien (RM-
Technologien), zielen dagegen auf 
eine Veränderung der Balance zwi-
schen eingehender Sonnenstrahlung 
und ausgehender Wärmestrahlung 
des Erdsystems. Eine Abkühlung 
der Erde um mehrere Grad Celsius
könnte theoretisch etwa dadurch er-
reicht werden, dass Schwefelparti-
kel in die Atmosphäre eingebracht 
würden, die einen Teil der einfal-
lenden Sonnenstrahlung zurück in 
den Weltraum reflektieren. Mit RM-
Maßnahmen soll also die Erdtem-
peratur gesenkt werden, ohne die 
atmosphärische Konzentration von 
CO2 (oder anderer Treibhausgase) zu 
reduzieren. Von der Erderwärmung 
abweichende Folgen der Treibhaus-
gase, wie z.B. die zunehmende Ver-
sauerung der Ozeane durch die Erhö-
hung der CO2-Konzentration, ließen 
sich mit RM-Technologien also nicht 
eindämmen.
Bis dato handelt es sich allerdings bei 
den meisten der vorgeschlagenen CE-
Ansätze nur um erste Konzeptideen, 
die zwar auf bekannten biogeochemi-
schen Wirkungszusammenhängen be-
ruhen, aber bislang lediglich mithilfe 
vergleichsweise einfacher Computer-
modellierungen auf ihre Wirkungen 
und Nebenwirkungen hin untersucht 
worden sind. Nur wenige kleinere
Feldversuche sind bisher durchge-
führt worden, etwa zur Ozeandün-
gung mit Eisen. Diesbezüglich dürf-
te insbesondere das deutsch-indische 
LOHAFEX-Experiment von 2009 
einer breiteren Öffentlichkeit be-
kannt geworden sein, das vor allem 
in Deutschland zu kontroversen öf-
fentlichen und politischen Debatten 
über die Rechtmäßigkeit solcher Ak-
tivitäten geführt hatte. Insgesamt lie-
gen somit gegenwärtig nur sehr limi-
tierte wissenschaftliche Erkenntnisse 
darüber vor, ob eine Anwendung die-
ser Maßnahmen das globale Klima 



















Neben der wissenschaftlichen Debat-
te zum CE erreicht das Thema zuneh-
mend auch die politische Ebene. Wich-
tige Impulse kommen dabei aus den 
USA und Großbritannien, wo diese 
Optionen bereits Gegenstand erster 
parlamentarischer Anhörungen waren. 
Aber auch in Deutschland stößt CE auf 
zunehmendes politisches Interesse: So 
bewertete etwa das Umweltbundesamt 
2011 die Maßnahmen hinsichtlich ih-
rer Realisierbarkeit, Wirksamkeit, Um-
weltverträglichkeit und möglicher Risi-
ken. Im selben Jahr legte das Kiel Earth 
Institute eine vom BMBF beauftrag-
te Sondierungsstudie über den Einsatz 
und die Regulierung von CE vor, die ei-
nen differenzierten Überblick über den 
damals aktuellen Forschungs- und Dis-
kussionsstand gab. Und auch die Bun-
desregierung und der Deutsche Bun-
destag haben sich 2012 – in Reaktion 
auf eine Kleine Anfrage der SPD-Frak-
tion – mit CE befasst. 
DER TAB-BERICHT
Grundsätzlich lassen verschiedene 
und sich in jüngster Zeit verstärken-
de Hinweise darauf schließen, dass 
die CE-Debatte weiter an Fahrt und 
politischer Brisanz gewinnen könn-
te. Dass der Weltklimarat IPCC die-
se Maßnahmen erstmalig im jüngs-
ten Sachstandsbericht eingehender 
diskutiert und in der Zusammenfas-
sung für politische Entscheidungsträ-
ger erwähnt, kann als deutliches Indiz 
für diese Entwicklung betrachtet wer-
den. Damit hat sich CE innerhalb we-
niger Jahre von einem Randthema der 
Klimawissenschaften zu einer mögli-
cherweise ernstzunehmenden klima-
politischen Handlungsoption entwi-
ckelt – als ein drittes Strategieelement 
der internationalen Klimaschutzpolitik 
neben den herkömmlichen Reduktions- 
und Anpassungsstrategien. 
Umso notwendiger erscheint es, dass 
zu diesen fraglichen Technologien um-
UNSICHERE WIRKUNGEN UND 
NEBENWIRKUNGEN
Ideen und Vorschläge zur Beeinflus-
sung des Klimas mit technischen Mit-
teln gibt es bereits seit über einem hal-
ben Jahrhundert, in der Wissenschaft 
und Politik blieben diese allerdings lan-
ge Zeit weitgehend unbeachtet. Seit 
Mitte der 2000er Jahre hat sich dies 
deutlich verändert. Ausgelöst durch 
eine zunehmende Skepsis hinsichtlich 
der Effektivität der bislang ergriffe-
nen klimapolitischen Maßnahmen, ge-
winnt die Diskussion um CE deutlich 
an Fahrt. Gleichwohl wird der mögli-
che Nutzen dieser Maßnahmen selbst 
unter denjenigen, die sie vorschlagen 
und erforschen, sehr kontrovers dis-
kutiert. Denn es ist längst auch deut-
lich geworden, dass Technologien, die 
von ihrer Anlage her eine weiträumi-
ge bis globale Manipulation der natür-
lichen Erdsystemprozesse anvisieren, 
zugleich mit mannigfaltigen und ver-
mutlich erheblichen Risiken in Form 
unerwünschter Neben- und Folge-
wirkungen für Mensch und Umwelt 
verbunden wären. Es ist daher offen-
sichtlich, dass diese Optionen nicht 
allein aufgrund ihrer Klimawirkun-
gen oder technischen und ökonomi-
schen Machbarkeitsüberlegungen be-
urteilt werden dürfen, sondern sowohl 
ökologische als auch soziale Neben-
folgen unbedingt zu berücksichtigen 
sind. Über das Ausmaß und die regio-
nale Ausprägung möglicher Umweltfol-
gen der diversen CE-Ansätze kann zur-
zeit allerdings nur spekuliert werden. 
Ebenso steht die sozialwissenschaftli-
che Forschung zu ethischen, (völker-)
rechtlichen und (geo)politischen As-
pekten dieser Strategien noch am An-
fang. Zu diskutieren ist insbesondere 
die Frage nach der Legitimität, ob und 
durch wen es überhaupt möglich wäre, 
angesichts der wohl hohen Risiken des 
CE und bei gleichzeitig unsicherer Wis-
sensbasis eine nach ethischen Maßstä-
ben verantwortbare Entscheidung über 
Einsatz oder Nichteinsatz zu fällen.
fassend aufbereitete Informationen für 
das Parlament und die gesamte Ge-
sellschaft zum wissenschaftlichen Er-
kenntnisstand sowie den möglichen 
sozioökonomischen und gesellschafts-
politischen Konsequenzen einer dar-
auf basierenden Klimaschutzpolitik zur 
Verfügung gestellt werden. Mit diesem 
Anspruch hat der Ausschuss für Bil-
dung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung des Deutschen Bundes-
tages das TAB mit der Durchführung 
eines TA-Projekts zum Thema »Geo-
engineering« beauftragt.
Der TAB-Bericht wird einen umfassen-
den Überblick über den gegenwärtig er-
reichten naturwissenschaftlich-techni-
schen Erkenntnisstand hinsichtlich der 
verschiedenen vorgeschlagenen Ansät-
ze und Methoden des CE bieten. Da-
rüber hinaus werden die rechtlichen 
Rahmenbedingungen und mögliche 
Regulierungserfordernisse und -optio-
nen in nationaler und internationaler 
Perspektive behandelt. Einen weiteren 
Schwerpunkt stellt die Aufarbeitung 
des aktuellen wissenschaftlichen und 
politischen Diskurses dar. Dazu wer-
den die relevanten Argumente der De-
batte auf ihre Stichhaltigkeit und Plau-
sibilität hin überprüft, indem die ihnen 
zugrundeliegenden empirischen und 
normativen Annahmen explizit offen-
gelegt werden. Nur so sind eine trans-
parente Diskussion und eine fundierte 
gesellschaftliche und politische Mei-
nungsbildung über CE möglich. Das 
Projekt steht kurz vor dem Abschluss, 
der Bericht wird im Frühjahr 2014 dem 






















4Die biologische Vielfalt oder Biodiversität, als die natürliche Vielfalt der Gene, Ar-
ten und Ökosysteme, gehört seit der Verabschiedung der Biodiversitätskonven-
tion vor mehr als 20 Jahren zu den zentralen umweltpolitischen Schutzgütern. Ein 
zentrales Anliegen ist dabei, die Polarisierung von Schutz und Nutzung natürlicher 
Ressourcen im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung zu überwinden. In den letz-
ten Jahren hat sich deutlich gezeigt, dass traditionelle Naturschutzkonzepte, die 
hauptsächlich auf ordnungsrechtliche Vorgaben und Verbote bauen, hierfür nicht 
ausreichend sind. Trotz der globalen Zunahme an Schutzgebieten befindet sich die 
biologische Vielfalt weltweit weiterhin unter starkem Druck durch menschliche Ak-
tivitäten. Seit einigen Jahren gewinnen deshalb ökonomische Argumente im Na-
turschutz an Gewicht und politischem Einfluss, eine Entwicklung, die in politischen, 
wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Debatten sehr kontrovers reflektiert wird.
Speziell die deutsche Bundesregierung 
hat sich im internationalen Kontext im-
mer wieder wort- und tatkräftig für ei-
nen ökonomischen Paradigmenwechsel 
im Naturschutz eingesetzt: Sie initiierte 
2007 zusammen mit der EU-Kommission
die einflussreiche internationale Studie 
»The Economics of Ecosystems and 
Biodiversity« (TEEB) (S. 16), die sich 
zum Ziel gesetzt hat, den ökonomischen 
Nutzen der biologischen Vielfalt und 
von Ökosystemdienstleistungen aufzu-
zeigen, und gehörte – zusammen mit der 
Europäischen Union – auf dem Rio+20-
Erdgipfel zu den wichtigsten Fürspre-
cherinnen einer »grüneren« Weltwirt-
schaft. Die Früchte dieses Engagements 
lassen sich inzwischen in verschiedenen 
biodiversitätspolitischen Strategien ab-
lesen: So unterstreichen sowohl die EU 
mit ihrer Biodiversitätsstrategie 2020 
(»Lebensversicherung und Naturkapi-
tal«) als auch die UN mit dem »Stra-
tegischen Plan für biologische Vielfalt 
2011–2020« den ökonomischen Wert 
des Naturkapitals, der in Zukunft durch 
Bilanzierungsmaßnahmen offengelegt 
und mithilfe innovativer Finanzierungs-
instrumente gesichert werden soll. Auf 
internationaler wie nationaler Ebene be-
ginnen sich bereits die Konturen neuer 
biodiversitätspolitischer Governance-
strukturen herauszubilden, die auf 
Marktsignale und damit stärkere privat-
wirtschaftliche Beteiligung setzen. Im 
Schlepptau dieses Ökonomisierungs-
trends werden jedoch auch weltweit 
Ängste und Befürchtungen vor einem 
kontraproduktiven »Ausverkauf« der 
Natur laut. Um die komplexen wissen-
schaftlichen Grundlagen und unklaren 
Implikationen dieser Entwicklung zu 
durchleuchten, regte der Ausschuss für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung das TA-Projekt »Inwert-
setzung von Biodiversität« an, dessen 
Abschluss kurz bevorsteht. 
UMWELTPROBLEME AUS 
ÖKONOMISCHER SICHT
Aus ökonomischer Sicht hängt der fort-
schreitende Raubbau an der Natur mit 
den charakteristischen Merkmalen na-
türlicher Ressourcen zusammen, die als 
öffentliche Güter in der Regel allen Nut-
zern kostenlos zur Verfügung stehen. 
Da es sich gleichzeitig um knappe – d.h. 
wertvolle – Güter handelt, sind demge-
mäß Fehlallokationen respektive Markt-
versagen die logische Konsequenz: Es 
kommt zur Übernutzung, die Kosten 
dafür – etwa im Zuge von Ressourcen-
verlust oder beeinträchtigter Leistungen 
der Natur (z.B. der Bestäubungsleistung 
der Bienen) – tragen nicht die verant-
wortlichen Akteure, sondern sie wer-
den der Allgemeinheit angelastet. Pavan 
Sukhdev, Leiter der TEEB-Studie, durch 
welche ökonomische Naturschutzargu-
mente populär gemacht wurden, bringt 
das aktuelle Naturschutzdilemma gerne 
folgendermaßen auf den Punkt: »We use 
nature because it’s valuable – we lose it 
because it’s free.« 
Das ökonomische Gebot der Stunde, 
das auch in der TEEB-Studie propa-
giert wird, lautet demzufolge, die bishe-
rige gesellschaftliche »Kostenblindheit« 
gegenüber dem Biodiversitätsverlust zu 
überwinden. Es gehe darum, den Wert 
des Biodiversitätsschutzes – im Sinne 
eines »Mainstreaming« – in möglichst 
vielen Wirtschafts- und Lebensberei-
chen zu verankern, wofür sich laut 
TEEB-Studie unterschiedliche Werk-
zeuge anbieten: 
> Erstens solle der ökonomische Wert 
des Naturkapitals mithilfe umwelt-
ökonomischer Bewertungsverfahren 
möglichst präzise beziffert werden. 
Erst wenn ein stärkeres Bewusstsein 
für den ökonomischen Nutzen der 
biologischen Vielfalt bestehe, kann 
dieser Nutzen auch in unternehme-
rischen und politischen Entscheidun-
gen zum Tragen kommen. 
> Zweitens obliege der Politik die 
Aufgabe, mithilfe geeigneter an-
reizbasierter Steuerungsmaßnah-
men dafür zu sorgen, dass die maß-
geblichen Akteure wirtschaftliche 
Anreize für einen schonenden Um-
gang mit der Natur erhalten. Im 
ökonomischen Jargon ausgedrückt: 
Externe Kosten sind zu internalisie-
ren, also denjenigen aufzubürden, 
die sie verursachen.
Maßgeblich beeinflusst sind diese Lö-
sungsvorschläge durch die Klimapoli-
tik, wo ökonomische Konzepte und Ins-
trumente bereits seit Längerem etabliert 
sind. Ein Blick auf die klimapolitischen 
Erfahrungen erscheint deshalb lohnens-
wert, nicht zuletzt, weil dieser Bereich 
zahlreiche Schnittstellen zur Biodiver-
sitätspolitik aufweist. 
EIN BLICK AUF DEN 
KLIMASCHUTZ
Mit dem Kyoto-Protokoll von 1997 
wurden diverse ökonomische Instru-
mente in die Klimapolitik eingeführt, 
INWERTSETZUNG VON BIODIVERSITÄT: 
WISSENSCHAFTLICHE GRUNDLAGEN UND 
POLITISCHE PERSPEKTIVEN
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4 darunter als wichtigstes ein zwischen-
staatlicher Emissionshandel, der es den 
Unterzeichnerstaaten ermöglicht, Emis-
sionsrechte untereinander zu tauschen. 
Eine ambitionierte Klimapolitik soll sich 
damit für Industrieländer auch ökono-
misch lohnen, da nichtbenötigte Emis-
sionszertifikate verkauft werden kön-
nen. Ergänzend kam einige Jahre später 
das europäische Emissionshandels-
regime hinzu, das auch energieintensi-
ve Industriesektoren in den Handel mit 
Emissionszertifikaten einbezog. Dem 
war eine intensive, jahrzehntelange theo-
retische Beschäftigung mit dem Instru-
ment Emissionshandel vorausgegangen. 
Laut ökonomischer Theorie lassen sich 
mit dem Zertifikatehandel Treibhaus-
gasreduktionsziele – volkswirtschaftlich 
gesehen – auf eine besonders kosteneffi-
ziente und innovationsförderliche Wei-
se erreichen, da es jedem in das Han-
delssystem einbezogenen Emittenten 
frei steht, entweder Emissionszertifika-
te zu erwerben oder selber Reduktions-
maßnahmen durchzuführen. Ähnlich 
gelagerte Marktlösungen wurden in-
zwischen auch für den Biodiversitäts-
schutz vorgeschlagen und werden teil-
weise bereits in die Praxis umgesetzt 
(z.B. im Zuge eines Handels mit Flä-
chenausweisungsrechten). Dass hierbei 
eine große Vorsicht angeraten ist, zeigen 
die bisherigen Erfahrungen beim Emis-
sionshandel, der mit vielfältigen Um-
setzungsproblemen – von einem drama-
tischen Preisverfall bei den Zertifikaten 
bis hin zu Betrugs- und Missbrauchs-
fällen – konfrontiert ist. 
2006 erschien der »Stern Review on the 
Economics of Climate Change«, in wel-
chem die zu erwartenden Nutzen und 
Kosten klimapolitischer Handlungs-
optionen gegeneinander aufgerechnet 
und daraus Handlungsempfehlungen 
abgeleitet wurden. Der Untersuchung 
lagen sehr ambitionierte Kosten-Nut-
zen-Rechnungen zugrunde, welche 
die volkswirtschaftlichen Effekte ei-
ner breiten Palette an langfristigen Fol-
genwirkungen abzuschätzen versuch-
ten  – von gesundheitlichen Risiken bis 
hin zu Auswirkungen auf die Umwelt. 
Der Autor des Stern-Reports, der die 
2007 lancierte TEEB-Studie wesentlich 
beeinflusste, kam zu dem Schluss, dass 
die Kosten des Nichthandelns diejeni-
ge des Handelns bei Weitem übertref-
fen. Allerdings wurden die Ergebnisse 
kontrovers diskutiert: Neben spezi-
fischen Fragen, etwa zur angemesse-
nen Gewichtung zukünftiger Schäden 
(Diskontierung) oder zu methodischen 
Messproblemen, stand der Sinn und 
Zweck der ökonomischen Bewertung 
komplexer Problemlagen grundsätz-
lich zur Debatte. 
HERAUSFORDERUNGEN FÜR 
DIE BIODIVERSITÄTSPOLITIK
Die Lehren aus diesen klimapolitischen 
Erfahrungen für die Biodiversitäts-
politik herauszuarbeiten, ist ein wich-
tiger Schwerpunkt des TAB-Projekts. 
Dabei gilt es – neben einem fundier-
ten Überblick über ökonomische Kon-
zepte und Methoden –, vor allem auch 
die Konsequenzen zu reflektieren, die 
sich aus den spezifischen Merkmalen 
des Schutzgutes »Biodiversität« erge-
ben. Anders als das Klimaproblem,
das sich über Treibhausgasemissionen 
bzw. -konzentrationen homogen fassen 
lässt, handelt es sich bei der biologi-
schen Vielfalt um einen facettenreichen 
und räumlich stark differenzierten Ge-
genstand, der vielfältige ethische und 
ästhetische Wertedimensionen auf-
weist. Daraus ergeben sich spezifische 
Herausforderungen an eine politische 
Steuerung mittels ökonomischer Ins-
trumente, die kurz skizziert werden.
Zum einen stellt sich die Frage, über 
welche Hilfsgrößen sich Eingriffe in 
die biologische Vielfalt effektiv steuern 
lassen. Da kein einfach zu ermitteln-
des Biodiversitätsmaß zur Verfügung 
steht, scheinen sich vor allem appro-
ximative Hilfsgrößen wie die Flächen-
inanspruchnahme anzubieten. Damit 
steigt jedoch die Gefahr von Zielkon-
flikten, komplexer Verlagerungseffek-
te und nichtintendierter Nebenfolgen, 
die durch flankierende Regulierungen 
abzufedern wären.
Zum anderen scheint eine rein natur-
schutzbezogene Betrachtung definitiv 
zu kurz zu greifen. Verantwortlich da-
für sind die Effekte von etablierten Ins-
trumenten aus anderen, nicht direkt na-
turschutzbezogenen Politikbereichen, 
die sich in erheblichem Maße auf die 
biologische Vielfalt auswirken können. 
So setzt etwa die Energie- und Klima-
politik zunehmend auf erneuerba-
re Energien und erhöht dadurch den 
Verbrauch nachwachsender Rohstof-
fe wie Holz und Bioenergiepflanzen 
– was den landwirtschaftlichen Flä-
chenverbrauch steigert und sich durch 
die Anpflanzung schnell wachsender 
Monokulturplantagen zusätzlich ne-
gativ auf die biologische Vielfalt aus-
wirken könnte.
Dies macht deutlich, dass es sich beim 
Biodiversitätsschutz um eine Quer-
schnittsaufgabe handelt, die alle re-
levanten Politiksektoreninstrumente 
in die Betrachtung einbeziehen sollte. 
Darüber hinaus erweist sich die inter-
nationale Dimension der Thematik als 
zentral, die durch spannungsgeladene 
Interessenskonflikte zwischen biodi-
versitätsarmen Industrieländern und 
biodiversitätsreichen Entwicklungslän-
dern geprägt ist und die im TAB-Pro-






















TA-PROJEKT: MODERNE STROMNETZE ALS SCHLÜSSELELEMENT EINER NACHHALTIGEN ENERGIEVERSORGUNG
Stromnetze stellen eine der Lebensadern der modernen Industriegesellschaften 
dar. Gegenwärtig steht der sichere und zuverlässige Betrieb der Stromnetze in 
Deutschland unter einem erheblichen Druck. Vor allem der starke Ausbau fluktu-
ierender erneuerbarer Stromerzeugung (insbesondere Windkraft und Photovol-
taik) hat zusammen mit der Liberalisierung und fortschreitenden europäischen 
Integration der Strommärkte dazu geführt, dass sich das Stromsystem mitten in 
einem Strukturwandel historischen Ausmaßes befindet.
Mit diesem Themenfeld befasst sich 
das TA-Projekt »Moderne Stromnet-
ze als Schlüsselelement einer nachhalti-
gen Energieversorgung«, das mit einem 
breiten Analyseansatz in einer mittel- 
bis langfristigen Perspektive (2030 und 
darüber hinaus) sowohl technische Per-
spektiven als auch Optionen für den 
Umbau und Betrieb des Stromnetzes 
aufzeigen soll. Im Folgenden wird da-
raus lediglich ein kleiner thematischer 
Ausschnitt präsentiert, um einen Vor-
geschmack auf den Abschlussbericht 
des TA-Projekts zu bieten, der in Kür-
ze dem Bundestag vorgelegt wird. 
STROMNETZE IM UMBRUCH
Bisher ist das Stromnetz von »oben nach 
unten« organisiert. Die Stromerzeugung 
erfolgt ganz überwiegend in Großkraft-
werken, die den Strom auf Höchstspan-
nungsebene in die Übertragungsnet-
ze einspeisen. Diese übernehmen den 
Transport zu den Verbrauchszentren, 
wo Mittel- und Niederspannungsnetze 
den Strom an die Verbraucher verteilen. 
Die Stromerzeugung wird so gesteuert, 
dass sie jederzeit der vorliegenden Nach-
frage entspricht. Dieses Modell ist im 
Umbruch begriffen, u.a. da ein erheb-
licher Teil der Stromerzeugung durch 
erneuerbare Energien (EE) an die Mit-
tel- (v.a. Windparks) bzw. Niederspan-
nungsnetze (v.a. Photovoltaik) ange-
schlossen ist. Gleichzeitig müssen die 
Netzbetreiber auf die fluktuierende Ein-
speisung schnell reagieren (u.a. durch 
Zugriff auf schnell regelbare Reserve-
kraftwerke oder Pumpspeicher), was 
eine anspruchsvolle regelungstechni-
sche Herausforderung ist. Zudem ent-
steht durch die Erschließung großer 
EE-Potenziale ein erheblicher Bedarf, 
substanzielle Energiemengen über gro-
ße Entfernungen zu den Verbrauchern 
zu transportieren. Bereits heute treten 
in bestimmten Regionen Deutschlands 
regelmäßig Engpässe in den Hoch- und 
Höchstspannungsnetzen auf. Ohne ge-
eignete Maßnahmen wird sich dies in 
Zukunft weiter verstärken. 
Allgemein gesprochen erfordert ein 
zuverlässiger Netzbetrieb unter die-
sen Rahmenbedingungen, bestehende 
und neue Flexibilitäten in Erzeugung 
und Verbrauch auszunutzen. Optionen 
hierfür – u.a. Nutzung flexibler und 
schnell regelbarer Kraftwerke, Netz-
verstärkung und -ausbau, Nachfra-
gemanagement und mittelfristig auch 
Stromspeicher – wurden auch im kürz-
lich vorgelegten TAB-Bericht Nr. 147 
»Regenerative Energieträger zur Siche-
rung der Grundlast in der Stromversor-
gung« ausführlich analysiert und dis-
kutiert. Zur zielgerichteten Nutzung 
dieser Flexibilitätsoptionen sind zum 
einen eine möglichst genaue Kenntnis 
des momentanen Systemzustands und 
zum anderen – insbesondere in den 
Verteilnetzen – verbesserte Steuerungs-
möglichkeiten erforderlich. Daher wer-
den Sensoren und eine das Stromnetz 
begleitende IT-Infrastruktur zur Da-
tenerfassung und -aufbereitung sowie 
ein vermehrter Einsatz aktiver Elemen-
te zur Leistungsflusssteuerung zukünf-
tig eine immer prominentere Rolle spie-
len (»smart grids«, intelligente Netze).
GESTALTUNG DES WANDELS
Der Wandel in den Stromnetzen voll-
zieht sich aber keineswegs ausschließ-
lich aufgrund technischer Erforder-
nisse bzw. neuer technologischer 
Möglichkeiten, auch wenn dies teil-
weise in den offiziellen Netzausbau-
plänen suggeriert wird. Vielmehr 
besteht ein erheblicher Gestaltungs-
spielraum und daher geradezu die 
Notwendigkeit, z.B. mittels Zukunfts-
szenarien Möglichkeiten der Netzent-
wicklung zu explorieren. Ein Beispiel 
sind drei »archetypische Szenarien«, 
die kürzlich vom Umweltbundesamt 
entwickelt und auf ihre technisch-öko-
logische Machbarkeit hin untersucht 
wurden (»Energieziel 2050: 100 % 
Strom aus erneuerbaren Quellen«). 
Deren wesentliches Unterscheidungs-
merkmal ist die geografische Einheit, 
auf der das Netz organisiert ist: »lokal
autark«, »Regionenverbund«, »Inter-
national-Großtechnik«. Aber auch 
die Organisationsweise des Betriebs 
kann als Gestaltungselement für den 
Entwurf einer möglichen zukünftigen 
Netzstruktur dienen. 
BETRIEB DES STROMNETZES IN 
»REGIONALEN ZELLEN«
Die folgenden Überlegungen sind moti-
viert durch die rapiden Veränderungen 
im Stromsystem, die sich in den letzten 
Jahren weiter beschleunigt haben. Da-
durch stehen Fragen im Raum, ob bei 
einer Fortsetzung der gegenwärtigen 
Trends das Versorgungssystem insge-
samt störungsanfälliger wird und ver-
stärkt Stromausfälle drohen könnten. 
Daraus ergibt sich die Frage, wie den 
anstehenden Herausforderungen zu be-
gegnen ist. Als eine mögliche Heran-
gehensweise wird im Folgenden eine 
neuartige Betriebsstrategie für das 
Stromnetz skizziert, die versucht, die 
Resilienz gegenüber Großstörungen 
zu verbessern. Vor dem Hintergrund 
der in Deutschland sehr hohen Ver-
sorgungssicherheit – die durchschnitt-
liche Zeit, die Endkunden ohne Elek-
trizität verbringen, beträgt nur ca. 
16 Minuten im Jahr – bedarf dies ei-
ner Begründung.
DIE ZUKUNFT DES STROMNETZES – 

















TA-PROJEKT: MODERNE STROMNETZE ALS SCHLÜSSELELEMENT EINER NACHHALTIGEN ENERGIEVERSORGUNG
VERLETZLICHKEIT DES 
SYNCHRONVERBUNDS
Im UCTE-Synchronverbund (Union for 
the Co-ordination of Transmission of 
Electricity), der einen Großteil des eu-
ropäischen Festlands umfasst, speisen 
alle angeschlossenen Generatoren mit 
derselben Frequenz und mit einer nur 
in engen Grenzen abweichenden Pha-
senlage in das System ein. Diese star-
re Kopplung hat den Vorteil, dass ein-
zelne Störungen (z.B. der Ausfall eines 
Kraftwerks) in einem Gebiet (»Regelzo-
ne«) durch die benachbarten Regelzo-
nen aufgefangen werden. Die Funktion 
des Gesamtsystems wird somit kaum 
beeinträchtigt. Falls jedoch wegen des 
Störungsausmaßes diese Stützung nicht 
mehr gelingt, verkehrt sich dieser Vor-
teil potenziell in sein Gegenteil, und 
Störungen können sich kaskadenar-
tig ausbreiten, mit der Folge, dass die 
Versorgung auch in Netzregionen zu-
sammenbrechen kann, die ansonsten 
völlig fehlerfrei funktionieren würde.
Ein Beispiel ist die Großstörung am 
späten Abend des 4. November 2006, 
bei der etwa 15 Mio. Haushalte u.a. 
in Deutschland, Frankreich, Belgien, 
Italien, Österreich und Spanien von 
bis zu zweistündigen Stromausfällen 
betroffen waren. Die Ursache war die 
in ihren Konsequenzen unzureichend 
durchdachte Abschaltung einer ein-
zelnen Übertragungstrasse zwischen 
Deutschland und den Niederlanden, 
um einem auf der Meyer Werft in Pa-
penburg gebauten Kreuzfahrtschiff die 
Ems-Passage zu ermöglichen. Dies il-
lustriert, wie ein einzelnes Ereignis eu-
ropaweite Auswirkungen haben kann. 
REGIONALE ZELLEN
Der Begriff »regionale Zellen« wird 
im Folgenden verwendet für Netz-
regionen, die 
> durch einen begrenzten geografi-
schen Umfang gekennzeichnet sind,
> im regulären Betrieb Bestandteil ei-
nes umfassenderen Verbundsystems 
sind,
> bei Störungen aber unabhängig 
vom übergeordneten Verbund als 
Inselsystem weiter betrieben wer-
den können (ggf. zeitlich und/oder 
im Versorgungsumfang begrenzt). 
Die ehrgeizigste Zielsetzung ist, bei ei-
ner Störung auf der Ebene des Über-
tragungsnetzes einen unterbrechungs-
freien Übergang vom Verbund- in den 
Inselbetrieb zu bewerkstelligen. Soll-
te dies nicht gelingen, ist als Rückfall-
position ein umgehender Neustart der 
Versorgung innerhalb des Teilnetzes 
vorgesehen. Eine (ggf. eingeschränkte) 
Versorgung im Verteilnetz soll somit ge-
währleistet werden. Anschließend kann 
der Netzwiederaufbau auf der überlager-
ten Ebene unterstützt werden. Aus heu-
tiger Sicht stellt dieser bivalente Betrieb 
in Deutschland absolutes Neuland dar. 
Als erste Voraussetzung muss in der re-
gionalen Zelle natürlich genügend Er-
zeugungs- bzw. Speicherkapazität an-
geschlossen und verfügbar sein, um die 
Versorgung aufrechtzuerhalten. Dar-
über hinaus müssen die einzelnen Er-
zeugungsanlagen koordiniert gesteu-
ert werden können, um Spannung und 
Frequenz in der regionalen Zelle ent-
sprechend zu kontrollieren und ein-
zustellen. Im Falle eines Leistungs-
ungleichgewichts innerhalb der Zelle 
müssen automatisch und schnell Lasten 
oder Generatoren ab- oder zugeschaltet 
werden können. Hierzu ist eine nach-
vollziehbare und transparente Priorisie-
rung der Lasten erforderlich, beispiels-
weise wird ein Krankenhaus sicher mit 
höherer Priorität versorgt werden als 
ein Einfamilienhaus. 
Eine extrem wichtige Funktion ist da-
rüber hinaus die genaue Zustandser-
kennung des Verbundsystems in Echt-
zeit. Wenn dieses sich beispielsweise in 
einem fragilen, aber noch beherrsch-
baren Zustand befindet, könnte eine 
verfrühte bzw. unkoordinierte Ab-
kopplung von stabilen Zellen dazu füh-
ren, die Störungssituation zu verschär-
fen bzw. im ungünstigsten Fall einen 
Blackout erst auszulösen. 
MÖGLICHE 
WEICHENSTELLUNGEN
Bereits heute setzt ein stabiler, koor-
dinierter Systembetrieb in steigendem 
Maße eine genaue Kenntnis und Steu-
erungsmöglichkeiten der Erzeugung 
und Lastflüsse auch auf den unterlager-
ten Netzebenen voraus. Gegenwärtig 
werden daher zunehmend entsprechen-
de Sensoren, Infrastrukturen zur Da-
tenübertragung und -verarbeitung so-
wie aktive Bauelemente zur Steuerung 
von Lastflüssen in die Verteilnetze in-
tegriert. Dies begünstigt die inkremen-
telle Einführung der charakteristischen 
Funktionalitäten regionaler Zellen.
Ab einem gewissen Punkt der Ent-
wicklung müssen jedoch die Verant-
wortlichkeiten zwischen den Akteuren 
(Systemführer, Netzbetreiber, Erzeu-
ger/Abnehmer) neu geordnet werden. 
Dies und die angemessene Zuordnung 
von Kosten erfordern eine Anpassung 
des Regulierungsrahmens. Derzeit lässt 
sich bei zentralen Akteuren der Bran-
che noch eine ausgeprägte Skepsis be-
obachten. Inwiefern diese Haltung auf-
weicht, dürfte auch davon abhängen, in 
welchem Maße künftig Großstörungen 
im europäischen Synchronverbund auf-
treten und inwieweit sie durch die Sys-
temverantwortlichen beherrscht und 






















4Immer mehr Verbraucher möchten umweltfreundliche und »fair« hergestellte 
Produkte konsumieren. Dafür müssen sie aber einen hohen und oftmals nicht zu 
leistenden Informationsaufwand betreiben. Auf das Informationsbedürfnis der 
Verbraucher haben Hersteller und Handel mit der Einführung von Siegeln, Zerti-
fikaten und Marken reagiert, die positive Produkteigenschaften signalisieren sol-
len. Für die Verbraucher ist diese Entwicklung jedoch in doppelter Hinsicht pro-
blematisch. Die große Zahl der angebotenen Produktkennzeichnungen schafft 
nicht nur ein unübersichtliches »Labeldickicht«, es fällt vielen Verbrauchern auch 
schwer, den Produktversprechen zu glauben, zumal die Kriterien Objektivität und 
Nachprüfbarkeit nicht per se gegeben sind. Verbraucherschützern zufolge füh-
ren viele Produktkennzeichen sogar gezielt in die Irre.
Derzeit lassen sich etwa 1.000 Pro-
duktkennzeichen auf dem deutschen 
Markt finden. Diese sind zumeist pro-
duktgruppenspezifisch und nur auf eine 
Nachhaltigkeitsdimension bezogen, 
wie beispielsweise das ökologisch orien-
tierte Bio-Siegel für Lebensmittel. Im 
umfassenderen Sinn nachhaltige Pro-
dukte sind für Verbraucher allenfalls 
erkennbar, wenn mehrere spezialisier-
te Siegel gemeinsam geboten werden. 
Nicht alle Siegel geben Verbrauchern 
aber eine verlässliche Orientierung, 
weil für die Deklarierung nachhaltig-
keitsrelevanter Eigenschaften rechtlich 
verbindliche Vorgaben fehlen. Deshalb 
unterscheiden sich Produktkennzeichen 
erheblich hinsichtlich ihrer inhaltlichen 
Qualität. Manche signalisieren auf ge-
setzlicher oder privatrechtlicher Basis 
die Einhaltung unabhängig überprüfter 
Kriterien, während von den Anbietern 
selbst vergebene Eigendeklarationen 
teils ungeprüft eine höhere Umweltver-
träglichkeit gegenüber vergleichbaren 
Produkten versprechen. Für Verbrau-
cher entstehen so missverständliche 
Informationen.
Weil für nachhaltigkeitsorientierte Ver-
braucher eine klare und leicht verständli-
che Orientierungshilfe fehlt, werden seit 
einigen Jahren in Politik und Wissen-
schaft Möglichkeiten für eine verbrau-
cherpolitische Intervention erwogen. 
Um das Informationsgefälle zwischen 
Anbietern und Verbrauchern zu redu-
zieren, wurde vorgeschlagen, ggf. ein 
allgemeines, produkt- und dienstleis-
tungsgruppenübergreifendes Nach-
haltigkeitssiegel einzuführen. Im TA-
Projekt »Chancen und Kriterien eines 
Nachhaltigkeitssiegels für Verbraucher« 
werden die bislang diskutierten bzw. 
vorgeschlagenen Möglichkeiten zur Eta-
blierung eines solchen produktgruppen-
übergreifenden Nachhaltigkeitskennzei-
chens untersucht. Im Mittelpunkt der 
Analyse stehen dabei erstens die Erwar-
tungen der Marktakteure an die Inhal-
te und Strukturen eines Zeichensystems 
für nachhaltige Dienstleistungen und 
Produkte. Zweitens sollen die rechtli-
chen Rahmenbedingungen für die Eta-
blierung einer allgemeinen Nachhal-
tigkeitskennzeichnung geprüft und der 
Bedarf für eine neue Rechtsetzung oder 
-konkretisierung aufgezeigt werden. 
Drittens sollen Kriterien und Indikato-
ren bestimmt werden, die im Rahmen 
eines allgemeinen Nachhaltigkeitssie-
gels realistischerweise dienstleistungs-, 
produkt- und unternehmensübergrei-




Für eine lebenszyklusweite Nachhal-
tigkeitsbewertung müssen zahlreiche 
Produktmerkmale durch geeignete In-
dikatoren operationalisiert und bewer-
tet werden. Dazu gehören beispielswei-
se in der ökonomischen Dimension 
die Haltbarkeit und die Lebenszyk-
luskosten eines Produkts, in der öko-
logischen Dimension die Auswirkun-
gen auf die natürliche Umwelt und in 
der sozialen Dimension die Folgen für 
Dritte, wie etwa Angestellte und An-
wohner einer Produktionsstätte. Eine 
übergreifende Nachhaltigkeitsbewer-
tung unterschiedlicher Dienstleistun-
gen und Produkte ist eine besondere 
methodische und institutionelle Her-
ausforderung, weil die jeweiligen ne-
gativen Einwirkungen auf eine nach-
haltige Entwicklung äußerst heterogen 
sind. So gelten bei Textilien die Ar-
beitsbedingungen und Umweltbelas-
tungen während der Herstellungspha-
se als besonders kritisch. Dagegen ist 
bei Fahrzeugen vor allem der Energie-
verbrauch während der Nutzungspha-
se relevant. Bei Finanzdienstleistungen 
wiederum sind die spezifischen Wir-
kungen praktisch nur im Einzelfall zu 
bestimmen. Hinzu kommt, dass Wert-
schöpfungsketten zunehmend global 
organisiert sind und sich das Nachhal-
tigkeitsprofil vieler Produkte mit der 
wechselnden Herkunft von Rohstof-
fen und Halberzeugnissen verändert. 
Infolgedessen weisen viele Dienstleis-
tungen und Produkte ein individuelles 
Profil relevanter Nachhaltigkeitswir-
kungen auf, was zum einen die Durch-
führung einer standardisierten Nach-
haltigkeitsbewertung erschwert. Zum 
anderen wird dadurch die Verfügbar-
keit brauchbarer Daten zu einer kriti-
schen Größe.
Um den Aufwand für eine Nachhaltig-
keitsbewertung handhabbar zu halten, 
könnte es erforderlich sein, die Nach-
haltigkeitsbewertung auf die Lebens-
zyklusphase eines Produkts zu fokus-
sieren, in der typischerweise relevante 
Nachhaltigkeitswirkungen auftreten. 
Grundidee dieses Hot-Spot-Ansatzes ist 
es, mittels standardisierter Methoden 
produktübergreifende Schutzziele wie 
Klimaschutz, faire Arbeitsbedingungen 
oder Langlebigkeit zu entwickeln und 
diese als Prüfliste heranzuziehen, um 
produkt- oder produktgruppenspezi-
fische Nachhaltigkeitsanforderungen 
CHANCEN UND KRITERIEN EINES 
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4 abzuleiten. Inwieweit diese Lösung den 
Präferenzen der Marktakteure (Produ-
zenten und Konsumenten) entspricht, 
ist aber noch weitgehend unklar.
Neben der Definition und Messung re-
levanter Kriterien muss eine Nachhal-
tigkeitskennzeichnung die Verbraucher 
vor allem in Bezug auf ihre Glaubwür-
digkeit überzeugen. Vertrauenswür-
digkeit gilt als das »höchste Gut« ei-
nes Kennzeichnungssystems, weshalb 
den organisatorischen Strukturen und 
operativen Verfahren eine hohe Bedeu-
tung zukommt. Die prozeduralen An-
forderungen an Zeichensysteme sind 
gut bekannt. So wären ein Träger als 
rechtlicher Inhaber des Zeichens zu in-
stitutionalisieren und eine oder mehre-
re Organisationen zu benennen, welche 
die Entwicklung und Aktualisierung 
von Kriterien, Zeichenvergabe und 
-verifikation durchführen. Auch sollte 
die Finanzierung des Zeichensystems 
unabhängig von potenziellen Zeichen-
nehmern erfolgen.
Die Institutionalisierung einer Nach-
haltigkeitskennzeichnung ist auf ver-
schiedenen Wegen denkbar. Einerseits 
könnte eine Nachhaltigkeitskennzeich-
nung neu oder durch Verschmelzung 
bestehender Umwelt- und Sozialkenn-
zeichen geschaffen werden. Anderer-
seits könnte versucht werden, Anreize 
für eine Weiterentwicklung bestehen-
der Zeichensysteme zu umfassenden 
Nachhaltigkeitskennzeichen zu schaf-
fen. Dies könnte erreicht werden, in-
dem die Anforderungen an ein Nach-
haltigkeitssiegel in Form informeller 
oder formeller Gütekriterien nieder-
gelegt werden. Bei letzteren würde de-
ren Erfüllung durch ein sogenanntes 
Metasiegel, d.h. durch ein ergänzen-
des Siegel oder einen Siegelzusatz, of-
fiziell anerkannt werden. Außerdem 
wurde vorschlagen, durch eine staat-
liche Garantie für die von Produkt-
kennzeichen gemachten Aussagen so-
genannte Vertrauenslabel zu schaffen. 
Angedacht ist, die Einhaltung formel-
ler Gütekriterien behördlich zu kon-
trollieren sowie bei Verstößen zu sank-
tionieren. Welche dieser Optionen un-
ter den Verbrauchern das größte Ver-
trauen genießen würde, ist allerdings 
bislang nicht zu beantworten.
AUSBLICK
An die Etablierung eines allgemeinen 
Nachhaltigkeitssiegels richten sich viel-
fältige Erwartungen. Als verbraucher-
politisches Instrument soll es Konsu-
menten eine informierte Entscheidung 
für nachhaltige Produkte ermöglichen. 
Überdies wird erwartet, dass mit ei-
ner zunehmenden Marktdurchdrin-
gung eines (nahezu) universellen Nach-
haltigkeitssiegels das unübersichtliche 
»Labeldickicht« gelichtet und damit 
für Verbraucher eine Unterscheidung 
zwischen reinen Werbeaussagen und 
vertrauenswürdigen Produktinfor-
mationen generell einfacher würde. 
Allerdings werden sich diese Erwar-
tungen nur teilweise realisieren lassen.
Die fundierte Bewertung der Nach-
haltigkeit unterschiedlichster Dienst-
leistungen und Produkte bildet den 
Kern eines allgemeinen Nachhaltig-
keitssiegels, dessen zentrale Leistung 
darin besteht, trotz zahlreicher me-
thodischer Herausforderungen eine 
effiziente Nachhaltigkeitsbewertung 
zu ermöglichen, die für die Verbrau-
cher relevante Merkmale nachhalti-
ger Konsumgüter umfasst. Wichtigs-
tes Hemmnis hierfür ist der defizitäre 
Wissensstand über die Vorstellungen 
der Verbraucher bezüglich Nachhaltig-
keit und ihre Anforderungen an nach-
haltige Dienstleistungen und Produkte. 
Deshalb muss der Aufbau einer Nach-
haltigkeitskennzeichnung mit entspre-
chenden Erhebungen begleitet werden. 
Zudem ist die Beteiligung von Verbrau-
cherorganisationen und Herstellerver-
bänden unumgänglich, um zum Bei-
spiel für notwendige Kompromisse bei 
der Entwicklung zweckmäßiger und 
handhabbarer Kriterien oder für nor-
mative Schwerpunktsetzungen etwa bei 
der Gewichtung der Nachhaltigkeits-
dimensionen Akzeptanz zu gewinnen 
und so eine hohe Marktdurchdringung 
zu erreichen.
Ob sich die mit der Etablierung eines 
allgemeinen Nachhaltigkeitssiegels ver-
bundenen Hoffnungen – der Markt für 
Produktkennzeichnungen würde da-
durch übersichtlicher, die Erfüllung der 
Informationsbedürfnisse der Verbrau-
cher und deren Kaufentscheidungen er-
leichtert – erfüllen würde, scheint nach 
bisherigen Erkenntnissen eher fraglich. 
Schwer zu beurteilen ist auch die Fra-
ge, ob und inwieweit Produzenten und 
Handel überhaupt eine ausschließli-
che Zertifizierung mit dem allgemei-
nen Nachhaltigkeitssiegel in der All-
tagspraxis umsetzen würden. Letztlich 
hinge dies wohl maßgeblich von den 
Marktchancen damit zertifizierter Pro-
dukte ab, d.h. auch bzw. vor allem von 
der – zunächst ja nur vermuteten – Re-
levanz für die Kaufentscheidung der 
Verbraucher.
Der Abschluss des Projekts ist für den 



























TA-PROJEKT: MEDIKAMENTE FÜR AFRIKA
Die Tatsache, dass Krankheiten in Entwicklungsländern eine erheblich größere in-
dividuelle und gesellschaftliche Bürde bedeuten als in Industrieländern, empfinden 
Menschen egal welcher politischen Couleur oder Weltanschauung als ungerecht. 
So zielen drei der acht zu Beginn des Jahrtausends von der Weltgemeinschaft fest-
geschriebenen Millenniumsentwicklungsziele (MDGs) auf die unmittelbare Verbes-
serung der gesundheitlichen Situation in Entwicklungsländern. Auch die seit Jahren 
wachsende Zahl an Akteuren und ihre Bemühungen, armutsassoziierte Krankhei-
ten zu bekämpfen, belegen das allgemeine Verantwortungsbewusstsein für die-
se Problematik. Es ist aber auch ein Indiz dafür, dass trotz vielfältiger Anstrengun-
gen bisher kein allgemein gültiger Lösungsweg zur Reduzierung der ungleichen 
Krankheitslasten zwischen arm und reich gefunden werden konnte. Vor diesem 
Hintergrund stellen sich auch die Parlamentarier des Deutschen Bundestages im-
mer wieder die Frage, welchen Beitrag Deutschland als Hightech-Standort mit sei-
ner ausgeprägten biotechnologischen, medizinischen Innovationslandschaft leis-
ten kann – eine nahezu klassische Situation für die Beauftragung des TAB.
Die inhaltlichen Schwerpunkte des der-
zeit laufenden TA-Projekts »Medika-
mente für Afrika« wurden bereits im 
TAB-Brief Nr. 42 vorgestellt. In diesem 
Beitrag soll auf die parlamentarische 
Befassung mit der Thematik »Gesund-
heit in Entwicklungsländern« zurückge-
blickt werden. Der Fokus richtet sich auf 
den Fünfjahreszeitraum, der zur Genese 
des Projekts führte und in der 16. Le-
gislaturperiode 2006 begann. Zu dieser 
Zeit wurde der erste große Zwischenbe-
richt zur Erreichung der MDGs vorge-
legt, der einerseits Fortschritte auf glo-
baler Ebene bescheinigte, andererseits 
auch auf allgemeine Defizite und na-
tionale Unterschiede bei den Entwick-
lungsfortschritten aufmerksam machte. 
Es wurde deutlich, dass etliche Maß-
nahmen zur Verbesserung der gesund-
heitlichen Situation zwar griffen, jedoch 
weit mehr Engagement von allen Akteu-
ren nötig wäre, um die gesetzten Ziele 
zu erreichen. Das bedeutete, noch mehr 
Ressourcen für den Gesundheitsbereich 
bereitzustellen und durch strukturelle 
Veränderungen bestehende Barrieren 
abzubauen. Welche Einzelmaßnahmen 
dafür erforderlich, geeignet und effizient
sind, war und ist Thema vielfältiger po-
litischer und fachlicher Debatten auf 
nationaler und internationaler Ebene.
2006 konzentrierte sich die diesbezüg-
liche Befassung im Bundestag zunächst 
auf innovative Finanzierungsmecha-
nismen zur Ressourcenerhöhung. Ei-
nige Länder machten sich dafür stark, 
durch einen Solidaritätszuschlag auf 
Flugtickets zusätzliche Mittel für die 
Bereitstellung von Medikamenten zu 
generieren (die Gründung einer ent-
sprechenden Organisation [UNITAID]
durch Brasilien, Chile, Frankreich 
Großbritannien und Norwegen stand 
bevor). Im Bundestag brachten alle 
Oppositionsparteien eigene Anträge 
dazu ein. Die Linke und Bündnis 90/
Die Grünen sprachen sich für diesen 
zusätzlichen Finanzierungsmechanis-
mus aus, die FDP dagegen. Auch die 
Parlamentarier der Regierungskoali-
tion lehnten diese Initiative ab (Tab.) 
und folglich beteiligte sich Deutsch-
land nicht an UNITAID. 
Der Fokus vielfältiger Aktivitäten lag 
in dieser Zeit stark auf HIV/Aids, des-
sen pandemisches Ausmaß in Entwick-
lungsländern aufgrund unterschiedlicher 
struktureller, kultureller und gesund-
heitspolitischer Faktoren die Weltge-
meinschaft wachgerüttelt hatte. Der 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (AWZ) the-
matisierte die Bekämpfung von HIV/
Aids in Entwicklungsländern 2006 in 
einer öffentlichen Anhörung. In der De-
batte wurden die Komplexität der Be-
kämpfungsstrategien und das notwen-
dige Zusammenspiel von präventiven, 
diagnostischen und therapeutischen 
Maßnahmen betont und auch Teilas-
pekte zu Forschung und Entwicklung 
(FuE) für neue Medikamente angespro-
chen. Einzelne Fraktionen sahen im pa-
tentbasierten Innovationssystem ein sys-
temisches Problem, insbesondere weil 
dies durch das einige Jahre zuvor ver-
abschiedete, völkerrechtlich verbindli-
che Handelsregime (TRIPS) der WTO 
international gestärkt worden war. Da-
durch werden die Arzneimittelmärkte 
weltweit für einen begrenzten Zeitraum 
viel stärker vor preiswerten Nachahmer-
produkten (Generika) abgeschottet, was 
einerseits Innovationen schützt, aber an-
dererseits Versorgungsprobleme vor al-
lem in Entwicklungsländern verschärft. 
Im Nachgang der Anhörung hinterfrag-
te die FDP den Stellenwert der gesund-
heitspolitischen Entwicklungszusam-
menarbeit, das Maßnahmenspektrum, 
die Finanzierungsstrukturen in Bezug 
auf Medikamentenversorgung und den 
FuE-Bereich. In einem gemeinsamen An-
trag forderten CDU/CSU, SPD, FDP und 
Bündnis 90/Die Grünen die Bundesre-
gierung u.a. auf, die bevorstehende deut-
sche G8- und EU-Ratspräsidentschaft 
für die Stärkung einer Mehrebenen-
Aids-Bekämpfungsoffensive zu nutzen, 
spezifische staatliche Forschungsanreize 
zur Arzneimittelentwicklung zu setzen 
und die Funktionsfähigkeit des TRIPS-
Abkommens zu überprüfen. Die Linke 
hinterfragte die Auswirkungen von Pa-
tenten bei der Entwicklung und Verbrei-
tung wichtiger Medikamente. 
Durch Anträge der Regierungskoa-
lition und Plenumsdiskussionen in 
2008 wurde deutlich, dass einerseits 
eine Fokuserweiterung von HIV/Aids 
auf sogenannte vernachlässigte, tro-
pische Krankheiten (NTD) stattfand 
und andererseits zunehmend differen-
ziert wurde zwischen FuE-Belangen 
und dem Aufbau von Gesundheits-
systemen einschließlich sozialer Si-
cherung zur Bündelung und Stärkung 
der Nachfrageseite (Tab.). In mehreren 
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TA-PROJEKT: MEDIKAMENTE FÜR AFRIKA 
legen. Auch sollen die EU-Strategien 
zum Schutz geistigen Eigentums und 
insbesondere die von der Europäischen 
Kommission ausgehandelten bilatera-
len Handelsabkommen dahingehend ge-
prüft werden, inwiefern sie die im Kon-
text der gesundheitlichen Versorgung 
möglichen Ausnahmen des TRIPS-Ab-
kommens wieder einschränken. 2012 
wurde mit den Projektarbeiten begon-
nen und 2013 eine zweite Projektpha-
se vereinbart, in der die deutschen FuE-
Potenziale vertiefend untersucht werden 
sollen. Das Projekt wird voraussichtlich 
im Sommer 2014 abgeschlossen.
Anträgen wurde gefordert, die FuE-
Anstrengungen auszubauen. Mehrere 
Fachgespräche wurden durchgeführt 
(u.a. »FuE zu NTD in Entwicklungs-
ländern« von Bündnis 90/Die Grünen); 
die Organisation »Ärzte ohne Gren-
zen« machte auf die vergleichsweise ge-
ringen deutschen Forschungsanstren-
gungen auf einem parlamentarischen 
Abend aufmerksam. Grüne und Lin-
ke hinterfragten den Umgang mit den 
Ergebnissen aus öffentlich finanzierter 
Forschung und mögliche Auswirkun-
gen von Freihandelsabkommen auf die 
Medikamentenversorgung.
Der Forderung nach einem Unter-
ausschuss, der sich explizit Gesund-
heitsfragen in Entwicklungsländern 
widmen sollte, wurde in der 17. Legis-
laturperiode entsprochen (nachdem 
diese in der 16. Legislaturperiode abge-
lehnt worden war). Der Unterausschuss 
bot die Möglichkeit, globale Gesund-
heitsfragen spezifischer zu diskutieren. 
Er organisierte mehrere Fachgespräche, 
u.a. zu den zunehmend favorisierten 
Produktentwicklungspartnerschaften 
(PDP), zu Global-Health-Governance-
strukturen und zu FuE-Prozessen. 
Parallel dazu lief der Themenfindungs-
prozess für das Arbeitsprogramm des 
TAB in der 17. Legislaturperiode. SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und die Lin-
ke regten ein entsprechendes TA-Pro-
jekt an. Das TAB verknüpfte die un-
terschiedlichen Projektideen zu einem 
Projektentwurf. Diesem Entwurf ent-
sprechend beauftragte der Ausschuss für 
Bildung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung  das TAB, einen Überblick 
über die relevanten FuE-Aktivitäten zur 
Verbesserung der Arzneimittelversor-
gung in Entwicklungsländern zu ge-
ben und ein besonderes Augenmerk 
auf möglicherweise damit verbunde-
ne alternative Anreizmechanismen zu 
Initiator Vorgang Inhalt/Thema und Reaktionen
CDU/CSU, FDP (17/8788), SPD (17/2135, Anträge Forschungsförderung ausbauen, Produktentwicklungspartnerschaften stärken,
17/8183), Linke (17/7372), SPD (17/2018,  MDG erreichen, Global-Health-Rolle der WHO stärken, Zugang zu Medikamenten
17/5486, 17/10096), Grüne (17/1581,  weltweit verwirklichen (Annahme 17/8788, alle anderen abgelehnt)
17/2132, 17/3437, 17/8493)
2011: Anfragen und Abstimmungsprozess zu einer TA-Studie »Medikamente für Afrika: 
Maßnahmen zur Verbesserung der gesundheitlichen Situation« (Projektbeginn 2012) 
Grüne (17/5220, 17/5285, 17/9128, Anfragen Förderkonzept der Bundesregierung, Patentverwertung, Sachstand u.a. zu TRIPS-/Frei-
17/11110), SPD (17/7534),  handelsabkommen, Rolle WHO und Global Funds, Kooperation mit Gates-Foundation
Linke (17/6899, 17/8679)  (Antworten: 17/5420, 17/5587, 17/7045, 17/8040, 17/8980, 17/9487, 17/11346)
Bundesregierung (BMBF) Förderkonzept Forschung zur Bekämpfung vernachlässigter und armutsassoziierter Krankheiten
Unterausschuss Fachgespräche Produktentwicklungspartnerschaften (Juni 2010),
  Global Health Governance (Sep. 2010),
  FuE zu vernachlässigten Krankheiten (Jan 2011)
2010: Einrichtung Unterausschuss Gesundheit in Entwicklungsländern
Linke (16/5177, 16/11275), Kleine Anfragen Patentumgang bei öffentlich finanzierter Forschung zu vernachlässigten Krankheiten
Grüne (16/11491)  (Antworten: 16/5542, 16/11500, 16/11564)
CDU/CSU, SPD, FDP, Grüne (16/3610), Anträge AIDS – Die besondere Verantwortung für Entwicklungsländer unterstreichen
CDU/CSU, SPD (16/8884),  (Annahme: 16/4315), Vernachlässigte Krankheiten – Innovation fördern, Medikamen-
FDP (16/9309), Linke (16/12291)  tenzugang für alle (Plenumsdiskussion 157. und 163. Sitzung; Annahme: 16/8884)
FDP (16/3209) Große Anfrage Gesundheit in Entwicklungsländern (Regierungsantwort: 16/5378)
2006: öffentliche Anhörung des AWZ: Bekämpfung von HIV/AIDS in Entwicklungsländern
Linke* (16/1203**), Grüne* (16/1404), Anträge Flugticketabgabe (Ablehnung: 16/2783, 16/11722)
FDP (16/2660)
* Die Namen der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke wurden zur kompakteren Darstellung abgekürzt























4Auch wenn der weitaus größte Teil der Bevölkerung mit dem Begriff Syntheti-
sche Biologie nach wie vor nichts Konkretes verbinden dürfte und es noch immer 
keinen eigenen Eintrag dazu auf der Webseite des deutschen Forschungsminis-
teriums gibt, so ist das Thema in der jüngsten Vergangenheit international, aber 
auch in Deutschland verstärkt in den Fokus von Forschungsvorhaben gerückt. So-
wohl naturwissenschaftliche Projekte als auch TA-Aktivitäten zur Synthetischen 
Biologie werden von den USA, der EU, dem Vereinigten Königreich, der Schweiz 
und Frankreich in großem Umfang gefördert. Die Max-Planck-Gesellschaft und 
die Helmholtz-Gemeinschaft messen dem Thema mittlerweile große Bedeutung 
bei und haben gleichnamige Forschungsnetzwerke bzw. -initiativen gegründet.
Die erste größere Stellungnahme in 
Deutschland zur Synthetischen Biologie 
wurde im Juli 2009 von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft (DFG), der 
Deutschen Akademie der Technikwis-
senschaften (acatech) und der Deutschen 
Akademie der Naturforscher Leopoldi-
na vorgelegt. Mit Synthetischer Biologie 
wurde darin die gemeinsame Unterneh-
mung unterschiedlicher Fachrichtungen 
(Biologie, Chemie, Physik, Mathematik, 
Ingenieurwissenschaften, Biotechnolo-
gie und Informationstechnik) bezeich-
net, »biologische Systeme mit neuen, de-
finierten Eigenschaften zu konzipieren. 
Dabei soll[t]en die – biologischen – Sys-
teme vornehmlich künstlich hergestellt 
bzw. nachgebaut werden, mit dem Ziel, 
neue biologische Komponenten sowie 
neuartige lebende Organismen, die in 
der Natur in dieser Form nicht bekannt 
sind, zu gewinnen.« Als »konsequente 
Weiterentwicklung bestehender Metho-
den der Molekularbiologie« wurde ihr 
ein großes Innovationspotenzial sowohl 
für die Grundlagenforschung als auch 
für die industrielle Anwendung attes-
tiert. Eine zentrale Empfehlung war die 
Begleitung des neuen Forschungsfeldes 
durch Methoden der Technikfolgenab-
schätzung einschließlich einer Stärkung 
des öffentlichen Diskurses, insbesonde-
re zur ethischen Bewertung möglicher 
Nutzen und Risiken.
Auch der Deutsche Ethikrat hatte sich 
im Rahmen einer öffentlichen Sitzung 
im Frühjahr 2009 mit der Syntheti-
schen Biologie befasst und war zu dem 
Ergebnis gekommen, dass vorerst kei-
ne Veranlassung bestehe, das Thema in 
sein Arbeitsprogramm aufzunehmen, 
weil keine grundsätzlich neuen Fra-
gen in der Biotechnologie aufgewor-
fen würden. Das damalige »Spiegelgre-
mium« im Parlament, der Ethikbeirat 
des Deutschen Bundestages, veranstal-
tete kurz danach ein weiteres Experten-
gespräch und gelangte ebenfalls zu der 
Einschätzung, dass kein akuter Hand-
lungsbedarf im Hinblick auf eine Auf-
bereitung des Themas bestehe. Aller-
dings war in dem Expertengespräch des 
Ethikbeirats auch deutlich geworden, 
dass das Forschungsgebiet von einer 
hohen Dynamik geprägt ist, weshalb 
eine laufende Beobachtung durch den 
Deutschen Ethikrat angezeigt sei (Be-
richt über die Arbeit des Ethikbeira-
tes, Bundestagsdrucksache 16/13780).
AUFTRAG UND UMSETZUNG
Dieser Beobachtungsauftrag wurde im 
Jahr 2010 auch vom Ausschuss für Bil-
dung, Forschung und Technikfolgenab-
schätzung (ABFTA) aufgegriffen und 
mündete in eine Beauftragung des TAB 
mit einem TA-Projekt zur Synthetischen 
Biologie, das 2011 begonnen wurde. 
Die Untersuchung sollte sich neben na-
turwissenschaftlich-technologischen 
Aspekten insbesondere auf Fragen der 
Ethik, der Sicherheit (»biosafety« und 
»biosecurity«), des geistigen Eigentums, 
der Regulierung (bzw. Governance), der 
öffentlichen Wahrnehmung sowie ei-
ner adäquaten und frühzeitigen Chan-
cen- und Risikokommunikation richten.
Angesichts einer größeren Zahl paral-
lel laufender TA-Untersuchungen (in 
Deutschland u.a. durch den TAB-Be-
treiber ITAS, den damaligen Koope-
rationspartner Fraunhofer ISI sowie 
die Universitäten Bremen, Erlangen-
Nürnberg und Freiburg; unter den EP-
TA-Mitgliedsinstitutionen durch das 
niederländische Rathenau Institut und 
das Institut für Technikfolgenabschät-
zung der Österreichischen Akademie 
der Wissenschaften) bestand von An-
fang an die Gefahr unergiebiger Dop-
pel- bzw. Mehrfacharbeit. Hinzu kam 
(und kommt), dass aufgrund des frü-
hen Entwicklungsstadiums die Zahl 
der zur Synthetischen Biologie (im en-
geren Sinn) zu zählenden Projekte und 
entsprechend auch der möglichen Ex-
perten begrenzt war (und ist), woraus 
zwischen den zahlreichen TA-Projekten 
nicht nur erhebliche inhaltliche, son-
dern auch personelle Überschneidun-
gen resultierten. Als Reaktion darauf 
sah das Projektkonzept des TAB vor, 
in einer ersten Phase die vorliegenden 
und aus laufenden Projekten zugäng-
lichen Ergebnisse zusammenzustellen 
und auszuwerten, bevor eine Vertie-
fung wichtiger Teilfragen mithilfe der 
Vergabe externer Gutachten angegan-
gen werden sollte.
Während die Projektbeteiligten des da-
maligen Kooperationspartners Fraun-
hofer ISI insbesondere das mögliche 
Anwendungsfeld Bioenergieerzeugung 
untersuchten, wurden externe Gut-
achten zur Bedeutung der Grenzüber-
schreitung zwischen Disziplinen und 
Akteuren in der Synthetischen Biolo-
gie an zwei Arbeitsgruppen vergeben, 
die selbst in größeren TA-Projekten das 
Thema bearbeiten. Im TAB wurden 
die weiteren Anwendungsfelder Che-
mie, Gesundheitswesen, Umweltschutz 
und Biomaterialien auf Basis der Arbei-
ten von ITAS untersucht; darüber hin-
aus wurde ein Thema aufgegriffen, 
das 2012 verstärkt in den Medien auf-
tauchte: die DIY-Biotechnologie, auch 
Biohacking genannt.
SYNTHETISCHE BIOLOGIE: EIN SCHLÜSSELBEGRIFF 
KÜNFTIGER ANWENDUNGEN DER BIOTECHNOLOGIE
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nären Möglichkeiten und Potenziale 
beworben. TA kann hierzu ein »vision 
assessment« vornehmen, bei dem Zu-
kunftsszenarien, die auf Basis visionärer 
Anwendungen entworfen werden, u.a. 
auf ihre Plausibilität, ihre nötigen Vor-
aussetzungen und Implikationen über-
prüft und hinsichtlich ihrer Erwünscht-
heit mit gesellschaftlichen Akteuren 
debattiert werden. Die kurz- bis mit-
telfristige forschungs- und gesellschafts-
politische Bedeutung dieser Diskurse 
zu den Visionen der Synthetischen Bio-
logie erscheint allerdings begrenzt. Sie 
laufen bisher vorrangig innerhalb von 
Wissenschaftscommunities ab, während 
in der stärker realitätsbezogenen Pers-
pektive der praktischen Politikberatung 
oder auch bei öffentlichen Diskussions-
veranstaltungen (z.B. durch ITAS oder 
den Deutschen Ethikrat) meist das an-
dere Ende des Spektrums der Begriffs-
verwendung dominiert: Synthetische 
Biologie dient hierbei eher als ein Sam-
melbegriff für die aktuell verfolgten, 
avancierten und heterogenen Methoden, 
Verfahren und Anwendungen biowis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Tech-
nologien, sozusagen als Ersatz für den 
gerade im Deutschen farblosen Begriff 
»moderne Biotechnologie« (das BMBF 
spricht von Biotechnologie 2020+).
Es ist evident, dass es sowohl für die 
TA als auch für den öffentlichen und 
politischen Diskurs von fundamentaler 
Bedeutung ist, ob ein enger oder weiter 
Begriff von Synthetischer Biologie ver-
wendet und wie er gerahmt wird: Geht 
es (lediglich) um die Einschätzung einer 
Forschungszielsetzung (der synthetische 
Produktionsorganismus), deren Reali-
sierung und Anwendung derzeit unab-
sehbar ist? Oder wird unter dem Label 
Synthetische Biologie das grundsätzli-
che Zukunftspotenzial der Biowissen-
schaften für eine nachhaltigere Wirt-
schaftsweise verhandelt? Welche Art 
der Konnotation kann bewirkt werden? 
Wird dadurch eine vorhandene Gen-
technikskepsis eher verstärkt oder aber 
abgeschwächt? Gelingt der Anschluss 
STOSSRICHTUNG DES 
KOMMENDEN TAB-BERICHTS
Nachdem 2013 durch das Legislaturen-
de und den umfassenden Neustart des 
TAB in neuer Konstellation eine grö-
ßere zeitliche Verzögerung eingetreten 
ist, soll die Berichterstattung an den 
ABFTA nun im Sommer dieses Jahres 
erfolgen. Dabei wird es nicht um eine 
lexikalische Darstellung des derzeiti-
gen Wissens- und Diskussionsstandes 
zur Synthetischen Biologie gehen, son-
dern angesichts der vielen, nach wie vor 
herrschenden Unklarheiten wird eine 
möglichst umfassende Einordnung der 
laufenden Debatten über die Potenzia-
le und Perspektiven der Synthetischen 
Biologie in einer größeren forschungs- 
und innovationspolitischen Perspektive
versucht. Ein Aspekt dieser Einordnung 
soll kurz angerissen werden.
KONTEXT- UND POSITIONSABHÄNGIGE 
BEGRIFFSVERWENDUNG
Dass Konzepte und Begriffe bei einem 
sich formierenden Forschungsfeld zu-
nächst im Fluss sind, liegt in der Natur 
der Sache. Daher ist es durchaus typisch, 
dass der Gegenstand einer TA, die sich 
mit frühen Forschungsstadien befasst, 
vielschichtig, diffus und schlecht einzu-
grenzen ist. Aber die Synthetische Bio-
logie erscheint in dieser Hinsicht doch 
als besonderer Fall, weil das Spektrum 
der Begriffsverwendung so weit und in 
einiger Hinsicht interessengeprägt ist. 
An dem einen Ende des Spektrums steht 
eine enge, stark fokussierte Perspek-
tive auf Synthetische Biologie als die 
Erschaffung und (großmaßstäbliche) 
Nutzung überwiegend nichtnatürli-
cher, sondern »am Reißbrett« entwor-
fener und de novo konstruierter Produk-
tionsorganismen (oder auch zellfreier 
Systeme). Synthetische Biologie in ei-
nem solchen engen Verständnis wird 
von einer eher kleinen Zahl von Wis-
senschaftlern vorangetrieben – und teil-
weise lautstark hinsichtlich der visio-
an andere aktuelle, attraktive und zu-
kunftsweisende gesamtgesellschaftliche 
Debatten, u.a. zu »do it yourself« (DIY), 
nachhaltigem Design, »open innova-
tion«, »sharing economy«? Kann durch 
die Betonung des Ingenieur-/Computer-
haften eine positiv besetzte Technikaf-
finität vermittelt werden? Oder werden 
Anwendungen der Gentechnologie z.B. 
in der Medizin, die bislang wenig Auf-
regung verursacht haben, in den Stru-
del der öffentlichen Skepsis gezogen?
VERBINDUNG ZU WEITEREN 
THEMEN HERSTELLEN
Das Hauptziel der kommenden TAB-
Berichterstattung wird sein, die vielfälti-
gen Verbindungen und Überlagerungen 
des Themas Synthetische Biologie mit 
relevanten laufenden forschungs- und 
innovationspolitischen Diskursen her-
auszuarbeiten, u.a. zu Fragen der Bür-
gerbeteiligung an Wissenschaft und For-
schung (»citizen science«) oder neuen 
Governanceansätzen der gemeinsamen 
Verantwortungsübernahme durch die 
verschiedenen Akteure des FuE-Prozes-
ses (Stichwort »responsible Research 
and innovation«). Es würde sich anbie-
ten, die Ergebnisse und Aktivitäten der 
vielen anderen TA-Projekte in Deutsch-
land und auf EU-Ebene bei einer Dis-
kussion der Ergebnisse des TAB-Pro-
jekts systematisch miteinzubeziehen 
(z.B. im Rahmen gemeinsamer Veran-
staltungen von TAB und ABFTA). Auch 
Nachfolgeaktivitäten zur weiteren Tech-
nologiebeobachtung und -vorausschau 
sowie zur diskursiven Weiterbearbei-
tung des Themas Synthetische Biologie 
durch die neuen Kooperationspartner 




















Die europäische parlamentarische TA-
Community traf sich am 23./24. Sep-
tember 2013 zu ihrer jährlichen Herbst-
veranstaltung – diesmal an einem außer-
gewöhnlichen Ort. Die finnische EPTA-
Präsidentschaft (EPTA ist das European 
Parliamentary Technology Assessment 
Network; Kasten) hatte aus Anlass des 
20-jährigen Jubiläums des »Commit-
tee for the Future« nach Kittilä ein-
geladen, einer Kleinstadt in Lappland 
nördlich des Polarkreises. Neben der 
Begrüßung durch den Generalsekretär 
des Finnischen Parlaments, Seppo Tii-
tinen, und die Bürgermeisterin von Kit-
tilä, Anna Mäkelä, gab es einen gesun-
genen Willkommensgruß, dargebracht 
von Mikko Alatalo (ein bekannter fin-
nischer Musiker und Fernsehstar, der 
seit 2007 Abgeordneter im Parlament 
ist), sowie eine Einführung in die Sami-
Kultur und -Lebensweise und als Höhe-
punkt einen stimmungsvollen »Yoik« 
(traditioneller Sami-Gesang). 
NEUIGKEITEN AUS DEN 
MITGLIEDSINSTITUTEN
Auf der Sitzung des EPTA-Councils, 
in dem das Netzwerk betreffende The-
men intern beraten werden, stand die 
erfreuliche Aufgabe auf der Tagesord-
nung, über den Antrag des ITA (Ins-
titut für Technikfolgen-Abschätzung, 
Österreich) auf Vollmitgliedschaft ab-
zustimmen. Das ITA war mehr als zwei 
Jahrzehnte lang aufgrund fehlender 
formaler Beziehungen zum Parlament 
lediglich »Associate Member«. Nun ge-
lang es dem ITA – man möchte sagen: 
»endlich!« –, eine verbindliche Koope-
ration mit dem Nationalrat zu verein-
baren, sodass der Vollmitgliedschaft 
nichts mehr im Wege stand. Der von 
der Präsidentin des Nationalrats, Frau 
Barbara Prammer, formulierte Antrag 
wurde einhellig und mit großem Ap-
plaus angenommen. 
Der französische Abgeordnete Jean-Yves 
Le Déaut gab bekannt, dass OPECST 
(Office Parlementaire d’Evaluation des 
Choix Scientifiques et Technologiques) 
im Jahr 2015 sein 30-jähriges Beste-
hen feiert. Damit ist es eine der ältesten 
parlamentarischen TA-Institutionen in 
Europa. Zu den entsprechenden Feier-
lichkeiten wurde das EPTA-Netzwerk 
schon jetzt eingeladen.
POST (Parliamentary Office of Science
and Technology, Vereinigtes König-
reich) hat in Kooperation mit dem Uni-
versity College London eine »Social 
Science Section« eingerichtet, die u.a. 
untersuchen soll, wie wissenschaftliche 
Informationen in das Parlament gelan-
gen und dort genutzt werden.
EPTA-SEMINAR
Das am nächsten Tag stattfindende 
EPTA-Seminar trug den Titel »Nothing 
ordinary – the Arctic boom« und be-
fasste sich mit den dynamischen Ent-
wicklungen in der arktischen Region, 
v.a. getrieben durch den Rohstoffreich-
tum einerseits und die durch die Klima-
NEUIGKEITEN VON EPTA UND PACITA
PARLAMENTARISCHE TA-EINRICHTUNGEN IM EUROPEAN PARLIAMENTARY 
TECHNOLOGY ASSESSMENT NETWORK (EPTA)
Dänemark: Teknologirådet – Danish Board of Technology (DBT) 
Deutschland: Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bun-
destag (TAB) – Office of Technology Assessment at the German Bundestag
Finnland: Tulevaisuusvaliokunta – Committee for the Future
Frankreich: Office Parlementaire d’Evaluation des Choix Scientifiques et 
Technologiques (OPECST) – Parliamentary Office for Evaluation of Scienti-
fic and Technological Options 
Europäische Union: Scientific and Technological Options Assessment (STOA), 
European Parliament 
Griechenland: Greek Permanent Committe of Technology Assessment (GPCTA)
Italien: Comitato per la Valutazione delle Scelte Scientifiche e Tecnologiche 
(VAST) – Committee for Science and Technology Assessment 
Katalonien: Consell Assessor del Parlament sobre Ciència i Tecnologia (CAPCIT) –
The Advisory Board of the Parliament of Catalonia for Science and Technology
Niederlande: Rathenau Instituut – Rathenau Institute
Norwegen: Teknologirådet – Norwegian Board of Technology (NBT) 
Österreich: Institut für Technikfolgen-Abschätzung der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften (ITA) – Institute of Technology Assessment
Schweden: Utskottsavdelningen – The Parliamentary evaluation and research unit
Schweiz: Zentrum für Technologiefolgen-Abschätzung – Centre for Techno-
logy Assessment at the Swiss Science and Technology Council (TA-SWISS)
Vereinigtes Königreich: Parliamentary Office of Science and Technology (POST)
Darstellungen der Organisation und Arbeitsweise der EPTA-Mitgliedsorga-
nisationen sind im EPTA-Booklet versammelt (www.eptanetwork.org). Die 
englischsprachige Broschüre ist das Ergebnis der TAB-Initiative zu Beginn 
der 17. Wahlperiode des Deutschen Bundestages, im TAB-Brief nach und 
nach die Mitglieder des EPTA-Netzwerks vorzustellen (TAB-Brief Nr. 36, 
S. 30 ff.). Mit der Vorstellung der TA-Einrichtungen des europäischen sowie 



















gen (z.B. zunehmende Eisfreiheit der 
Nordostpassage) andererseits. Disku-
tiert wurden sowohl technologische 
als auch politische Entwicklungen und 
Perspektiven anhand eines breiten The-
menspektrums (u.a. »The Arctic and 
geopolitical interests«, »Arctic drones – 
exploring opportunities and challen-
ges«, »Arctic design – new thinking, 
new methods for the northern sustain-
ability«, »Arctic marine industries«, 
»Infrastructure for Arctic geo-environ-
ment research in northern Finland«). 
Den Abschluss bildete eine mit Abge-
ordneten, hochrangigen Botschaftsver-
tretern und Wissenschaftlern interna-
tional besetzte Podiumsdiskussion zum 
Thema »What are the key elements in 
the future in Arctic development?«. 
Es wurde deutlich, wie diffizil es ist, 
die wirtschaftliche Entwicklung dieser 
ökologisch sensiblen und geopolitisch 
bedeutenden Region mit Nachhaltig-
keitskriterien und nicht zuletzt den Be-
dürfnissen der indigenen Bevölkerung 
unter einen Hut zu bringen.
PACITA PRACTITIONERS’ 
MEETING IN VILNIUS
Zum dritten Mal trafen sich in der li-
tauischen Hauptstadt Vilnius rund 
30 Vertreter TA-interessierter Institu-
tionen und Repräsentanten etablierter 
TA-Einrichtungen im Rahmen des EU-
Projekts PACITA (Parliaments and Ci-
vil Society in Technology Assessment; 
Kasten). Im Zentrum stand die Bedeu-
tung von Akteuren aus Politik, Wis-
senschaft und Zivilgesellschaft für die 
Durchführung von TA-Projekten. Da-
bei ging es um die Fragen, welche Ak-
teure wann in Projekte eingebunden 
werden sollen, wie dies umgesetzt wer-
den kann und welche Probleme sich 
beim Aufeinandertreffen unterschied-
licher Arbeitsweisen ergeben können.
Eingangsvorträge stellten erfolgreiche 
TA-Projekte aus Dänemark, Öster-
reich und der Schweiz vor und gaben 
einen ersten Eindruck von der Bedeu-
tung unterschiedlicher Akteure für das 
Gelingen von TA-Projekten. In meh-
reren Arbeitsgruppen bot sich die Ge-
legenheit, die verschiedenen institu-
tionellen Ansätze parlamentarischer 
TA in Europa näher kennenzulernen 
und die daraus resultierenden Rollen 
von Parlamenten, Experten und Bür-
gern mal als Initiatoren von TA-Pro-
jekten, mal als Beteiligte und mal als 
deren Adressaten zu verstehen. An-
schließend entwickelten jeweils zwei 
Arbeitsgruppen zunächst Projektkon-
zepte für die Themen »Digital inclu-
sion« und »Anti-ageing medicine«, 
die dann mit verschiedenen Problem-
stellungen wie Mittelkürzungen, neu-
en wissenschaftlichen Erkenntnissen 
oder abnehmendem politischem Inte-
resse am Thema konfrontiert wurden. 
Diese mussten durch veränderte Ko-
operationsstrategien und angepasste 
Projektdesigns bewältigt werden. Die 
Präsentationen der parallel arbeiten-
den Gruppen boten die Gelegenheit 
für interessante Diskussionen über un-
terschiedliche Herangehensweisen und 
verdeutlichten den Facettenreichtum 
parlamentarischer TA in Europa.
PARLIAMENTS AND CIVIL SOCIETY IN TECHNOLOGY ASSESSMENT – PACITA
Das von 15 Einrichtungen gemeinsam getragene Projekt PACITA wird von 
der EU im Rahmen des »Mobilisation and Mutual Learning Action Plan« des 
7. Forschungsrahmenprogramms gefördert (TAB-Brief Nr. 39, S. 51). Im Zen-
trum der Aktivitäten stehen Modelle und Verfahren der parlamentarischen 
TA. Das Programm von PACITA umfasst unterschiedliche Arbeitspakete mit 
folgenden Schwerpunktaktivitäten:
> Dokumentation verschiedener Modelle parlamentarischer TA,
> Erarbeitung von Empfehlungen für die Nutzung von TA-Methoden und 
Verfahren auf nationaler und europäischer Ebene,
> Entwicklung von Fortbildungsmodulen für TA-Praktiker und -Nutzer,
> Aufbau eines europäischen Webportals für TA-Expertise,
> Anregung und Unterstützung von Diskussionen über TA in Ländern, in 
denen entsprechende Strukturen bisher nicht bestehen,
> systematische Einbeziehung von Experten, gesellschaftlichen Gruppen und 
politischen Entscheidungsträgern in die TA-Diskussion,
> Durchführung von drei umfassenden Beispielprojekten der TA (mit exper-
tenzentrierten Methoden, der Einbeziehung von Interessengruppen und 
der Durchführung von Bürgerkonsultationen),
> Information politischer Entscheidungsträger sowie der Wissenschaft und 
der Medien – insbesondere in Ländern, die über keine etablierte TA-In-
frastruktur verfügen.
Über die Ergebnisse und Aktivitäten informiert die Webseite des Projekts, u.a. 
durch das Onlinemagazin »volTA« (www.pacitaproject.eu). Die zweite inter-
nationale parlamentarische Debatte findet im April dieses Jahres in Lissabon 
statt, die Abschlusskonferenz dann im Februar 2015 in Berlin. ITAS organi-
siert diese zweite große europäische TA-Konferenz gemeinsam mit der tsche-
chischen Akademie der Wissenschaften. Das TAB wird selbstverständlich An-
sprechpartner für den Deutschen Bundestag sein und im TAB-Brief und auf 

















4Viele der Themen, mit denen sich das Europäische Parlament (EP) heute befasst, 
haben eine wissenschaftliche oder technische Dimension. Technischer und wis-
senschaftlicher Fortschritt sind der Kern wirtschaftlichen Wachstums. Deshalb 
ist es wichtig zu verstehen, welchen Einfluss diese Technologien haben und wie 
technische und wissenschaftliche Innovationen am besten gefördert werden kön-
nen. In diesem Kontext wächst bei gesetzlichen und politischen Entscheidungs-
trägern auf nationaler und europäischer Ebene der Bedarf nach unabhängiger, 
überparteilicher und leicht zugänglicher Information über Entwicklungen in Wis-
senschaft und Technik, über deren Potenziale und Chancen, aber auch ihre Risi-
ken und ethischen Konsequenzen.
AUFGABEN UND ARBEITSWEISE
Die Gründung von STOA 1987 er-
folgte als Reaktion des EP auf den be-
schriebenen Bedarf. Die Hauptaufga-
ben von STOA sind entsprechend seiner 
Geschäftsordnung:
> die Ausschüsse und sonstigen rele-
vanten Gremien des Parlaments mit 
unabhängigen und qualitativ hoch-
wertigen wissenschaftlichen Stu-
dien und Informationen zu versor-
gen, um die Auswirkungen neuer 
Technologien und – aus technolo-
gischer Sicht – die Optionen für die 
bestmöglichen politischen Maßnah-
men zu identifizieren;
> Foren zu organisieren, auf denen 
Politiker, Vertreter der Wissen-
schaft (und ihrer Organisationen) 
sowie der Gesellschaft die wissen-
schaftlichen und technologischen 
Entwicklungen mit politischer Re-
levanz für die Zivilgesellschaft er-
örtern und vergleichen;
> Initiativen zur Stärkung der Tätig-
keiten der parlamentarischen TA 
in den Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union zu unterstützen und 
zu koordinieren, einschließlich der 
Schaffung oder Ausweitung von 
Kapazitäten insbesondere in den 
neuen Mitgliedstaaten.
Zu diesem Zweck werden folgende Ak-
tivitäten durchgeführt:
> Projekte, die mehrere Fachgebiete 
aus Wissenschaft und Technik be-
treffen und von ausgewiesenen wis-
senschaftlichen Institutionen bear-
beitet werden, versorgen Abgeordne-
te und Ausschüsse mit Informationen 
zu mittel- bis langfristigen, komple-
xen und interdisziplinären Fragen 
der Auswirkungen wissenschaftlich-
technischer Entwicklungen auf die 
Gesellschaft. Seit 2006 wurden zahl-
reiche Studien erarbeitet zu den The-
men Informations- und Kommuni-
kationstechnik (IKT), nachhaltige 
Energiequellen, Energieszenarien der 
Zukunft, alternative Transporttech-
nologien und die Zukunft des euro-
päischen Verkehrs, konvergierende 
Technologien und Human Enhance-
ment, Nanotechnologie, Lifesciences 
für das menschliche Wohlbefinden 
und Rechte des geistigen Eigentums.
> Von STOA – teilweise gemeinsam 
mit externen Einrichtungen – or-
ganisierte Konferenzen, Semina-
re und Workshops ermöglichen ei-
nen engen Austausch zwischen Poli-
tik, Wissenschaft und Gesellschaft 
in vielfältiger Art und Weise. Das 
Hauptevent des Jahres ist der jähr-
liche STOA-Festvortrag (STOA 
Annual Lecture), der 2009 von Sir 
Tim Berners-Lee, dem Erfinder des 
World Wide Web, gehalten wurde. 
Im Jahr 2010 referierten mehrere 
Wissenschaftler unter der Fragestel-
lung »Is an oil free future possib-
le?« zu den Themen Elektromobili-
tät (Shai Agassi, Gründer und Ge-
schäftsführer von »Better Place«), 
Chemie der Atmosphäre und Klima-
wandel (Paul Crutzen, Chemienobel-
preisgewinner 1995) sowie zur Me-
thanolwirtschaft (George Oláh, 
Chemienobelpreisgewinner 1994). 
Die Themen seitdem waren: »Su-
stainable management of natu-
ral resources« (2011), »Unlocking 
the Mysteries of the Universe at 
CERN« (2012) und » Sustaining 
Sustainability-Making Economics 
Work for the Global Environment« 
(2013). Auch 2013 war die Red-
nerliste mit Ismail Serageldin (Di-
rektor der neuen Bibliothek von 
Alexandria und früherer Vizeprä-
sident der Weltbank), Monica Kir-
cher (Vorstandsvorsitzende von In-
fineon Technologies Austria AG), 
Hans Bruyninckx (geschäftsfüh-
render Direktor der europäischen 
Umweltagentur EEA), Achim Stei-
ner (Direktor des UNEP) und Anne 
Glover (wissenschaftliche Hauptbe-
raterin der Europäischen Kommis-
sion) sehr prominent besetzt.
> STOA nimmt auch außerhalb des 
EP an Schlüsselevents auf europä-
ischer und globaler Ebene teil, wie 
z.B. dem EuroScience Open Forum 
ESOF (2010 in Turin, 2012 in Dub-
lin, 2014 in Kopenhagen), dem 
Science and Technology in Society 
(STS) Forum in Kyoto, dem BioVi-
sion – the World Life Sciences Fo-
rum in Lyon und dem Internet Go-
vernance Forum (IGF) (2013 in 
Bali).
> STOA spielt eine aktive Rolle im 
European Parliamentary Techno-
logy Assessment (EPTA) Netz-
werk und liefert damit einen Bei-
trag zur Stabilisierung und Ent-
wicklung von parlamentarischer 




Im Oktober 1985 verabschiedete das 
Europäische Parlament einen »Be-
schluss zur Einrichtung eines Büros für 
SCIENCE AND TECHNOLOGY OPTIONS ASSESSMENT 

















4 wissenschaftliche und technologische 
Optionenabschätzung« (Resolution on 
the establishment of a European Parlia-
ment Office for Scientific and Tech-
nological Option Assessment), der ei-
nen besonderen Informationsbedarf 
der Ausschüsse und politischen Grup-
pierungen bei der politischen Entschei-
dungsfindung in technischen Bereichen 
hervorhob. Weil dieser nur durch ein 
unabhängiges TA-Büro gedeckt werden 
könne, wurde vorgeschlagen, ein sol-
ches beim EP einzurichten, das zur Er-
gänzung eigener Untersuchungen auch 
mit externen Vertragspartnern zusam-
menarbeiten solle.
Nach einer Entscheidung des EP-Prä-
sidiums im Juni 1986 wurde STOA im 
März 1987 als 18-monatiges Pilotpro-
jekt ins Leben gerufen. Im September 
1988 wurde beschlossen, STOA dau-
erhaft fortzuführen, vorausgesetzt, sei-
ne Resultate würden allen parlamen-
tarischen Ausschüssen zugänglich 
gemacht. Sein 20-jähriges Jubiläum 
feierte STOA im Rahmen der Plenar-
tagung in Straßburg im Juni 2007 mit 
einer großen Ausstellung (»The STOA 
Experience«).
Die Aktivitäten von STOA wurden 
anfangs auf Basis mehrerer Entschei-
dungen des Präsidiums geleitet. Die-
se mündeten in eine Satzung, die im 
Oktober 1999 verabschiedet wurde. 
Im Januar 2003 entschied das Präsi-
dium über die STOA-Geschäftsord-
nung, in der Aufgaben und Struktur 
von STOA sowie die Rahmenbedin-
gungen für Projekte festgelegt wurden. 
2009 wurde die Geschäftsordnung auf 
der Basis von Vorschlägen seitens der 
für STOA zuständigen Vizepräsiden-
ten angepasst: Hauptziele waren eine 
Stärkung der europäischen Dimen-
sion der STOA-Arbeiten, die noch bes-
sere Abstimmung der Projektfindung 
auf die Prioritäten des STOA-Panels, 
die Benennung eines zweiten Vizevor-





Die STOA-Lenkungsgruppe – das 
STOA-Panel – ist als integraler Teil 
der Parlamentsstruktur politisch für 
die STOA-Arbeit verantwortlich. Das 
STOA-Panel besteht aus 15 stimmbe-
rechtigten Mitgliedern, und zwar
> dem für STOA zuständigen Vize-
präsidenten des Europäischen 
Parlaments,
> vier vom Ausschuss für Industrie, 
Forschung und Energie ernannten 
Mitgliedern,
> jeweils zwei Mitgliedern, die vom 
Ausschuss für Beschäftigung und 
soziale Angelegenheiten, vom Aus-
schuss für Umweltfragen, Volks-
gesundheit und Nahrungsmittel-
sicherheit, vom Ausschuss für Bin-
nenmarkt und Verbraucherschutz, 
vom Ausschuss für Verkehr und 
Fremdenverkehr sowie vom Aus-
schuss für Landwirtschaft einge-
setzt werden. 
Die Mitglieder des STOA-Panels wer-
den jeweils für einen Zeitraum von 
zweieinhalb Jahren ernannt, sodass 
das Panel jeweils zu Beginn und in 
der Mitte der Wahlperiode neu be-
setzt wird. 
STOA-VORSTAND UND -SEKRETARIAT
Der STOA-Vorstand (STOA Bureau) 
leitet die Aktivitäten und bereitet die 
Sitzungen des Panels vor, welches den 
Vorsitzenden und seine zwei Vertreter 
bestimmt. Der für STOA zuständige 
Vizepräsident des Europäischen Par-
laments ist von Amts wegen Mitglied 
des Vorstands.
Die operationelle Verantwortung liegt 
beim STOA-Sekretariat, das der Di-
rektion C für Folgenabschätzung und 
Europäischen Mehrwert der General-




Vorschläge für TA-Projekte oder zur 
Organisation von Workshops zu vor-
rangig wissenschaftlichen und/oder 
technologischen Themen können durch 
die Parlamentsausschüsse oder einzel-
ne Abgeordnete eingebracht werden. 
Das STOA-Panel diskutiert diese Vor-
schläge daraufhin anhand folgender 
Kriterien:
> Relevanz der Thematik für die Ar-
beit des Parlaments,
> wissenschaftliche und technolo-
gische Bedeutung,
> strategische Bedeutung in Über-
einstimmung mit den vom STOA-
Panel festgelegten Prioritäten sowie
> Verfügbarkeit wissenschaftlicher 
Erkenntnisse zur Thematik.
Das letzte Wort in der Themenwahl so-
wie bei der Ausgestaltung der Projekte 
hat das STOA-Panel selbst. Grundsätz-
lich ist es ihm freigestellt, Themen-
vorschläge der Ausschüsse und Abge-
ordneten anzunehmen, abzulehnen, 
zusammenzuführen oder in anderer 
Form zu verändern. Das STOA-Sekre-
tariat setzt die Beschlüsse des Panels 
mithilfe externer wissenschaftlicher 
Dienstleister um, die entsprechend der 
benötigten technologischen und wis-
senschaftlichen Expertise und den fi-
nanziellen Rahmenvorgaben ausge-
wählt werden.
Die externen Auftragnehmer können 
Forschungsinstitute, Universitäten, Be-
ratungsunternehmen oder auch einzel-
ne Wissenschaftler sein. Grundsätzlich 
hat STOA 2009 mehrjährige Rahmen-
vereinbarungen mit mehreren Exper-
tenkonsortien abgeschlossen (darunter 
die European Technology Assessment 


















Thematische Schwerpunkte von STOA in den vergangenen Jahren waren:
> Öko-effizienter Transport
> Nachhaltiges Management natürlicher Ressourcen
> Sicherheit von E-Government-Systemen und sozialen Medien
> Gesundheit und Lebenswissenschaften
> Wissenschaftspolitik
Bearbeitet wurden Projekte zu den Themen:
> Optionen zur Reduzierung von Lebensmittelverlusten
> Pflanzenzüchtung und innovative Landwirtschaft
> Wechselwirkungen von Klimawandel, Landwirtschaft und Biodiversität
> Optionen der nachhaltigen Lebensmittelverarbeitung
> Recycling organischer Reststoffe zur Produktion von Biokraftstoff und 
Biomaterialien
> Copyrigt in der EU
> Klimawandel und erneuerbare Energien
> E-Demokratie
> Technikfolgenabschätzung in Europa
> Bio-Engineering im 21. Jahrhundert: Perfektes Leben schaffen
> Technische Optionen für den Stadtverkehr
> Intelligente Stromnetze
> Wissenstransfer öffentlicher Forschungsorgane
> Potenziale von Cloud-Computing und sozialen Netzwerken
> Messung von Forschungsleistungen als Basis besserer Politikgestaltung
> Methanol als Treibstoff der Zukunft?
Zusätzlich zu den Jahrestagungen und den Workshops im Rahmen der Pro-
jekte hat STOA eine Vielzahl von Veranstaltungen durchgeführt, ausgewähl-
te Beispiele der Jahre 2012 und 2013 sind:
> Human Enhancement – ethische Fragen
> Synthetische Biologie: Neue Potenziale für die europäische Bio-Wirtschaft
> Neue und wiederkehrende Infektionskrankheiten
> Direktvermarktung von Gentests für gesundheitliche Anwendungen
> Die Forschungsförderungslandschaft in Europa
> Finanzierung und Bewertung von großen Infrastrukturprojekten
> Der fünfte Sachstandsbericht des IPCC zum Klimawandel
> Neueste Übersetzungstechnologie: Aktuelle Herausforderungen und zu-
künftige Möglichkeiten
ITAS), die einen großen Teil der rele-
vanten Themenbereiche abdecken.
Nach Abschluss eines Projekts, aber 
auch bei wichtigen Zwischenergebnis-
sen oder wenn durch aktuelle Ereignis-
se Themen politisch besondere Bedeu-
tung erlangen, setzt sich STOA mit den 
entsprechenden Ausschüssen in Ver-
bindung und organisiert Präsentatio-
nen der beauftragten Experten. Diese 
finden auch im Rahmen der Sitzungen 
des STOA-Panels statt.
KONTAKT
Science and Technology Options Assessment
(STOA) 
European Parliament 
Rue Wiertz 60 
1047 Brüssel 
Belgien
Tel. +32 2 284 2236 






















Im Jahr 2006 verabschiedete der »Sveriges Riksdag«, das schwedische Parlament, 
neue Richtlinien für die Arbeit der Ausschüsse für Forschung und Zukunftsfragen. 
Sie sehen unter anderem vor, dass TA-Studien häufiger in die Ausschussberich-
te aufgenommen werden. Ziel ist es, die Folgen von Forschungsergebnissen und 
der Einführung neuer Technologien mit Blick auf Chancen und Risiken zu analy-
sieren. Das übergeordnete Vorhaben ist die Versorgung des Parlaments mit sub-
stanziellen Hintergrundinformationen, die in Debatten und Ausschussberichten 
sowie für fachlich fundierte Entscheidungen genutzt werden können.
Seit 2007 können die Ausschüsse Vor-
schläge und Anfragen an die »Parlia-
mentary Evaluation and Research 
Unit« (PER) richten, die die Durchfüh-
rung von TA-Projekten in unterschied-
lichen Bereichen unterstützen kann. 
Diese Abteilung, die dem Ausschuss-
dienst angehört, arbeitet ausschließ-
lich für die Ausschüsse des Reichstags. 
Das schwedische Parlament hat damit 




TA-Untersuchungen betreffen oft 
mehr als nur einen Ausschuss. Daher 
ist die Arbeit des Reichstags, der sich 
mit Zukunftsfragen beschäftigt, mög-
lichst ausschussübergreifend organi-
siert. Die Ausschüsse sollen bei der 
Beauftragung von gemeinschaftlichen 
TA-Projekten kooperieren. Anträge 
und Anfragen seitens der Ausschüsse 
werden an die PER gestellt. So ist ein 
koordinierter Umgang mit zukunfts-
orientierten Themen gewährleistet. 
Darüber hinaus sind die Ausschüsse 
angehalten, aktiv zusammenzuarbei-
ten, sich gegenseitig zu informieren 
und über bewährte Methoden auszu-
tauschen, beispielsweise bei der Vor-
sitzendenkonferenz und bei Sitzungen 
der Ausschusssekretäre.
Die PER wird nur auf Anforderung 
der Ausschüsse tätig und kann somit 
große Projekte nicht selbst initiieren. 
Innerhalb des Untersuchungsrahmens 
kann die Abteilung allerdings Empfeh-
lungen zu Schwerpunkten und Metho-
den aussprechen. In der PER sind zwei 
Wissenschaftler beschäftigt, externe 
Sachverständige können zur fachlichen 
Unterstützung sowie zum Verfassen 
von Hintergrundmaterial hinzugezo-
gen werden. Ein weiterer Mitarbeiter 
hat hauptsächlich die Aufgabe, Work-
shops, Seminare u.Ä. zu organisieren. 
Ferner sind zwei temporäre Stellen mit 
jeweils einem Stipendiaten und einem 
Praktikanten besetzt.
In den meisten Fällen wird eine partei-
übergreifende Lenkungsgruppe einge-
setzt, um Vorgaben für eine TA-Un-
tersuchung zu formulieren und zu 
gewährleisten, die die Kriterien des 
Ausschusses erfüllen. Eine Kontakt-
person aus dem Ausschusssekretariat
wohnt allen Sitzungen dieser Len-
kungsgruppe bei.
THEMENFINDUNG
Wenn Ausschüsse Anfragen an die 
PER stellen, können in einem ersten 
Schritt andere, thematisch verwand-
te Ausschüsse benachrichtigt werden, 
um ihr mögliches Interesse an einer 
Projektzusammenarbeit zu eruieren. 
Danach wird, oft auf Basis von Exper-
tendiskussionen, ein erster Entwurf 
mit Vorschlägen zur Schwerpunktset-
zung und Methodik verfasst. Der Ent-
wurf wird in einer Ausschusssitzung 
vorgestellt, in der dann der Auftrag 
für die Studie beschlossen wird. Dar-
aufhin wird eine parlamentarische Ar-
beitsgruppe mit Abgeordneten (meist) 
aller Parteien formiert. Sind mehrere 
Ausschüsse beteiligt, wird die Arbeits-
gruppe mit Parlamentariern aus den 
betreffenden Ausschüssen gebildet. In 
einem ersten Treffen der Lenkungs-
gruppe werden dann die Schwerpunk-
te und Arbeitsmethoden diskutiert 
und endgültig beschlossen.
ARBEITSWEISE
In der Regel starten die TA-Projekte 
am Anfang des Jahres, und die Berichte 
werden am Ende des Jahres anlässlich 
der Haushaltsdebatte veröffentlicht. 
Häufig findet zunächst ein Experten-
seminar statt, um die Parlamentarier
miteinzubeziehen und sie über den 
Stand der Forschung zu informieren. 
Die Präsentationen und anschließen-
den Diskussionen des Seminars werden 
zusammengefasst und über das Intra-
net des Parlaments an die Abgeordne-
ten weitergeleitet.
Falls erforderlich, werden externe Ex-
perten mit der Zusammenstellung von 
Hintergrundmaterial beauftragt. Au-
ßerdem werden Experten hinzuge-
zogen, die die Berichte eingehend in-
haltlich sowie im Hinblick auf die 
Ausgewogenheit der Analyse prüfen. 
Die Experten assistieren auch bei der 
Erarbeitung der Schlussfolgerungen der 
Studien.
Der Endbericht und die Schlussfolge-
rungen werden dann von der parla-
mentarischen Arbeitsgruppe disku-
tiert. Sobald der Bericht in gedruckter 
Form vorliegt, werden seine Ergebnis-
se in einer öffentlichen Anhörung im 
Reichstag diskutiert. Diese Veranstal-
tungen sind der Öffentlichkeit zugäng-
lich und werden in Internet und Fern-
sehen übertragen.
Die meisten der bisherigen TA-Projekte 
basierten auf der genannten Experten-
arbeit, es wurden aber auch Untersu-
chungen unter Einbezug der Öffent-


















4und können von der Internetseite des 
Reichstags (www.riksdagen.se) her-
untergeladen werden. Zudem gibt es 
Kurzfassungen mit den Ergebnissen der 
umfangreicheren Berichte auf Schwe-
disch und Englisch. Für die Mitarbeiter 
des Reichstags wurde im Intranet eine 
Seite eingerichtet, die über die Arbeit 
zu zukunfts- und forschungsrelevan-
ten Themen informiert und bald auch 
auf der öffentlichen Website verfüg-
bar sein wird. Über die Hauptzielgrup-
pe hinaus werden die Berichte auch an 
die Regierung, Behörden sowie an Uni-
versitäten und Nichtregierungsorgani-
sationen verteilt.
TA-Berichte werden häufig in Aus-
schussberichten und Debatten zitiert, 
können aber auch in anderen Berei-
chen/Foren wie der Regierung, lokalen 
Behörden usw. benutzt werden.
Bei einigen der durch die Ausschüs-
se beauftragten Arbeiten handelt es 
sich um Bestandsaufnahmen in unter-
schiedlichen wissenschaftlichen Fel-
dern, die dazu dienten,
> den aktuellen Forschungsstand zu 
erfassen,
> eine Liste mit aktiven Forschern 
und Forschungseinrichtungen zu 
erstellen – was für Ausschüsse bei 
Veranstaltungen und Anhörungen 
hilfreich sein kann – sowie 
> zukünftige TA-Themen zu identi-
fizieren.
THEMEN
Die bisherigen Themen umfassen ein 
weites Spektrum. Viele beschäftigten 
sich mit Umwelt und Nachhaltigkeit, 
die neueren Projekte fokussieren stär-
ker auf Gesundheitsfragen:
> Nachhaltige Städte – Transport, Be-
bauung und Grünflächen
> Urbane Stadtvisionen junger Men-
schen: Um die Haltung junger Bür-
ger zur Zukunft der Städte zu er-
kunden, wurde mit Schülern dreier 
Gymnasien eine Szenarioentwick-
lung durchgeführt und wurden Zu-
kunftswerkstätten veranstaltet.
> Antibiotikaresistenz
> »Tag der Zukunft 2012«: Hier hat-
ten die Parlamentarier die Möglich-
keit, mit führenden Forschern und 
Experten verschiedene zukunftsre-
levante Themen und ihre Auswir-
kungen auf die Gesellschaft zu dis-
kutieren. Im Vorfeld wurden drei 
interdisziplinäre Seminare organi-
siert, in denen Gruppen von Ab-
geordneten aus drei bis vier Aus-
schüssen Fragen für die Redner 
vorbereiteten.
> Nanotechnologie und Gesundheit
> eHealth
ZIELGRUPPEN, KOMMUNIKATION UND 
WIRKUNG
Wichtigste Zielgruppe für die PER sind 
die Ausschüsse. Berichte und Veran-
staltungen werden in Kooperation mit 
den Ausschussgruppen geplant, damit 
die Arbeit auf den Bedarf der Aus-
schüsse abgestimmt ist. Seit 2007 wa-
ren viele Ausschüsse auf die eine oder 
andere Weise in die Aktivitäten der 
PER involviert, mit einigen ist die Zu-
sammenarbeit sehr rege. Wie erwähnt, 
können Projekte auch ausschussüber-
greifend durchgeführt werden. Dies hat 
zum einen den Vorteil, dass die Resul-
tate der Arbeit eine große Anzahl von 
Parlamentariern erreichen, und zum 
anderen, dass das Thema umfassen-
der behandelt wird.
Die Berichte werden in der Reihe 
der Reichstagsberichte veröffentlicht 
KONTAKT




100 12 Stockholm 
Sweden
Fon +46 8 786 6458 




















U. Riehm, K. Böhle
TAB-Arbeitsbericht Nr. 156
Briefe werden heute immer weniger 
durch den Briefträger zugestellt, son-
dern elektronisch versendet. Vier von 
zehn Personen in Deutschland verschi-
cken überhaupt keine (Papier-)Briefe 
mehr. Das ist ein Ergebnis einer re-
präsentativen Bevölkerungsbefragung 
für den Deutschen Bundestag, die im 
Rahmen des TA-Projekts »Postdienste 
und moderne Informations- und Kom-
munikationstechnologien« durch das 
TAB durchgeführt wurde. Nach Ein-
schätzung der Befragten wird in Zu-
kunft die Menge der privaten Brief-
post weiter sinken. Damit wird ein 
Trend der letzten Jahre fortgeschrie-
ben. Modellrechnungen für den Zeit-
raum bis 2020 ergaben eine durch-
schnittliche jährliche Abnahme der 
Briefmenge in Deutschland zwischen 
1,4 und 3,4 %.
Vor diesem Hintergrund stellte der 
Deutsche Bundestag die Frage nach 
der Zukunft des Postuniversaldiens-
tes, der eine flächendeckende, alle Re-
gionen in gleicher Qualität versorgen-
de Postdienstleistung garantiert.
> Unter welchen Bedingungen kann 
diese Versorgung bei zunehmender 
E-Substitution und weiter sinken-
den Briefmengen aufrechterhalten 
werden?
> Welche Möglichkeiten der Anpas-
sung gibt es?
Da nicht mit kurzfristigen Briefmengen-
einbrüchen, sondern eher mit mittelfris-
tigen Mengenabsenkungen zu rechnen 
ist, bleibt Zeit, notwendige Anpassun-
gen gründlich vorzubereiten und unter 
Einbezug von Wissenschaft und Öffent-
lichkeit mit den Beteiligten breit zu dis-
kutieren. Politische Handlungsoptionen 
eröffnen sich einerseits innerhalb der be-
stehenden europarechtlichen Rahmenge-
setzgebung, andererseits sind auch neue 
Regulierungsmodelle für einen Univer-
saldienst zu diskutieren, der physische, 
elektronische sowie hybride Mitteilungs-
formen umfasst und aufeinander bezieht.
FERNERKUNDUNG: ANWEN-




dung ermöglicht die kontinuierliche 
und immer genauere Beobachtung 
von Objekten auf der Erde. Die An-
wendungsmöglichkeiten reichen vom 
Ressourcenmanagement in Land- und 
Forstwirtschaft über die Gewinnung 
von Umweltinformationen, die Kar-
tierung und Planung von Siedlungen 
und Infrastruktur bis zum Katastro-
phenmanagement. Ein großes Poten-
zial wird auch für Entwicklungslän-
der angenommen, da dort die Vorzüge 
der Fernerkundung (weitgehend auto-
nome, systematische Datenerfassung 
von schwer zugänglichen Gegenden) 
besonders zum Tragen kommen kön-
nen. Aufgrund zunehmender ökologi-
scher und sozialer Probleme (Deserti-
fikation, Erosion, Stadtentwicklung) 
scheint ein Bedeutungsgewinn in Ent-
wicklungsländern wahrscheinlich. 
Im TAB-Bericht werden der Stand der 
Technik und gegenwärtige Anwendun-
gen in Afrika dargestellt. Schwerpunkte 
sind die Möglichkeiten der Industrielän-
der einerseits und die wissenschaftlich-
technischen Kapazitäten afrikanischer 
Länder andererseits. Bei der Potenzial-
analyse für eine verbesserte Nutzung 
der Fernerkundung in Entwicklungs-
ländern wird untersucht, welche orga-
nisatorischen Strukturen auf nationa-
ler und internationaler Ebene geeignet 
sind, um die Anwendung in Entwick-
lungsländern zu verbessern.
Der Staat als wichtiger Förderer, Träger
und Regulator der Technikentwicklung 
und -anwendung hat vielfältige Hand-
lungsoptionen u.a. beim kooperativen 
Ausbau der Satelliteninfrastruktur, durch 
Verbesserungen des Datenzugangs, der 
Stärkung von Afrikainitiativen europäi-
scher Organisationen, durch spezifische 
Partnerschaften mit ausgewählten Län-
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eine mit zahlreichen Fakten und Da-
ten untermauerte Gesamtschau über 
den technischen Entwicklungsstand, 
aussichtsreiche Erstmärkte, Markt-
hochlaufszenarien sowie politische 
Aktivitäten und veranschaulichen 
im Rahmen einer ganzheitlichen Be-
wertung die ökologische, ökonomi-
sche und soziale Dimension der In-
tegration von Elektrofahrzeugen in 
die heutigen Verkehrs- und Energie-
systeme. Auf dieser Basis diskutieren 
sie Handlungsoptionen und liefern 
die Grundlage für politische Entschei-
dungen über Ziele und Maßnahmen. 
Als Baustein einer nachhaltigen Ent-
wicklung hat die Elektromobilität 
großes Potenzial, dessen Entfaltung 
freilich Zeit und geeignete Rahmen-
bedingungen erfordert. 
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Wolfgang Schade, Axel Thielmann,  
Martin Wietschel, Christoph Zenker
Konzepte der Elektromobilität
Ihre Bedeutung für Wirtschaft, 
Gesellschaft und Umwelt
Gesellschaft und Politik knüpfen gro-
ße Hoffnung an die Elektromobilität. 
Allerdings wird sehr kontrovers dis-
kutiert, ob und wie eine umfassen-
de und nachhaltige Verbreitung von 
Elektrofahrzeugen erreichbar ist. Für 
die Fortsetzung dieser Debatte ist es 
wichtig, die Ergebnisse aus der Viel-
zahl von Förderprogrammen und Stu-
dien, die in den letzten Jahren mit un-
terschiedlichen Fragestellungen und 
Perspektiven angestoßen wurden, in 
einem umfassenden Überblick zu-
sammenzuführen – dieser Aufga-
be unterziehen sich die Autor(inn)en 
dieses Bandes. Sie präsentieren hier 
ermöglicht, und analysieren die Ent-
wicklung des Briefaufkommens nach 
Regionen und Staaten sowie Absen-
der- und Empfängergruppen. Für 
Deutschland halten sie bis 2020 eine 
Abnahme der Briefmenge zwischen 
13 und 29 Prozent für wahrschein-
lich. Kurzfristig ist also nicht mit ei-
nem drastischen Einbruch zu rech-
nen, so dass Zeit bleibt, notwendige 
Anpassungen zu beraten. Politische 
Handlungsoptionen eröffnen sich ei-
nerseits innerhalb des bestehenden 
europäischen Rechtsrahmens, ande-
rerseits sind aber auch gänzlich neue 
Regulierungsmodelle zu erörtern, die 
physische, elektronische sowie hyb-
ride Mitteilungsformen integrieren.
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Post ohne Briefträger
Sinkende Briefmengen und elektronische 
Postdienste als Herausforderungen für 
die Politik
Das Briefaufkommen hat in den letz-
ten Jahren deutlich abgenommen. 
Gelegentlich wird schon die Be-
fürchtung laut, dass die traditions-
reiche Briefkultur bedroht sei, vor al-
lem aber, dass bei Fortsetzung dieses 
Trends der Postuniversaldienst, der 
eine flächendeckende, allen Bürgern 
in gleicher Qualität zustehende Post-
dienstleistung garantiert, eines Tages 
in Frage stehen könnte. Vor diesem 
Hintergrund geht diese Studie der 
kulturellen und wirtschaftlichen Be-
deutung sowie den unterschiedlichen 
Funktionen der Briefpost nach. Die 
Autoren untersuchen, inwieweit das 
Internet die Substitution von Briefen 
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den Gesetzgeber vor die Herausfor-
derung, mit konvergenten Medien-
angeboten Schritt zu halten und die 
Regulierung anzupassen. Ziel der 
Medien- und Netzpolitik ist es dabei, 
Barrieren für Medieninnovationen 
abzubauen und zugleich die norma-
tiven Aspekte einer demokratischen 
Medienpolitik nicht aus den Augen 
zu verlieren. Dieses Buch greift zen-
trale Fragestellungen des langfristi-
gen Medienwandels auf und benennt 
Handlungsoptionen. Als wichtige 
Politikfelder identifizieren die Auto-
ren den Ausbau der Breitbandnetze, 
die Netz- und Plattformneutralität, 
die Gewährleistung von Anbieter- 
und Meinungsvielfalt sowie die 
Transparenz im Internet.
2013, 262 Seiten, kartoniert 
ISBN 978-3-8360-8136-8 
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Strukturwandel der Massenmedien und 
Herausforderungen für Medienpolitik
Die Tageszeitung auf einem E-Book-
Reader lesen, mit dem Smartphone 
fernsehen, über das Internet Radio 
hören und am Fernseher im Inter-
net surfen – die etablierten Medien
scheinen zunehmend ihre Kontur zu 
verlieren. Der Strukturwandel mün-
det in Medienkonvergenz, und damit 
ist auch die Frage angesprochen, ob 
traditionelle Leitmedien ihren Stel-
lenwert einbüßen, selbst wenn Pres-
se, Hörfunk und Fernsehen offenbar 
wichtige Knotenpunkte der medial 
vernetzten Gesellschaft bleiben. Die-
se Entwicklungen werfen neue me-
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